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PRÄAMBEL 

. Bremen ·hat e1ne stolze Trad1t1on- und Ge­

sch1chte. Bremerhaven 1st e1ne junge Stadt 

auf trad1t10nsre1ch9m Boden. Beide Städte 
b11den d'as kleinste Bundesland: D1e fre1e 

Hansestadt Bremen. 

Bremen weist erhebliche landschaftliche, 

städtebauliche, aber auch verkehr11che und 

w1rtschaft11che Standortvorteile auf. Sie 
gilt es zu akt1v1eren, um unser land für 

seine - Bürger und Zuwanderer anziehend zu 

machen. 

Doch heute 1 st der gute Ruf schwer ange­

sc_h lagen·. Die überlange Machtausübung durch· 

ein und dieselbe Partei hat dazu geführt, 

daß unsere beiden Städte 1n höchste f1nan­

z1e11e Not gebracht worden sind. Das Land 

muß heute um seine Existenz ringen. 

Oie Folge jahrzehntelanger SPD-Herrschaft ' 

s:1nd po11tfsche Fehlentwicklungen und sich 

ab10sende' Skandale. E1ns kam zum andern: 

Eine nfcht finanzierbare Ausweitung des öf­

fent11chen D1enstes führte zusammen mit 

Fehlentscheidungen in der Wirtschafts- und 

B11dungsPolit1k zu einer Unverantwortlich 

hohen Staatsverschuldung. 

Die Bremer SPD hat in einer sich schnell 

wandelnden Welt die Ze1t verschlafen. An­

statt aktive Strukturpolitik zu betreiben, 

behinderte sie ·moderne Techn1k und For­

schung. 
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E1ne totale Verfilzung zw1schen SPD, 
und Staat hat dazu geführt.· daß 1nrner ·mifi 

Funktionäre unsere Städte als 1hr E1gen.t .. 

betrachten. Soz1a ldi:!mokraten sprechen . ste·-t. 
von 11 unser Bremen 11 und nehmen ganz seÜ)"S.f ... 
verständl 1ch das Rathaus aüf. 1hre Wah·ip,i_.il: 

kate, als wenn s~e gar i'l1cht' mehr geWä.h) 

werden müßten - 01e SPD als Staatspart~1. 

führende SPD-Po11t1ker verUns1chern 
·heute d1e Po11ze1, während 1n Bremen 

Kr1m1na11tät ste1gt und 1mmer 

brechen aufgeklärt werden. 

Skandale be1 Rekrutenver.e1d1gungen 

Mar1nebesuchen ·unserer verbündeten, das so,;.··, 

genannte Denkmal filr den unbekqnnien Deser"i::~:< 

teur - d1es alles z1elt ·gegen die BurideS~ 

wehr und die 1n Bremen beheimatete wehr:.: 

techn1k m1t 1hren zehntausend Arbe1tsplät'~'< 

zen. D1e henT11ungslosen ·aesch1mpfurigen 

Verleumdungen . des Bundeskanzle·rs und d·er: · 

Bundesregierung durch d1e SPD s1nd nur .dä~„.'. 
Vorläufig let.zte ~11ed- e1ner verhängn1sV0·1·~. 
len K_ette von Fehlleistungen und der vef.i_:\ 

zwe1fe1te Versuch, von eigenem Versagen 

mer w1eder abzulenken. 

Wir leugnen n\ch.f, daß sich m1t der .S.PO. 

:. auch große AufbaU1e1s'tungen nach ·dem K;1ege·· 

1n unseren' be1den Städten verb1nderl. Abt!t/< 

der w1rtschaft11che und f1nanz1e11e N1eder"":·x 

gang des Zwe1-städte-Staates und das Ver-; ., 

sP1elen se1nes · gute.n Rufes sind ebenfal.15 

untrennbar mit der SPD verbunden.' 

.~ 
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Bremen und. Bremerhaven brauchen einen poli­

tischen Neubeg1nn. Dazu 1st d1e SPD n\cht 

1n der Lage. D1e Verursacher der Kr1se ha­

ben au·s ·1hren Fehlern nichts gelernt. Daher 

können sie n1cht d1e Retter aus d1eser Kri­

se se1n. 

Während 1hrer jahrzehntelangen Machtausü­

bung \st .d\e. Bremer SPD selbstgefällig ge­

worden., Eigenes Versagen und eigenes Ver­

schulden an den pol1t1schen Zuständen in 

.Bremen und Bremerhaven e1 nzugestehen, .konmt 

1hr nicht 1n den S1nn. Die SPD löst Proble-

1 -- me nicht selbst. sondern ruft um H11fe. 

Se1t über vierzig Jahren gen1eßt s1e. gern 

d1e .Vorte11e e1ner' Reg1erungsparte1. Die 

Verantwortung fü.r d1e _Ergebnisse \hre-r über 

v1erz1gjähr1gen Herrschaft weist s1e jedoch 

weit von sich. 

Die Genossen haben sich im laufe der Jahr-. 

zehnte saniert. o'as Land ist dabei \n Not 

geraten. Es trägt schwer an der· Bürde, d1e 

d1e Genossen-W1rtschaft h1nterlass.en hat. 

In d1eser S1tuat1on steht d1e Bremer CDU zu. 

~1nem politischen Neubeginn bereit. W1r 

fordern e1ne · g'ründ11che NeUbes1nnung für 

Bremen und Bremerhaven. ~o11tisches Hand,eln 

muß -auf festen Grundsätzen beruhen und. be­

st1nrnten .Werten verpf11chtet se1n. Maßstab 

unseres politischen Handelns sind die 

Grundwerte Fre1he1t; Solidarität und Ge­

rechtlgke\t. 
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W1r wollen e1ne fre1e GesellsChaft, 1n. de.f:::: 

s1ch jeder fre1 entw1ckE!ln und entsche1de· 

kann. sowe1t es das Recht des Nächsten un 
das Geme·1nw!)hl erlauben. 

W1r wollen e1n'e sol1dar1sche 

- Sol1dar1tät zwischen den Gener-at1on·'e:t{/< 

zw1schen den sozialen Gruppen, zw1sch'eri 

H11fsbedürft1gen und, H1lfele1stend_en, 

sehen Starken und Schwachen. 

Wir wollen e1ne gerechte Gesellschaft, 

der n1 emi!n'd benachte111_gt w1 rd und Chancen· 

und Güter mögJ1chst gerecht verteilt werd!n-:i_: 

D1e ,Herstellung e1nes hohen Beschäft1gurigs_:: 

standes und der Abbau der Arhe1ts10s1gke1t_„ 

s1nd für die CDU die vorrang1gen __ Aufgabi:?n:.> 

Für die W1rtschaftspo11t1k fordern wir e1_ne 

Rückbesinnung auf d1e Grundsätze 

len Marktw1rtsch'aft, d1e unSe~ 
dem Kr1eg groß gemacht hat. 

Wir wollen, daß s·1ch dte Wirtschaft 

men und Bremerhaven wieder auf die 

ver1.issen kann. W1r wollen 'den Mittelstand 

stärken, denn dieser ·ist d1e wesentlichste) .. 

Stütze unser.er W1 rtschaft. W1 r .wo 1 len . derf.'. '. 

zunehmenden E1nf1uß des Staates auf 

Lebensbefe1che zurückdrängen. Kurzum: 

wollen, das po11.tische K11ma 1n Bremen ver-> 

ändern', damit d1e Wirtschaft wieder flor1e ... 

ren kann und w1ed~r mehr Menschen A~bei·t'.::: 
finden. Arbeit zu haben, 1st mehr als B'rot~. ·:· 

erwerb. ·Arbeit g1bt dem Leben der Menschen 

Sinn und steigert ihr Selbstwertgefühl. 

\ 
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W1r wollen im Umweltschutz neue Wege be­

schre1ten. Oie politische Verantwortung ge ... 

genilber der heut19en .und den kommend-en Ge­

nerationen gebietet es, die natürlichen le~ 

bensgrundlaijen vor , nachhaltigen Störung'en · 

und Schäden zu .bewahren. In unseren Augen 

müssen ökologie und. Okonomie keine Gegen­

sätze se1n. Wie' in der Wirtschaft, so wol­

len wir auch im UmweJtschutz mehr Markt­

wirtschaft. 

Wir gestalten e1ne menschliche Gesell­

schaft. Dabe1 rücken w1r die Fam111e 1n den 

Mittelpunkt. Rücksichtnahme, Verantwor­

tungsbere1tschaft und Toleranz können am 

ehesten in der Familie f:l1ngeübt werden, um 

dann auch in den Lebensbereichen außerhalb 

d.er Familie gelebt zu wer~en. 

W1r wollen mehr Chanchen fü.r d1e Frauen und 

lehnen eine Politik ab, die Frauen auf be­

st1rrmte Rollen festlegt. W1r wollen, daß 

Fam111enarbe1t 1n 1hrem Wert ebenso aner­

kannt w1rd w1e Erwerbsarbeit. 

Wir wissen, daß w1r auf d1e Erfahrung und 

die Kenntnisse der älteren ,Generation ange­

w1esen sind, und wir wollen, daß unsere. äl­

teren Mitbürger ein se1bständ1ges, eigen­

verantwortliches und s 1 nnerfü11 tes Leben 

führen können. 

Mit unserer Jugendpo11t1k wo.llen w1r ,den 

. Jugendlichen Hilfen und Anregungen geben, 

.dam1t. s1e 1hre Identität flnden, 1hre Per­

sön11chke1t entw1cke.1n und s1ch 1n der Ge­

sellschaft engagieren. 
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Vorbeugen 1 st besser: a 1 s he1 len. Oaru. 

stellen w1r d1e präventive Med1z1n mehr i 
den Vorde·rgrund und betonen, daß d1ese ·aü 

d1e M1tw1rkung der M.enschen angewiesen 1st'; 

W1r wollen, daß auch Behinderte e1ne .QuiiJ1,-'-, 
f1z1erte B11dung, berufliche -AUs- und 

terb1ldung, unter Berücksichtigung von 

gu~g und Le1stungsfäh\gke1~ erhalten. 

W1r wollen eine bessere Bildung und·Ausbf1 
dung für unsere Jugend. Dabei gehen w1 _r -d '-'/· 

von aus, daß d1e Schule für unsere,Sch-91'~ 

da 1st, und daß s1e Begabungen erschl1eß · 

und Le1stungsbere1tschaft wecken m1:1ß. '"StJ 
fenschule und Gesamtschule a_ls Regelsch~-1' 
lehnen w1r ab. W1r- wollen. das fn Haup~_­

schule, Realschule und Gymnas\um geg1_1edef_­

te Schulsystem. 

D1e bewährte Zusatrmenarbe1t von Betrieb 

Berufsschule als duales System ble1bt 

uns unverz1chtbar. 

W1i" wollen le1stungsfäh1ge Hochschulen .·1·.;· 

lande Bremen und besonders d1e Le1stungsfä ·· 

h1gke1t der Bremer un1vers1tät verbessern· 

lw1schen Wissenschafts- und Beschäft~gunQS',;:: 

system' .1n Bremen muß sich auch 1m un1ver.~'r;:: 
tären Bereich e1ne bessere 

entw1cke1n. 

W1r wo11en e1n umfassendes 

für d1e Menschen 1n Bremen und Bremerhav.erl; · 

Das Engagement des e1nzelnen Bürgers .. url({';·::· 

privater In1t1at1ven tJnd Träger, vorl den·eri'-::: 

v1~le e'ine. lange Trad1t1on ·haben und ·auf 

\ 
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e1n segensre1ches W1rken zurückbl1cken kön­

nen, muß durch staatliche Kulturförderung 

verstärkt .werden. Nur so kann s1ch eine 

künstler1sche und kulturelle V1elfalt ent:. 

wickeln und ~alten. 

~1r wollen sch11~ß11ch mehr S1cherhe1t für 

unsere Bürger und das. Rechtsbewußtsein 

stärken. Ohne ·s1cherhe1t und Ordnung ~1bt 

es ke1nen inneren Fr1eden und ke1ne soziale 

Gerecht1gke1t. Dabe1 ble1bt d1e Durchset- • 

zung des Rechts dem Staat und seinen demo­

krat1sch leg1t1m1erten Organen vorbehalten. 

D1e zerrütteten f1nan7.en Bremens w1eder zu 

ordnen und auf e1ne 'verantwortbare Grundla­

ge zu stellen, 1st n1cht nur d1e schw1er1g­

ste, sondern m1t Sicherheit auch die 

1angw1erigste Aufgabe zukünft1ger brem1-

scher Po11t1k. Diese Aufgabe y~rlangt neben 

e1ner veränderten .Haushalts- und f1nanzpo­

.11t1k e1ne .grundlegende Verän,derung der Ge­

samtpol1t1k 1n Bremen. 

Durch Sparmaßnahmen alle1n lassen sich d1e 

1nrner häuf1ger aufreißenden F1nanzlöcher 

n1cht mehr schließen. Bremen muß es viel­

mehr gel1ng,en, s~1ne W1rtschaftsKraft we­

sent11ch zu stärken und dam1t se1~e Steuer­

kraft deutl1ch zu erhöhen. 

W1r wollen d1e Alle1n- und Dauerhe'ri-schaft 

der Bremer SPD beenden. oemokrat1sc~e Ver­

änderungen in Bremen und Bremerhaven sind 

überfä111g. 40 Jahre SPO-Herrschaft s1nd 

genug! · 
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W1r wollen d1e We1chen für Bremen und Bre­

merhaven neu stellen. Das vorliegende ~ro­

granm für d1e Jahre 1987 b1·s 1991 zeigt 

neue Wege auf, auf denen die alten ausge-: 

tretenen Trampelpfade soz1a1demokrat1scher 
Politik verlassen werden sollen. 

W1r kämpfen für eine demokratisc'he Chance, 

schwere. polit~sch0 Fehlentwicklungen zu_­

korr1g1 e·ren. W1 r kämpfen gegen den al lmäch'" 

t1gen SPD-Staat. Wir kämpfen geg'en Pol1t1-

s1erung und Ideolag1s1erung a11er Lebensbe­

re1che. 

W1r wollen die verfilzten' Strukturen 

brechen. Wir wollen mehr praktische Ver­
nunft für die Freie Hansestadt Bremen - zum 

Woh 1 e a 11 er Bilrger1nnen und Bürge·r. 

Die w1rtschaft11ehe und fi­
nanzielle Situation Bremens 
und Bremerhavens 1St unter 
ja.hrzehnteianger SPD-Herr'­
schaft 1mmer schlechter ge­
worden. 1975 hatte das Land 
1m JaJ!resdurchschn1tt 12.800 
Arbe1l:-slose. B1s 1986 1st 
d1ese tahl auf über 40.000 
Arbeitslose hochgeschnellt 
oder anders ausgedrückt: D1e 
Arbe1ts1osenquote entw1ckel­
te s1ch von 4,4 % auf über 
15 %. Aus e1nem blühenden. 
überdurchschn1tt11ch re1chen 
Bundesland 1st das Schluß~ 
11cht geworden. Heute 1st 
d1e Arbe1tslos1gke1t 1m lan­
de Bremen um ca. 80 " höher 
als 1m Bundesdufchschn1tt. 

Gründ11che Neubes1nnung für 
Bremen und ~remerhaven auf 
d1e Grundsätze der soz1alen 
Marktw\rtschaft. 

J 
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Mehr Arbe1tsp1ätze durch bessere 

W1rtschafts~ und F1nanzpo11t1k 

Arbe1t zu haben 1st mehr als Broterwerb! 

Arbe1t g1bt dem Leben der Menschen S1nn und 

steigert 1hr Selbstwertgefühl. 

D1e Masse der Arbe1tsp1ätze w1rd von der 

pr1vaten W1rtschaft zur Verfügung· gestellt. 

Der Staat kann n1cht be11eb1g v1ele . Ar­

be1tsplätze schaffen. Der, S~aat hat v1el­

mehr 1n erster L\n1e d1e Aufgabe, pr1vates 

w1rtschaft11ches Handeln zu erle1chtern und 

n1cht zu behindern. 

Erschweren kann der Staat das Wirtschaften 

durch zu v1ele Gesetze. zu viele Verordnun­

gen, zuviel D,r1g,smus, durch eine zu große 

und schwerfällige Bürokratie, mit anderen 

Worten: dadurchj daß er zu v1ele Aufgaben 

an s1ch· z1eht und daß er zu v1elen Men­

schen .1n 1hr privates Leben und Arbe1ten 

h1ne1nredet. 

Die CDU 1st d1e Pa'rte1 der soz1a1en Markt­

wirtschaft.' Im Gegensatz zu anderen e~war­

tet s1e nicht alles He11 d1eser Welt vom 

Staat. 

wir fordern elne gründliche Neubes1nnung 

für Bremen und Bremerhaven -; die Neubes1n­

nung auf d1e Grundsätze der soz1a1en Markt­

wirtschaft, die. unser land nach dem Kr1ege 

großgemacht hat. In einer marktwfrtschaft­

lichen Ordnung lösen s1ch d1e v1elfält1gen 



Oie W1rtschaft muß s1ch auf 
d1e Pol1t1k verlassen können. 
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Interessenkonfl1kte des w1rtschaft11chen 

Alltags schneller und harmonischer al~-:':­

durch ko 1 lekt1 ve oder bnr~kr'at1 sehe Len.:... 

kung. Ind1 v1due11e Entsche1dungsfre1he1_-t_-::,;_; 

und. Vei"antwort11chke1t, · Tar1f<iutonom1e,--· 

privates E1gentum. ein funkt1onsfäh1ger.­

Wettbewerb ~nd fre1e Pre1sbildung zur 

Steuerung von Angebot und Nachfrage - das 

s1nd d_1e best1rrmenden ·Elemente d1ese; er­

folgreichen Po11.t1k Ludw1g Erhards. 

D1e Politik hat d1e Aufgabe, durch Gesetz-. 

gebung und politische Entsche1dunge·n, auf 

die man s1ch Verlassen kann, das VertraUen 

privater Investoren zu ~tärken, 1hnen diis . 

Rechnen und das. Invest1ere·n zu ermög11cheii, 

kurz, d1,1rch v_ertrauensb1ldende. Maßnahmen 

Unternehmer zum Handeln zu ermut1gen; Erst. 

wenn s1ch d1e Wirtschaft 1n Bremen und Bre­

merhaven w1eder auf die Po11t1k ver·lass-en 

kann. kann ·es w1rtschaft1ich ·mit unseren 

beiden Städten wieder bergauf gehen. 

Unsere marktwirtschaftliche Po11t1k w111 

dabei helfen, bestehende Arbeitsplätze, de-_ 

ren Leistung nachgefragt ~1rd, dauerhaft zu 

sichern und darüber hinaus neue· oauerar­

be1tsplätze zu schaffen. 

Marktwirtschaft bedeutet allerdings ·nicht, 

daß der Staat oder die Pol1t1k d1e .Hände 1n 

·den Schoß legen können. E1ne auf d1e Förde-

rung . von 

brem1sche 
W1rtschaftswachstUm ausger1chtete 

W1rtschafts- und F1nanzpo11tik 

1st Grundvoraussetzung für'mehr Arbeits-

und Ausb11dun.gsp1ätze. Andere Rahmenbed1n­

gungen müssen hi_nzukommen, wenn 1n den 

nächste·n Jahren d1e Vollbeschäft1gung · w1e­

derhergeste1_1t werden soll. So müssen d1e 

01e Bremer· SPD marsch1ert 
1nmer noch ·1n d1e falsche 
Richtung.' In ihrem Bremen:.. 
Plan 1987 schlägt s1e erst­
mals e1nen Strukturbe1rat 
vor, der s1ch zu je e1nem 
Drittel aus Gewerkschaftern', 
Arbeitgebern und der Büro­
krat1 e zusanmensetzen -so 11. 
Dabe1 soll auch geprfift wer­
den, ob e1ne Ausdehnung des 
öffent11chen Sektors, z.B. 
durch Gründung-'öffen'tl1cher 
Unternehmen oder durch Aus­
we1 t'u.ng · staat11cher ßete111-

·. gung-'än -pr1vaten Unternehmen 
zum Erfe1chen der struktur-· 
po11t1schen Z1ele be1tragen · 
kann. 
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Arbe1t~bed1ngungen flexibler gestaltet 

werden, aber auch Arbeitszeitverkürzungen 

können e1n taug11ches M1tte1 se1n, neue Ar­

be1tsp1ätze ·zu schaffen. Dabe1 kann jedoch 

keine Form der Arbe1tsze1tverkürzung für 

sich a)l.e1n e1ne ausre1chende Entlastung. 

des Arbeitsmarktes bew1rken. Arbe1tsze1t­

verkürzungen mOßtef'.I deshalb auf die Organ1-

sat1ons- und Produktionsstrukturen 1n den 

untersch1ed11chen Branchen und be1 unter­

sch1ed11ch_en Betr1ebsgruppen Rücks1cht· neh­

men, wenn sie dem Abbau der Arbe1tslos1g­

ke1t d1enen ·sollen. 

D1e Entscheidung Ober arbe1tsze1tverkürzen­

de Maßnahmen obllegt den Tar1fparte1en. Dem 

Staat fällt d1e Aufgabe zu, den Vertrags­

parteien hlef'.ZU d1e notwend1gen Gestal­

tungsrahmen zu s~haffen und Anre1ze zu. ge­

ben. 

D1e w1rtschaft11che At1:rakt1v1tät. unseres 

Zwe1-Städte-Staates w1rd jedoch n1cht· nur 

durch W1rtschaftspol1t1k 1m engeren S1nne, 

sondern auch durch das allgeme1ne K11ma, 

welches durch po11t1sche Verhaltenswe1sen 

und Entsch!!1dungen erzeugt W1rd, beein­

flußt. E1n schlechtes Schulsystem schad~t 

der Attraktivität e\.nes Standortes ebenso, 

wie zu hohe Energ1ekosten oder zu hohe Ge­

werbesteuern. ·InsDfern versteht s1ch unser 

gesamtes Prograßlß als e1n Prograrrm z.u'r För­

derung der Attrakt1v1tät der Städte Bremen 

und Bremerhaven. 

Nlcht alle w1rtschaft11chen Probleme, d1e 

es· 1n unserem Bundesland oder dem Unterwe­

serraum g1bt, können aUs eigener Kraft ge­

löst werden. Aber das, was w1r selbst än-
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W1r wollen den M1ttelstand 
stärken. 

Der· Mittelstand 1st d1e we­
sent11chste Stütze- der Bre­
mer W1rtschaft. Er stellt 
65 % aller Arbe1tsplätze und 
85 % aller Ausblldungsp1ätze 
zur Verfügung. 

Dle Wlrtschaftspol1tlk des 
, SPD-Senats hat s 1 eh zu oft 
darau'f beschränkt, Großun­
ternehmen bei Ex1stenzkr1sen 

· zu helfen. 

• - 14 - • , dern können, wollen w1r ffiachen und nur 

den anderen Te11 auctt fremde H1lfe 1n 
spruch nehmen. 

D1e Vergangenhe'\t hat geze1g~, ·daß Bremen 

s1ch n1cht e1nse1t1g auf die Stärke einzel­

ner Unternehmen verlassen darf. Nur e1ne 

V1elzahl kle1nerer, gesunder Unternehmen 

kann unserem Land d1e notwend1ge w1rt­

"schaftllche Stabilität geben. Dle. w1rt­
schaft11chen Schw1er1gke1ten der vergailge-· 

nen jahre haben' geze1gt, daß m1tt~lständ1-
sche Unternehmen r1s1kobere1ter, _bewegli­

cher .und wen1ger kr1senanfä1119 s1nd 
Großunternehmen. 

Deshalb 1st d1e M1tte1standspo11t1k · e1n 

Kernstück unserer w1rtschaftspo11t1 sehen · 

Konzeption zur Erhalt~ng und Stärkung der 

W1rtschaftski-aft und letzt11ch ·der sel'b­

ständ1gke1t unseres Landes. 

Es kommt 1mmer w1eder' vor, daß Betriebe· 

aufgrund veränderter Verkehrs- und S1ed-

1ungsstrukturen oder notwendiger Erweite­

rung neue Betr1ebsgrundstücke benötigen. 

Vor ein solches Problem. gestellt, ·hab~n. in 

der .vergangenhe1t v1ele Betriebe das Land 

Bremen ve:lasse~, we11 unsei-e be1den Städte 

1hnen keine gee\gneten Grundstücke ·zur Ver­
fügung gestellt haben. 

Wir werden den Betrieben, die 1m lande Bre­

men b1e1ben mt'lchten, be1 der Ums1edlung so 

helfen, daß s1e auch 1m lande Bremen b1e1-
·ben können. 

W1r wollen, daß die 11 Kle1-
nen" n1cht vergessen werden! 

\ 

01e Steuerreform der Bundes­
regierung, d1e e1ne Steuer­
entla.stung von 44,4 M1111ar­
den.M~rk bringt, korrmt neben 
den k1e1nen und mittleren 
E1nkommensbez1ehern-beson­
ders dem Mittelstand zugute, 
we1l die überproportionale 
Belastung des Mittelstandes 
durch einen 11near anste1-
genden Steuertarif ab dem 
01.01.1990 beselt1gt.w1rd. 
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Wenn der Staat Aufträge an unternehmen ver­

g1 bt,. muß auch die mittelständische Wirt­

schaf·t berilcks1cht19t werden. 

Ex1 stenzgründungen und Investit1 onen ger:ade 

auch 1m h1gh-tech-Bere1ch oder 1m Zu_saT1111en- · 

hang mit forsChung und Entwicklung sind 1n 

der Regel ;m~t finanziellen Risiken verbun­

den. 

Wer etwas Neues wagt, kann sich n1cht stets 

von- vornhef-e1n des . Erfolges sicher .sein. 

Gerade .we11 Bremen 1n diesen genannten Be­

reichen Nachholbedarf hat, wollen w1r, daß 

das Land s1ch an der Bereitstellung von 

Wagn1sk.ap1tal zunächst beteiligt. In diesem 

Zusarmienhang 1st e\n verstärktes Engagement 

- der Kred1t1nstitute erwünscht. 

. W1r wollen ein Landesdarlehens- und Zu­

schußprogramm für den Mittelstand auflegen 

und e1n 1andese1genes Prograrrm zur Förde­

rung und Gründung und zum- A'usbau von 

Existenzen ins Leben rüfen. Gerade auch ·das 

Handwerk 1st auf e1ne ·solche Förder·ung an-· 

gewiesen. W1r wolleO e1ne spezle11e M1tte1-

. standsberatung und e1n, lnst1tut für .Mlttel­

standsforschung e1nrichten, das d1e Proble­

~e m1ttelständ1scher Unternehmen: ana1ys1ert 

und Lösungsmögllc_hke1ten anbietet. 

Be1 der Wirtschaftsförderungsgesellschaft 

muß e1ne ze.ntrale Techn01og1e-Transferstel­

le e1nger1Chtet werden, d1e vorrangig, kle1-

ne und m1ttlere Unternehmen betreut und be-

; rät Und '\hnen be1 der Umsetzung v?n Ideen 

1n den Produktionsprozeß hilft. D1rekt an­

schließen- muß s1ch dann d1e Förderung von 



,._ 
j.~ 
' 

Bremen läßt 1mner noch Chan­
cen aus, s1ch auf Messen 
darzustellen, so zum Be1-
sp1el als Software-Standort 
der Computertechniken auf 
der CeBIT-M.es se in Hannover. 

Bremen steht 1m Wettbewerb 
m1t seinem Umland. Bremens 
Gewerbesteuer 1st m1t 
420 Punkten zu hoch. Im Ver­
gleich dazu: Syke 300 Punk­
te, Oyten 260, Schwanewede 
290, Delmenhorst 345, R1t­
terhude 300 Punkte. 

- 10 - • neuen Produkten und neuen Verfahren 

diesen Betrieben., Dabe1 muß die Entwicklu.ri.~:.· 

und Umsetzung umweltfreundlicher Produkte? 

un~ Produkt1onsverfahren 

Schwerpunkt bilden. 

- Auch .kleine und m1tt1ere Betriebe 

die- Chance haben·, . s1ch auf Messen darzu·­

stellen. Durch Zusch.ü~se kann -man 1hnen da·~ 
erle1chtern. Sowe1t s1e n1cht 11'1 der (a·g~.; 
s1nd, Messestände allein- zu betreiben," nl~'~;·. 

,1h'nen d1e M5gl1chke1t gegeben werµen, s.1Ch-„::::.: 

an l.änderpräsentat1onen zu bete111gen (Bre'-j<ß 

m1scher Messepavillon). 

N1cht Bonn, snndern Bremen best1mmt d1'e··­

H5he der Gewerbesteuer. · D1e Höhe der GeWer'."':~>: 

besteuer hat dazu geführ.t, daß v1ele Be~·/_. 

tr1ebe lns Umland abgewandert s1nd 

Ans1edlun9en 1n Bremen. erschwert werden~ 

W1r wollen die Gewerbesteuer in der stadf., 

Bremen zunächst um 30 Punkte senken. o\.ese· 

Maßnahme soll dazu· be1tragen, daß d1e An..:. 

s1edlungen von Unternehmen 1n -Bremen zuneh­

men- werden. Das h11 ft der, W1 rtschafts­

Strukturkraft Bremens. 

Bremerhaven ist· auf zusätzliche Betr1ebe 

noch stärker angewiesen als Bremen: Oatier 

muß d,ie Gewerbesteuer 1n. der Seestadt 

m1ndestens 75 Punkte gesenkt werden. 

Wenn ·Bremen w111, daß Unternehmen in 

Mauern bl.e1ben und neue hinzukonwnen, ßiuß es 

1n ,ausre1chendem Maße verfügbare Gewerbe·­

flächen ·anbieten kBnnen. Darum muß es Flä­

chen vorhalten. 

:~.' ''·.,;~. 

Die SPD und der Senat haben 
gegen unseren W111en auf die 
Gewerbefläche N1edervie1and 
III verzichtet. Sie haben 
damit mittelfr1st1g die 
Chancen für neue Arbe1ts-
p1ätze versP1elt. ' 

Der.von der SPO-Mehrhe1t 1n 
der Bürgerschaft beschlosse­
ne Flächennutzungsplan ent­
hält schwere Fehler zum 
Nachteil Bremens. Er genügt 
n1cht d\_n heut1gen Anforde­
rungen ah.-e1ne moderne 
Stadtentwtcklung. Insbeson'."' 
dere d1e Verdrängung kle1ner 
und m1ttlerer·Betr1ebe aus 
Mischgebieten, die künftig 
Wohngebiete werden sollen. 
vernichtet 'häufig 1hre Exi­
stenz und dani1t Arbeitsplät­
ze oder s1e vertreibt sie 
ins n1edersächs1sche Umland. 
Das g11t umso mehr, als der 
Flächennutzungsplan nicht 
genügend Gewerbeflächen ent­
hält. Darüber hinaus gibt es 
zuwenig Vorrat an erschlos­
senen Gewerbefläc~en. 

'\ 

Invest1t1onsheJ11Tlnisse bese1~ 
t1g~n 
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W1 r werden dafür so'rgen. daß Bremen· an­

s 1ed1ungsw1l11gen- Unternehmen stets h1nre1-

chende Gewerbeflächen zur Verfügung stellen 

kann. Das sch11eßt nicht aus, daß erhebl\­

che· Flächen für d1e Erholung und den ·Land­

schaftsschutz erhalten ble~ben. 

W1r wollen 1nsbesondere in - gewachsenen 

Strukturen, e1n N~bene1nander von Wohnen und 

Arbeiten ermög11chen. Dieses 1st durch d.1e 

Ausweisung von M1 schgeb1 eten erre1 chbar. 

d1e den bestehenden Betrieben Zukunftschan­

cen offenhalten. Darüber h\naus müssen ge­

nügend Wohnbauflächen für den Wohnungsneu­

bau und Gewerbeflächen, auch 1n wohnortna­

hen Gebieten, angeboten werden. wenn Infra­

strukturmaßnahmen frühze1t1g ergr1ffen wer­

den, können untumutbare Belastungen verm1e­

den werden. 

W1"r wollen den Flächennutzungsplan 1n die­

sem Sinne so schnell wie möglich ändern. 

Entscheidungen ·von. Politik und Verwaltung 

erschweren zu oft Investitionen. vor allen 

Dingen, wenn d1ese Eiltsch.eidungen kur.z'fr1-

st1g, sozusagen über Nacht, gefällt werden. 

W1r wollen d1e po11t1schen Rahmenbed1ngun­

gen für Inv·est\t1onen entscheidend verbes­

. s~rn. Wir wollen Gesetze und Verordnungen 

vereinfachen und drast\sch · reduz1eren. und 

w1r wollen. daß die Verwaltung d1e ~este­

heriden Gesetze und Verordnungen unbürokra­

t1sch anwendet. 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) s1nd für 

Langze1tarbe1tslo~e d1e e1nz1ge Mögl1chke1t 

e1ner z1e1ger1chteten, nützl1chen Erwerbs­

tät1 gkeit. Bei mehr· a 1 s 5. 500 ABM-Plätzen 



Schwarzarbeit verstößt gegen 
geltendes Recht und belastet 
sowohl den Arbeitsmarkt als 
auch die öffentlichen Haus­
halte schwer. 

D1e Bremer SPD hat auf ihrem 
Parteitag vom. 27. Jun1 1986 
d1e 11 Vergese11schaftung der 
Schlüssel1ndustr1en 11 gefor­
dert. Der Bremer Senat dul­
det das Denkmal für den un­
bekan~ten Deserteur. 
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'., 
1m Lande Breinen fällt es jedoch 

schwerer, entsprechend 

rungsgesetz (AFG) Aufgaben zu finden,'· ·dfe·:· 
ohne-. ABM n1cht oder erst zu einem spät'ere·fi:·.; 

Zeitpunkt durchgeführt werden können .. Gera;·;." 

de d1e Prax1 ~ 1n Bremen g1bt zu der Vernl~~<·. 

tung Anlaß, daß Arbe1tsbeschaffungsmaßria~~/;' 

men zunehmend zur Erfüllung von_ Regelaufga)·„,... 

ben des öffentlichen Dienstes eingesetzt: 

werden. Dam1t w1rd e1n .Stellenabbau 1m öf_;···· 
fent11chen Dienst vielfach erst ermöglicht~ 

und 1n der privaten Wirtschaft werden .Ar_:.,>:[ 

beitsplätze gefährdet. Wir werden daher'/ 

einer weiteren A~swe1tung von ABM nur noCh ·· 

1n sOlchen Bereichen , iust1nmen, 

ein Mißbrauch ausg~schlossen 1st. 

W1r wollen mehr Ehr11chke1t auf dem Ar~ 
beitsmarkt. Illegale ·seschäftigung 1st so­

z1alschäd11ch, vernichtet. legale Arbeits­

plä_tze und verhindert d1e Schaffung .neuer 

Beschäft1gung.smög11chke1ten_ Illegaien. Ar­

be1tnehmer-Verle1hern muß das Handwerk ge­

legt werden. Gleichze1t1g muß der sta·at 

darauf achten, daß er, nfcht durch e1ne zu 

sehr belastende Ste~er- und Abgabenpo11t1k 

d1e Illega11tät fördert. 

Wo d1e W1rtschaft flor1eren soll. muß das 

no11t1sche K11ma st1nvnen. Wirtschaft ist zu 

50 Prozent Psychologie. 

Wer für private Unternehmen attraktiv sein 

möch~e, darf nicht g1e1chZe1t1g d1e Verge'"'."' 

sellschaftung beSt1nmter Industrien for­

dern. Wer wehrtechnische Aufträge für seine 

he1m1sche lndustr1e haben möchte, d":rf 

nicht gle1chze1t1g d1e ßundeSwehr und ihren 

Verte1d1gungsauftrag diffamieren. D1e CDU · 

'\ 
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bekennt sich zur Bundeswehr, zu ihrem Auf­

trag und zu ihrer erforder11chen Ausrüstung 

und.Ausstattung. Daher unterstützt s1e auch 

Wehrtechni~ 1n Bremen. 

Die erforderlichen öffentlichen Irlvestit1o­

nen dürfen nicht nach dem G1eßkannenpr1n­

i1p, sorldern müssen dort vorgenolllßen wer­

den. wo s1e pr1vate Investitionen ·nach sich 

z1ehen und langfr1stig neue Arbeitsplätze 

schaffen. Da 1n Bremen nur begrenzte Res­

sourcen zur Verfügung stehen, 1st es unVer­

me1dl1ch. dort Schwerpunkte zu setzen, wo 

Bremen bereits Potentiale besitzt. Das s1nd 

d1e Schwerpunktbereiche Meerestechnik,. Pro­

dukt1 onstechnik, Raumfahrt, umwelttechn1k, 

SeehafeOtechnologie und· Transporttechnik. 

01ese .Bereiche müssen ergänzt werden· durch 

.Wissenschaft und 'Forschung, vor allem auch. 

M1ttelstan~sforschung. 

So wollen w1r das Ziel erreichen, daß Bre­

men und Bremerhave!l endl '\eh auch zu bedeut­

samen StandOrten der Hochtechnologie wer­

den. D1es 1st zug1e1ch eine der wichtigsten 

Voraussetzungen dafür, daß neue Unternehmen 

entstehen .. 

In diesem Zusa111Denhang muß d1e Bremer Un1-

.vers1tät künftig ·e\ne wichtige_ Rolle ·spie­

len. S1e itiuß dazu beitragen,· Bremen als 

Standort von Forschungs- und Entwicklungs­

schwerpunkten interessant .zu machen. 

W1r wallen die Bremer Un1vers1tät stärker 

und·· schnellet als b1sher umstrukturieren. 

Noch mehr Gewicht muß auf d~e Schwerpunkte 

1m naturw1ssenschaftl1ch-techn1schen Be­

reich gelegt werden. 



Wenn es nach der SPD geht. 
versäumt Bremen es, das Zen­
trum der Raumfahrt zU-Wer­
den. N1emand 1n der Bundes­
republ1k Deutschland hat 
größere Chancen als Bremen, 
we11 das Raumfahrtunterneh­
men ERNO h1er se1nen Haupt­
s1tz hat. Der geplante 
11 Raumfahrtlehrstuhl 11 an der 
Un1vers1tät 1st jedoch m1t 
zwe1 Professorenstellenge-· 
genüber anderen Un1vers1tä­
ten w1e Stuttgart m1t etwa 
10 Hochschullehrern oder dem 
Fahrzeug-Fl1Jgzeugbau. an der 
TH Harburg m1t rund 45 Hoch-· 
schullehrern zu kle1n ausge­
legt. Wenn d1e Po11t1k n1cht 
geändert w1rd, laufen andere 
Bremen w1eder den Rang ab„ 

Vermehrt werden Le1tungs­
. funkt1onen 1m Flugzeugbau 
' van Bremen nach Hamburg ver-

1 egt. 
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Neben der erforderlichen pa11t1schen 1<i1ma­
verbesserung und der ·erforder11chen Förde7 

rung der Vergabe von ·we.hrtechn1schen Auf­

trägen nach Bremen müssen , d1e Bere1che 

Luft- und Raumfahrtwesen an der· Un1ve·rs1tät 

Breme~ und solchen angegl 1ederten Inst1tu­

ten gestärkt werden, d1e e1ne .enge Koopera­

t1on m1t dem 1ndustr1e11en Raumfahrtstand­

ort Bremen e1ngehen können. 

W1r wollen d1e Luft- und Ra'umfahrt1ndustr1e 

1n Bremen s1chern und stärken. D1ese Indu"", 

str1e 1st als technolog1sch hochstehender 

und 1nnovat1onsträch_t1ger Be~e1ch nat1on~1 
und 1nternat1ona1 besonders w1cht1g. Des­

halb. muß d1e Bedeuturig des Standortes Bre­

men von MBB/ERNO erhalten werden. W1 r wer­

den un,s .dafü~ einsetzen, daß· das zwischen 

B'ayern und Bremen vere1.nbarte Werkstätten­

~onzept vollstärid1g eingehalten ~1rd, damit. 

auch technologisch anspruchsvolle Aufgaben 

am Standort Biemen verble1bert. Sonst w1rd 

. langfr1st1g d1e Ex1stenz des für Bremen un­

ver11chtbaren Gesamtbere1ches gefährdet. 

W1r setzen uns dafür e1n, daß der Standort 

Bremen an der Entwicklung und · Produkt1on 

der Flugzeuge der· A1rbus-Fam111e angemessen 

bete111gt w1 rd. Bremen 1 st be1 -der Vergabe 

von wehrtechn1 sehen Aufgaben zu ber:ücks1ch­

t1gen. D1e Projekte der bemannt~n Raumfah.rt 

u·nd der h1erzu notwendigen Transportsyst-eme 

s1nd auszubauen und zu erwe1tern. W1r s1,nd 

für den we1teren _Ausbau der. NaChr1chtensa..:. 

te111tensysteme und -technolog1en. 

W1r unterstützen nachdrück11ch d1e Pläne 

,,, 
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zur Err1chtung e1ner nat1onalen Raumfahrt-

. agentur. Aufgrund der bereits vorhandenen 

Kapaz1täten, der Entw1cklungsmög11chke1ten 

.und der reg1onalpo11tischen Erfordern1sse 

1st Bremen hierfür der geeignete Standort. · 

01e . "Abfallprodukte" der Forschung, Ent­

wicklung und Produkt1onstät1gke1ten · des 

· . L_uft- und Raumfahrzeugbaus werden es ermög-

11chen, 1m Zusarrmenw1fken von Wissen-

schaftsforschung, W1ssenschaftsförderung, 

Existenzgründungen und Unternehmensinvest1-

t1onen neue Produktpaletten, neue Betr\ebe 

. und neue Arbeitsplätze .1n Bremen entstehen 

zu lassen. Das alles soll dazu führen, 

Bremen s'chRell zu einem h1gh-tech-Zentrum 

1n Deutschland zu machen. 

D1e deutsche Stah11ndustr1e und 1nsbeso~de­

re d1e "Hütte Bremen 1st sowohl von der Ko­

stens1tuat1on her als auch von 1hrem tech­

nischen Standard -weltwe1t 1m Spitzenfeld 

ang~s1edelt. ·Gerade deshalb 1st es erfor­

derl1ch. daß. der Stahlstandort Bremen er­

halten und ges1r.:hert w1rd, zumal d1e Hütte 

Bremen mit 5.000 Arbeitnehmern von überr-a­

gender -Bedeutung 1st. D1e Bemühungen der 

Bundesreg1erung der deutschen Stahl1n­

dustr1e bei der Bewä1t1gung 1hrer derze1t 

großen Probleme H11festellung zu gewähren, 

werden von uns daher unterstützt. Es blefbt 

e1ne vorrang1ge Aufgabe, für.Wettb~werb~be­

.d1ngungen ohne Handelsherrmn1sse und Wettbe­

werbsverfälschungen 1m Rahmen von gegensei­

tigen Handelsa~korrmen zu sorgen. D-1es gilt 

1nsbesondere 1m Bere1ch der europäischen 

Gemeinschaft. 



Rund 100.000 Arbe1tsplätze 
1n Bremen hängen vom Hafen 
ab. 

unterlassene bremlsche Ha­
fen1nvest1t1onen gefährden 
m1ttelfr1st1g unsere Wettbe­
werbsfäh1gke1t. 
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Die Häfen 1n Bremen und Bremerhaven ble1-

ben auch in Zukunft das Rückgrat der brem1-

schen W1rtschaft. W1r s1nd der Meinung, daß, 

d1e Selbständ1gke1t Bremens 1n der Wahrneh­

mung der nat1ona1en Hafen- und Sch1f.fahrts­

aufgaben für d1e Bundesrepubl1k Deuts~hland 
begründet 1st. Jeder dritte Arbe1tsplatz 1m 

lande Bremen hängt d1rekt oder 1nd1rekt m1t 

den w1rtschaftl1chen Entw1cklungen 1n den 

Häfen zusaJJmen. 

· Bremen muß se1ne e1gene Verantwort~ng als 

deutscher Hafenstaat stärker wahrnehmen. 

Bremen muß s1Cherstellen, daß die notwendi­

gen M1tte1 zur Erhaltung der Konkurrenz­

fäh1gke1t der Häfen bere1tgesiellt werden. 

D1e Attrakt1v1tät des Hafen- und Außenhan­

delsplatzes Bremen.muß durch. ein~ komb1-

n1erte· Hafen- und G~werbepo11t1k, d1e aus- .. 

reichend erschlossene Flächen vorhält, ge.­

steigert werden. Nur so·'kann die Produktion 

hafenabhäng1ger Güter und die dam1t verbun­

dene Zahl der Arbeitsplätze vermehrt werden. 

W1r wollen, daß d1e Umst:uktur1erung e1nes 

Teils unserer Hafenanla.gen 1n Bremen-Stadt 

1n Arlgr1ff 9enOn111en ·wird: W1r fordern d1e 

Vollendung der Kaje auf der Ostse.1te 1m 

Neustädter Hafen 1m Becken II, verbunden 

m1t dem Bau e1ne·s Löschwasserrückhalte­

beckens und anderer Maßnahmen aUs Umwelt­

schutzgründen. 

G1e1chze1t1g können 1n Te11bere1chen M1tte1 

eingespart wei-den, so zu_m Be1sp1el be!1m 

wasserse1t1gen Hafenumschlag 1m Oberseeha­

fen durCh BeschränkUng auf d1e nur noch 

notwendige Zahl der L1egeplätze. 

3111 
·~, 

\ 

W1r reden n1cht dauernd vom 
Süd-Nord-Gefälle. 
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Erneuerungs':"- und San1erungs1nvest1tionen 

fUr die Hafenanlagen 1n Bremen und Bremer­

haven mUssen kont1nu1er11ch vorgenonmen 

werden. Insbesondere 1st d1e San1erung der 

Ka1serschleuse (Inbetriebnahme 1895) und 

der Nordschleuse (Inbetr1ebnahme 1930) vor­

anzutreiben. Ein· dritter L1egeplatz für 

Con-Ro-Sch1ffe 1m sü-d11chen Teil der Strom­

kaje 1n Bremerhaven 1st zu schaffe~. 

W1r wollen, .daß die 1nnovat1ven Seehafen­

technolog1en 1n ·de~ Hafengruppen Bremen­

Stadt .und Bremerhaven we1terentwickelt und 

verstärkt werden. S1e s1chern uns 1m euro­

päischen Konkurrenzkampf den Vorsprung. 

W1r werden, uns we1terh1n dafür, einsetzen, 

daß es 1n best1ll'lllten Hafengeb1eten Bremens 

und Bremerhavens ·ansässigen und ansied-

1ungsw1111gen Betr1eben ermög11cht w1rd, 

d1e Betriebsgrundstücke auf Wunsch zu er­

·werben. 

1 
Der Freihafenstatus Bremens darf durch 

künftiges F:G Recht über Freihäfen und Fre1-

1ager n1cht bee1nträcht1gt werden.· Wir wer­

den uns nachha1t1g dafür einsetzen, den 

bisher1gen Statu·s des Freihafens zu s1chern. 

Wir wend~n uns gegen e1n und1fferenz1ertes 

Lamentieren über ein Süd-Nord-Gefälle 'ln 

der Bundesrepublik Deutschland. W1r beken­

nen uns zur Eigenverantwortung aller ·po11-

tischen· und w1rts'chaft11chen Kräfte des 

Küstenrauffis. 

Aber gemetnsam m1t den Küstenkammern erin­

nern w1r den Bund an se1ne Aufgabe, atis ge-. 



Deutsche Sch1ffahrt und 
deutscher Schiffbau s1nd na­
t1onale. Au~gaben. 

\ 
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sehen Gründen drohenden Ungle1chgew1chten 

1m Bundesgeb1et m1't geeigneten Maßnahmen iU· .. :·i 
begegnen. Die Küste braucht bundesoo11t1_;·:c 

sehen Flankenschutz. Ihre interreg1ona le:. ,, 

und 1nternat1onale Wettbewerbsfähigke1t mu.B·.::<:· 

gestärkt werden und lagebed1ngte s~andort~·::.:;<:i: 
nachte11e 1nfolge e1nes s1ch nach Süden 

verlagernden Grav1tat1onsfeldes des·> 

EG-Raums müssen korflpens1ert werden. 

D1e Lage '1m deutschen seesch1ffbau hat sich 

1n den Jahren 1986/1987 weiter dramatisch. 

verschlechtert. Deutsche Reeder s1nd prak­

_t1sch n1cht mehr 1n der Lage, Schiffe auf 

deutschen Werften zu beste'llen. Dollarkurs-> 

yerf a 11, d1 e Zurllckha 1 tung der B_anken und 

d1e ~ubvent1onsprakt1ken anderer Sch1ffbau-

1änder s1nd d1e Hciuptgründe. 

D1e Hälfte der deutschen Flotte·1st bereits 

aµsgeflaggt. 01e norddeutschen Küstenländer 

s1nd allein nicht 1n der Lage,· diese ver­

hängnisvolle Entw1cklung zu ·stopp,en. 

Bere1ts jetzt . läßt sich absehen, daß das.. 

Land Bremen von we1terem Kapal1~ätsabbau 1fn 

Werftenbere\ch nicht verschont bleiben 

w1 rd. E1n Mindestmaß an Sch1ffbaukapaz1tät 

ist für e1n exportor1ent1ertes Land w1e d1e 

Bundesrepubl1k Deutschland sowohl unter 

wirtsc.haft11chen als auch unter s1cher­

he1tspo11t1schen Gesichtspunkten 1edoch un­

erläßlich. Bei den anhaltenden Wettbe-

. werbs.verzerrungen 1m Schiffbau sowie 1n der 

~.... Seesch1 ff ahrt s.1 nd staatl 1 ehe H11 fen auch 

künft1g unverz1chtbar. 

Der Bund hat d1e norddeut­
schen Werften und d1e deut­
sche sch1ffahrt 1n der Ver­
gangenhe1t m1t hohen M1111-
ardenbet:ägen unterstützt. 

E1 n .v~ _der Bundes reg1 erung 
angestel,,lter Steuervergle1ch 
hat gezeigt, daß d1e deut-· . 
sehen Reeder ·Vor allem auf 
dem Geb1et der ertragsunab­
häng1 gen Steuern weltwe1t am· 
stär~s~en benachte1Tlgt sind. 
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während d1e Forderung der norddeutschen Kü­

stenländer, Aufträge 1m Hande1ssch1ff­

neu- und -umbau für deutsche Werften ab so­

fort 1n e1ner Höhe von 20 % des Auftrags­

werts· zu fördern, von der ·ßundesreg\erung 

·aufgenoltlllen worden 1st, müssen 1m B~re1ch 

der Seesch1ffahrt noch eine Re1he von Ent­

scheidungen 9etr'offen werden: 

01e F1nanzbe1träge für d1e deutschen Reeder 

s1nd als w1rksa~es Instrument zur Förderung 

der deutschen Se,eschiffahrt b1s zur Einfüh­

rung steuerlicher Erleichterungen für· d\e 

seesch1ffahrt mindestens. 1m b1sher1gen Um­

fang we1terzugewähren und so zu verändern, 

daß ·e1ne längerfr1st1ge Bindung der geför­

derten Schiffe an d1e 'deutsche Fl'agge ~r­

fol~t. 

Die CDU w1rd sich dafür einsetzen, daß e1ne · 

SenkUng der E1nkoltlllensteuer bzw. der Lohn­

steue:r für See,1eute, d1e an Bord von Schif­

fen unter deutscher Flagge überw1ege'nd 

außerha 1 b der Grenzen der Bundesrepu'b 11 k 

Deutschland tät1g s1nd, vorgenolll!len w1rd. 

. Für d1e_ Modern'ls1erung der Flotte, zu der 

auch d1e besch1eun1gte Umsetzung . techn1-

scher Neuentw1ck1ungen zum Abbau der Ko­

stenlast gehört, ist e1ne an d1e FUhrung 

der deutschen flagge gebu'ndene. angemes~ene 

Förderung deutscher Sch1ffahrtsunternehmen 

bere1tzustellen • 

Die CDU w1rd s1ch dafür e1nsetzen, daß 1n­

nerha~b der F.G auf die durch d1e l.1berali­

s1erung der EG-Seeverkehrsmärkte· dr1ng11ch 

geWOrderte parallele Harmonisierung der 



~ 26 - • 
,steuerllchen, soz1alen und technischen 

Rahmenbed1 ngungen und der r'örderungsh1 lfen 

für die einzelnen EG-Han(lelsflotten hinge­

wirkt wird~ 

Ein uoffenes Reg1steru ·im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes der 6undesrepub11k 
Deutschland lehnt die Bremer CDU n1 cht tu­

letzt 1m Interesse der Arbeitnehmer ab.· 

Die CDU appelliert .an die Verantwortung der 

. Tarifpartner, am Abba.u der Kostenlast mit­

zuwirken. D1e Möglichkeiten der neugestal­

teten Schiffsbesetzungsordnung s1n'd unter 

e1 nvernehm11cher M1tw1 r.kung der Tarifpart­

ner optimal ausr.uschöpfen, damit unter Be­

achtung der Sicherheit für Mannschaft und 

Schiff der teC:hn1sche Fortschritt für die 

Kostensenkung wirksam werden kann. 

Der notleidenden Werft- und Werftru11efe­

rer1ndustr1e muß dte D1vers1f1r1erung auf 

Geb1eten w1e der· Meeres- und Umwelttechnfk · 

sowie 1n verwandten 8ere1chen -er1e1chtert · 

werden. Wir setzen uns dafür e1n, daß 1m 

Rahmen der 1ns.t1tut1onellen und direkteß 

Forschung!iförd_erung -des Bundes der meeres­

w1rtschaftl 1chen Forschung (Meerestechn1k, 

Meeresökolog1e, Mar1ne-Geolog1e, Kl1ma­

forschung) e1n höherer ·Stellenwert· einge­

räumt w1 rd. 

w1r· wollen, daß das von den Küstenländern 

vorbereitete Konzept für e1ne Verstärkung­

von untereinander abgest1rrmten Meeresfor­

schungsakt1v1täten die Unterstützung des 

Bundes findet. 

\ 

Bremerhaven hat e1ne 
P.ro-Kopf-Verschuldung von 
fiber DM 12.000,00. Das slnd 
600 % mehr als der Durch­
schnitt der deutschen-Städte 
und Geme1nden. Bei der· Be­
lastlf,(l_g der Bürger un,d W1rt­
schafi'sbetr1ebe mlt Gebüh­
ren, st~uern und Entgelten 
11egt Bremerhaven absolu't an 
der Sp1tze .. 

Auch d1e Arbeitslosenzahlen 
der Seestadt 11egen über de~ 
nen der Stadtgemeinde Bremen. 
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W1 r unterstützen bessere außenw1 rtschafts­

- politische Voriussetzungen für eine Inten­

s1vi.erung der meeresw1rtschaft11chen Koope­

ration gerade auch mit den Schwellenländern. 

Wir wollen auch· der Seestadt Bremerhaven 

· w1eder auf d1e Be1ne helfen. Die kle1nere 

Stadt 1m ZWe1-Städ~e-Staat ist wi_rtschaft-

11ch, strukturell., un~ finanziell noch 

schlechter dran alS die Stadtgeme1nde Bre­

men. 

Bremerhaven darf 1n d1eser S1tuation nicht 

a1le1ngelassen· werden. 'se1_ne Probleme ver­

stehen w1r _als Probleme des Landes Bremen 

und .seiner_ Selbständ1gke1t •. 

Mit seiner F1schw1rtschaft br1ngt Bremerha­

ven e1nen großen Wirtschaftszweig 1n das 

gesamtwlrtschaftl 1che Angebot des Landes 

Bremen e1n. W1r wollen d1e v1elen tausend 

Arbe1tsp1ätze 1n der F1sch1ndustr1e, . im 

D1enstle1stungsbere1ch der F1schw1rtschaft, 

be1 ·den Zul1eferbetr1eben und. der Hoch-see­

f1schere1 abSichern. Dazu halten w1r ·einen 

Katalog von Maßnahmen für erforder11ch: 

01e e1gene. Hochsee- und Kutt'erflotte muß 

auf dem neuesten Stand der Techn1k gehalten 

werden, um e1n rentables F1schen zu-gewähr­

leisten und den -nat1ona1en Anspruch auf 

FanQquoten für die Bundesrepublik Deutsch­

land zu sichern. 

W1r wollen d1e f1schverarbe1tende lndustr1e 

in Bremerhaven we1ter stärken, 1ndem w1r 



Der Bremer SPD-Senat und der 
Bremerhavener SPD-Magistrat 
arbe1ten oft unkoord1n1ert 
ane1nander vorbe1. 01e So­
zialdemok'raten können s1ch 
nicht darauf e1n1gen, wer 
federführend die Wirt­
schaftsförderung 1n Bremer­
haven betre1ben soll: D1e 
Seestadt selbst oder die 

· landese1gene W1 rtschaftsför­
derungsges!llschaft mit 
einer Außenstelle Bremerha­
ven. 
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uns für eine l.1ber1111sierung von Frisch­

fisch- und Frostf1sch1mporten einsetzen und 

neue Produkte in der 

(Her1n9sverarbe1tung, T1efkühlprodukte, 

Bionahrung, 81of~tter) ermöglichen. 

W1 r wo 11 en vorhandene E1 nri chtungen k0nzen­

tr1eren und eine Marketingzentrale ,schaffeh 

(Veter1 näruntersuchungsamt, Lehrküche, Wer­

bed1 enst, (IMA). 

Großen Wert legen w1r auf di_e Ansiedlung 

von 1mportabhäng1gen Firmen der Nahrungs~ 

und Genußm1tte11ndustr1e, die sich 1n d1e 

bereits vorhandene Infrastruktur gut e1 nfü7 
gen. 

Der f1 Schere1hafen ist das größt~ Gewerbe..:. 

geb'iet Bremerhavens. W1 r wo 1 len, daß bei 

Neuansiedlungen in diesem Bereich ans1ed­

lun_gsw1111gen Betrieben tndustr1egelände 

n1cht nur a 1 s Erbbaurecht angeboten w1 rd, · 

sondern 1hnen auch d1e Mögl 1chk.e1t offen­

steht, das: Gelände, als E1gentum zu erwer­

ben. Das gleiche gilt für bere·'1ts ansäss1ge 

Betr1ebe, d1e den Wunsch haben, bei geplan­

.ten Neu1nvest1t1onen ihr Gelände käuf11ch 

zu erwerben. 

D1e Wirtschaftsförderung 1n Bremerhaven· muß 

end11ch koord1n1ert werden. 

Bremerhaven · kann s1ch n1cht den Gewerbe­

steuersatz der Stadt· Bremen le1sten. W1~ 

schlagen e1ne Senkung um 75 Punkte vor, 

ohne daß der Seestadt dadurch beim kommuna-

len Finanzau~gle1ch Nachteile 

01 e Grundsteuer muß ebenfa 11 s 

~enkt werden. 

entsteheÖ. 

deutlich ge-

;„ 
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Be1 möglichen Neuans1edlungen von W1rt­

schafisbetr1eben 1m lande Bremeri sollen d1e· 

Unternehmen auf die -Standortvorte11e der 

Stadtgemeine Bremerhaven aufmerksam gemacht 

werden. 

Um den' Standort Bremerhaven · zu stärken, 

wollen w1r die Lun,eplate ersch11eßen und 

den Flugplatz Luneort ausbauen. 

Auch 1m· Hochschulbereich hat Bremerhaven 

gegenüber Bremen e1nen Nachholbedarf. M1t 

der E1nr1chtung des Innovations- und Tech­

nolog1ezentrums ·Bremerhaven und mit der 

Grilndung des Inst1tuts für angewandte Mee­

resforschung sow1e des Inst1tuts für Le-
. bensm1.ttelprodukt1on u~d Systemtechnik ~ol­

len w1r den w1ssenschaftsstandort Bremerha­

ven we1ter stärken. 

Für den Fall, daß d1e Entscheidung zur 

Gründung e1nes Max-Planck-Inst1tuts für 

Hochseeb1ologie zugunsten des Landes Bremen 

ausfällt, treten -w1 r dafür e1n,. daß d1eses 

Institut 1n Bremerhaven -anges1e.delt wird. 

D1e· f1nanz1elle Situation der Stadt Bremer­

haven kann ohne d1e Hilfe Bremens nicht 

verbessert werden. W1r braut'.:hen e1nen neuen 

F1nanzausgle\ch innerhalb .unseres Landes. 

W1r wolle·n. daß d1e ,Büf.ger Breme.ns und Bre­

merhavens 1m Zusarmtenhang mit den F1 nanzzu­

we1 sungen des Landes an d1e beiden Geme1n­

den g1e1ch -bewertet werden Cftnwohnerwer-

1l'1lllh 

W1r schlagen vor~ d1e 5%1ge Bete111gung 



Bremens -rnnenstadt muß at­
trakt1ver werden. 

Der Einzelhandel 1n Bremen 
hatte 1986 reale umsatzrück­
gänge von 0,5 %. Dagegen 
konnte im Bundesgebiet e1n 
Umsatzplus von + 4,0 % rea-
11s1ert werden. D1e sett 
Jahren bestehenden Rückgänge 
1n Bremen führen zu we1teren 
Verlusten von Arbeitsplätzen. 

Anstatt d1e tnn'enstadt at-· 
trakt1ver zu gestalten, 1n­
dem z. B. d1e Faulenstraße 
umgestaltet w1rd, g1bt Bre­
men 20 M1111onen DM für 
e1nen 11 toten 11 Domshof aus. 

Die SPO hat den öffentlichen 
Personennahverkehr 1n den 
letzten zehn Jahren beson­
ders vernach1äss1gt. A11e1n 
seit 1960 slnd 50 M1111onen 
DM ßundesm1ttel verlorenge­
gangen, we11 Bremen ke1ne 
Bau1nvest1onen für e1n 
Stadtbahnnetz getätigt hat. 

- 30 - • der Stadtgemeinde Bremerhaven an den Per­

sonalkosten für Po117.e1 und Lehrer zu be­

se1t1gen. 

Bremerhaven muß e1nen größeren Te11 der· 

ßundesergänzungs7.uwe1sung erhalten, d1e an 

das Land Bremen fließt. 

D1e Attrakt1v1tät Bremens hat in der Ver­

gangenheit 1JJmer mehr .zugunsten der· uml 1e­

genden n1edersächsischen Städte und Gemein­

den abgenorrmen. W1r wo11en eine Pol1t1k be­

tre1.ben. die mehr Käufer 1n unsere Städte 

führt. Das 1st ohne e1ne Verbesserung der 

Verkehrsverbindungen· und erweiterte Park­

möglichke1teli 1n be1den ·Städten nicht mög­

llch. 

Wir wollen alle verkehrsplaner1schen Maß­

nahnien m1t Hilfe eines Gesamtkonzeots koor- · 

d1n1eren. D1e City 1st auf den Besucher­

und Wirtschaftsverkehr angewiesen. 01e·Meh­

schen müssen d1e· tnnenstadt sowohl m1t dem 

Auto als auch mlt den öffentlichen Ver­

kehrsm1tte1n erreichen können. Der Indiv1-

dualverkehr 1st auf e1ne bessere Verkehrs­

lenkung ebenso angewiesen, w1e. auf e1nen 

Ausbau des Parkleitsystems. Außerdem wollen 

wfr d1e Za~l der Stellplätze für den ruhen­

den Verkehr erhöhen, 

Wir wollen aber auch den öffentlichen Per­

sonennahverkehr 1n Zukunft erheblich stär­

ker fördern. W1 r wo) l en das Straßenbahnnetz 

zu ·einer Stadtbahn ausbauen. D1e Verl.änge­

rung der L1n1e 6 nach- Horn-Lehe UTid d1e 

Verlän'gerung. der· L 1n1eri 2 und. ·10 nach 

Osterhol7. S1nd dabei wichtige Schwerpunkte. 

D1e Straßenbahnen fuhren 
1910 durchschn1tt11ch 
18,3 km/h, 1985 s1nd s1e nur 
0,8 km/h schneller. D1.e Bus­
se' fuhren .. 1970 21,1 km/h, · . 
und 1985 waren s1e genauso ' 
langsam. 01e Straßenbahnwa­
gen Stammen zum größten Te11 
aus den 50er und 60er Jahren. 

\ 

.\ 

Wir haben es uns zum Z1e1 
gemacht, m1t N1edersachsen 
freundschaftlich· zusammenzu­
arbeiten, 

/ 
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Der Öffentl 1che Personennahverkehr kann 1m 

übrigen _nur attraktiver. werden, wenn er 

se1 ne. Umlauf~eschw1nd1 gke1t erhöht ·und wenn 

se1n Fuhrpark erneuert w1rd. W1r werden 

auch zusätz11che Park + R1de-Plätze e1n­

r1chten, dam1t mehr Menschen auf den öf­

fent11chen Personennahverkehr umste1gen. 

D1e Innenstadt wird. aber n1cht nur da'durch 

attrakt1Ver, daß sie für die Menschen be­

quem errei'chbar 1st. In ·den C1ty-Bere1chen 

selbst müssen .vielmehr d1e Voraus'setzungen 

für e1ne neue' 11 Erlebniswelt 11 geschaffen 

werden. 

W1r wollen d1e Innenstadt durch die Schaf-­

fung 7.Usät7.11cher Fußgängerzonen attrakt1-

ver machen. Oie Fußgängerverb1ndungen zw1-

schen dem Kern der City und der Weser l der 

Faulenstraße und dem Ostertor wollen w1r 

interessanter gestalten - auch durch mehr 

Grün an Straßen und Plätzen. 

W1r wollen den Messestandort Bremen aufwer­

ill· Hie.rzu muß 'e1ne gute Infrastruktur mit 

Kongreßzentrum und angeg11edertem Hotel SQ­

w1e ·ausre1chend Ausstellungsfläche geschaf­

fen werden. 

Bremen und Bremerhaven haben eine oberzen­

'trale Funktion, d1e es m1t s1ch bringt, daß 

e1nerse1ts v1el~ l.e1stungen für das Umland' 

erbracht werden, andererseits Bremen aber 

auch vom Umland prof1t1eren kann. Wir wol­

len, daß Planungen für den Ind1v1dua1ver­

kehr und ·den Öffentl h:hen Nahverkehr zwi­

schen Bremen und Niedersachsen besser abge- · 

st1111llt werden. 



Durch den SPO-Senatsbe-
sch 1 uß, den Verbtauchermarkt 
11Wunderland 11 anzusiedeln, 
s1nd die Beziehungen zwi­
schen Bremen und N1edersach, 
sen weiter bee1nträch.t1gt 
worden. 

D1e wohnortnahe Versorgung 
m1t Güfern des täglichen ße .... :. 
darfs is.t 1n einigen Stadt­
te1len gefährdet, alte und 
behinderte Menschen sind d1e 
le1dtragenden. 
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W1r streben eine Verkehrsgeme1nschaft zwi­

schen den pr1vaten und öffentlichen Ver~ 

kehrsbetr1eben 1n Bremen und den Umlandge­

me1nden an. Dabe1 g'eht es um einen geme1n­

samen Tarif und e1n koord1n1ertes Strecken­

netz. 

Bremen und das Bremer -Umland besitzen be­

, re1ts e1ne · ausre1chende Zahl von Verbrau­

chermärkten. Der uns 1 nn1 ge Wettbewerb zw1 -

sehen Bremen uOd· Niedersachsen bei der An­

siedlung von großflächigen Verbrauchermärk­

ten muß aufhören. 

Wir wollen durch Verträge mit den nieder­

sächsischen Umlandgemeindeh sicherstellen, 

daß 1n unserer Reg1on keine we1teren Ver­

brauchermä.rkte entstehen. 

D1e Nebenzentren· haben für d1e wohnortnahe 

Versorgung eine w1cht1ge Funktion. Wir wol­

len sie durch gee1gnete Maßnahmen 1ei­

stungsfäh.1ger machen: tn diesem Zusalllllen-, 

bang ist es besonde.rs wichtig, die Ver­

kehrs1nfrastruktur zu verbessern und genü-· 

g'end Parkraum .zu .schaffen. 

Wir wollen eine Stärkung des Mittelzentrums 

Bremen-Nord. Deshalb müssen wirksame Maß­

nahmen gegen die e1iise1t1ge. W1rtsChafts­

struktur · uod d1 e über dem Landesdurch­

schnitt liegende Ar.be1tslos1gke1t .ergriffen 

werden. Vorrangig sind mittelständische Be­

triebe, ·insbesondere im Dienst1e1stungsbe­

. reich, anzusiedeln. Wir wollen bestehende 

Gewerbeflächen verstärkt : erschließen und 

die B 74 bis Bremen-Farge zweispurig ver'... . ' 
längern. Oie Ortsker·ne Lesum und Blumenthal 

.„. 

Bremer wohnen gern 1n 1hren 
eigenen v1er Wänden. 

. . 
Die EtnwOhnerzahl des Landes 
Bremeri 1: st von 1970 bis 1986 
von 73&.000 auf. GSG.000 ge­
sunkerl. 

· In Bremen g1 bt es be1 den 
Baubehörden zu v1e1e ver­
schiedene Ämter und zu v1ele· 
Vorschr1ften. 

Bürokratie beti1ndert schnel­
les Bauen. D1e CDU-geführte 
Bundesreg1erung hat in der 
letzten Leg1slaturper1ode 
durch d1e Streichung vteler 
Bauvorschr1ften für Erle1ch­
terungen gesorgt .. 

W1r wollen alte Wohnungen 
und Wohnviertel modern1s1e- _ 
ren und-dabe1 das e1nz1gar­
t1ge. für Bremen typ1sche. 
Bremer Haus 1n seiner Sub­
stanz erhalten. 
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sind zu lebensfähigen Zentren auszubauen. 

und Br~men-Nord 1st 1n das Werbekonzept der 

Bremen-Werbung e1nzubez1ehen. 

Zur Erhöhu~g der Attrakt1v1t'ät Bremen-Nords 

1~t das kulturelle Angebot auszuweiten. 

,- Der Wunsch der Bremerinnen und Bremer,· 1n 

ihren -etgenen· v1er wänden zu wohnen, ist 

traditionell sta,rk ausgeprägt ... Noch irrmer 

wan.dern zu V1eie Bremer 1ns n1edersächs1-

. sehe Umland ab, we11 1hnen dort in ausre1-

chendem Maße Baugrundstücke angeboten wer­

den. 

W1r, wollen mehr' erschlossenes Bauland- 1n 

Bremen 7.ur Verfügung stellen~ Außerdem wer­

den w1r d1e öffentlichen Förderungsm1tte1 · 

.für Eigentumsmaßnahmen w1eder·bereitstellen. 

M1t jedem,· der aus B·remen abwa.ndert, ver-

11ert unser .land 7.Ugle1ch einen Steuerzah­

ler und dam1t Steuere1nnahmen von etwa 

3.·soo DM j.ähr11ch.- Hinzu ko1Y111t, daß Wegen 

der w1rtschaftl1chen S1tuat1on d1e Zahl der,· 

Menschen, die _d1e Region Bremen verlassent 

zun11111lt. 

W1r wollen be1 den Baubehörden Amter zusam­

menlegen und v1e1e überflüssige Vorschrif­

ten abschaffen. Dann kann der Bürger 

schneller Genehm1gu_ngen und Besche1de er­

halten und end11ch schneller 1n Bremen 

bauen. 

viele ältere· Wohnungen müssen moderrl)slert 

werden. Dabe1 und be1 der_ San1erung von 

StadtvierteTn wollen l,<l1r helfen. Zur Woh­

nUngsmoder'n1s'ierung ui1d Stadtsan1erung wer-



Bremens öffent11che Gebäude 
und Straßen verkonmen 11T11ler 
mehr. Seit ·Jahren stellt der 
SPD-Senat nur noch etwa 25 % 
der erforderl1chen M1ttel 
zur Gebäude- und Straßener­
haltung bere1t. D1e Folgen 
s1nd unübersehbar. Inmer 
mehr öffentl1che Gebäude 
we1 sen erheb liehe Schäden 
auf, Straßen und Radwege 
s1nd in e1nem schlechten 
Zustand. 

38 % aller Bremer E1nwohner 
wohnen 1n den e1genen v1er 
Wänden. 
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den wir deshalb ausre1ch0nd brem1sche M1t-· 

tel bere1tste11en. Dadurch können d1e zur 

Verfügung stehenden Bundesm1tte1 1n An­

spruch genorrmen werden. 

V1ele Menschen· klagen zu Recht darüber. daß 

sie 1n 1hren Wohnung~n von Verkehrslärm be-

1äst1gt werden. · Außerdem wird - die Li.ift 

durch Umwegverkehre und Staus zusätzlich 

belastet. ll1e CDU wird· bei Verkehrsplanun­

gefi verstärkt Lärmschutzmaßnahmen durchfüh-

. ren (näheres Progranmte11 Uniweltschutz). 

Verkehrslenkende Maßnahmen und ~erausdrän­

gung des Schlelchve'.kehrs aus Wohnstraßen 

s1nd in diesem Zusanmenhang wichtige Ma'ß­

nahmen. 

Außerdem müs·sen ausreichend Mittel für 

Schutzwälle und Schutzbepflanzungen sow1e 

gegebenenfalls Lärmschutzwände a'n besonders 

lärmbelasteten Straßen und Sch1enenwe.gen 

bere1t9es.tellt werden. 

. W1r· brauchen in den Bereichen, 1n denen in 

d~n letzten Jahren veY.d1chteter Wohnun9sbau 

betrieben wurde, besser ge'staltete Grünflä­

chen. Hierfür wollen wir M1tte1 aus der 

St1ftung 11Wohnl1che Stadt 11
- bere1tstellen. 

W1r wollen laufend und ausreichende Mittel 

-zur , Gebäude- und Straßenunterhaltung be­

reitstellen. Damit werden d1e v1el aufwen:­

d1geren FoigeSchäden vermieden. 

Der Bau von großen anonymen M1etwohngeb1e­

ten ha~ 1n Bremen ke1ne Tradit1on. -In eini­

gen Fällen hat .es nur. den großen Wohnbau­

konzernen genOtzt 1 .d1_ese .Betonburgen zu. er-

Zerrüttete F1nanzen w1eder 
1n Ordnung bringen 

\ 

Der wesentliche Te11 der 
brem1schen F1nanzm1sere 1st 
hausgemacht. D1e verfehlte 
Personalpo11t1k des SPD-Se­
nats hat 1n der Vergangen- ~ 

· he1t d1e Schulden -Brt!mens um 
rund v1er M1111ärden· DM er­
höht. Fehlentscheidungen 1m 
Bere1ch der Un1vers1tät und 
der· Bi.ldungspo 11t1 k ergaben 
e1ne we1tere Mil11arde Hark 
Schulden. 

Oie SPD hat 1n den 1etzten 
Jahren be1 sinkenden Bevö1-
keru.ngszahlen 1m Land d1e 
öffentlichen Aufgaben ver- ., 
mehrt und d1e Verwaltung a:uf 
fast 40.000 öffent11che ße­
d\enstete ausg'ewe1tet. Heute 
w111 d1e SPD durch e1nen zu­
mindest b1s 1995 vorgesehe·- . 
nen E1nste11ungsstopp und 
den fast vö111gen Verzicht 
auf Beförderungen d1e Zahl 
der öffent11chen ßed1enste­
ten ·w1 eder ·um mehrere ·Tau­
send verr1 ngern. S1 e unter­
läßt es aber dabe1, die öf­
fent11Cben Aufgaben entspre-. 
chend zu verm1nde·rn. Ihr 
fehlt d1e Kraft zu echter 
Auf gabenkr1 t1k. 
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r1chten. In Bremen und Bremerhaven werden 

1nzw1schen ·viele leerstehende Wohnungen mit 

hohe·n Kosten unterhalten (siehe E1nzelthema 

uNeue Helmat 11 ). 

ll1e zerrütteten F1nanzen Bremens w1eder zu 

ordnen und auf eine verantwortbare Grundla­

ge zu stellen, ist nicht nur d1e ~chw1er1g­

ste, sondern m1t Sicherheit auch die 1ang­

w1er1gste Aufgabe zukünftiger brem1scher 

Polit1k. D1ese Aufgabe verlangt neben einer 

veränderten HaushaltS- und . F1nan·zpo11t1k · 

e1r'le grundlegende Veränderung der Gesamtpo-

11t1k 1n Bremen. 

Ohne e1nen ~euanfang brem\scher Po11t1k 

sind Bremens Finanzen n1cht w1eder 1n Ord 

nunq zu br1 ngen. Vor e1 ~em · Neuanfang muß 

e1ne red11che Bestandsaufnahme über d1e 

wirkliche finanzielle Lage stehen. 

Die Ausgabenzuwächse müssen für viele Jahre 

begrenzt bleiben. 

Ohne eine Senkung der Personalausgaben \st 

eine Senkung der brem1 sehen Staatsausgaben 

nicht erreichbar. Entscheidend 1st, daß d1e 

fi nanz1e11 en Mög1 ichke1ten Bremens, d1 e von 

Bremen wahrzunehmenden Aufgaben und d1e 

Zahl der öffentlichen Bediensteten efnander 

1n Zukunft entspiecheo. E1n über viele Jah­

re gehender· E1nstellungsstopp, der den u·n­

terschiedl1chen ,!'\rbeits- und Aufgabenanfall 

1nnerhalb des öffentlichen ·01enstes ·.nicht 

berücks1cht1gt, gefährdet d1e ordnungsge­

mäße Verwa.ltung der Fre\en . Hansestadt Bre­

men. 
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Daher werden w1r ke1ne planlosen und globa­
len E1nsparungen vornehmen, sondern e1n in 

s1ch schlüssiges, abgest1nrntes Konzept ver­

folgen. das 1n Te'11bereichen auch Neue1n­

stellungen e1nsChl1eßen kann. 

Wir fordern eine Verkleinerung· des Senats -

·und eine Straffung der Zuständ1gke1ten. 

W1 r werden den gesamten Bere1 eh öffentl 1-

cher: Tät1gke1t mit dem Ziel durchforsteTi, 

staat11che Tät1gke1t abzubauen oder an Pri­
vate bez1ehung_swe1se fre1geme1nnütz1ge- Trä­
ge.r zu übertragen. 

' Wir wollen eine konsequente Reform der Ver­

.waltung m1t dem Ziel, Doppelarbeit Zwischen 

verschiedenen Behö_rden abzubauen, moderne 

Bürotechn\k einzuführen, die Aus- und Fort­

bildung für M1tarbe1ter1nnen und M1tarbe1:.. 

ter zu verbessern s.ow1e den be.tr1eb11chen 

Sachverstand 1n den Behörden zu fördern "und 

zu verstärken. 

Wir wollen, daß s.lch der öffentliche -D1enst 

stärker am Le1stungspr1nz1p or1ent1ert. 

W1 r- wo 11 en j däß staat11che Ausgaben noch 

w1 rkungsvol ler kontrOi'l 1 ert werden. Daher 

werden w1r d1e Z'uständ1gke1ten und d1e Un­

abhäng1gke1t des Rechnungshofes auswe1ten 

und stärken und d1e Wahl des Rechnungshofs-. 

präsidenten mit zwe1-Dr1tte1-Mehrhe1t der 

Bürgerschaft ermög11~hen. 

All diese Veränderungen wollen wir m1t H11-

fe der Beschäftigten 1m öffentlichen Dienst 

und m1t ihrer Bete111gung durchführen. Denn 

\ 

Auf keinem Gebiet -hat s1Ch 
das Versagen der jahrzehnte­
langen SP_D-Herrschaft 1m 
lande Bremen. so katastrophal 
a·usgewi rkt w1 e auf dem Ge­
biet der 6ffent11chen F1nan~ 
zen. D1e Sozialdemokraten 
haben ·unseren zwe1-Städte­
Staat f1nanz1e11 total · 
heruntergewirtschaftet. D1e 
Gesamtverschuldung Bremens· 
ist seit 1975 _um über 
300 % .•ngest1 egen. S1 e 11 egt 
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S1nn d1eser angestrebten Reform ist es 

auch, den öffent11chen D1enst aus e1ner po­

lem1schen D1skuss1on herauszuführen~ 

W1r werden d1e 1nvest1ven Ausgaben des 

Staates zu Lasten der konsumt1ven Ausgaben 

· erhöhen. 

V1ele ~ffentl1che Projekte werden 1n Form· 

e~ner· M1schf1nanz1erung_ bezahlt. Es g1bt 

e1ne -ganze Re1he von· F1nanz1erungsquel1en, 

· die auch Bremen z-ur Verfügu.ng stehen. D1e 

von Bremen geforderte Le1stung in diesem 

Zus·anvnenhang besteht jewe1ls dar1n, Komp1e­

mentärm1tte1, !lso auch e1gene Mi~tel, zur 

Verfügung zu stellen und dafilr zu sorgen, 

daß das Geld für s1nn.vo11e Projekte zrtg1g 

e1ngesetzt werden kann. W1r werden dafür 

sorgen, daß alle M1ttel j d1e 1m Haushalt 

. der Europä1 sehen · Gemeinschaft oder 1m 

Haushalt des Bundes 'zur Förderung der In­

frastruktur· fn Bremen enthalten s1nd - w1e 

d1e Mittel aus dem, Geme1ndeverkehrsf1na.n­

t1erungSgesetz oder für Forschung und Ent­

wicklung-:- auch w1rk11ch abgefordert und 

aUsge·geben werden können. 

Durch Sparmaßnahmen allein lassen s1ch die 

1~r häufiger aufre1ßenden · F1nanzlöcher · 

n1cht -mehr schließen. Bremen muß es viel-

mehr gelingen, seine E1nnahmen zu -erhöhen. 

Se1ne Einnahmen .können aber nur dadurch er­

höht -werden; daß mehr Menschen und mehr Be­

triebe 1hre Steuern 1n Bremen bezahlen. Zu­

weisungen yon dritter Se1te müssen vorüber­

gehend flankierend helfen. 



damlt bel knapp 12 Mllllar­
den Hark und Bremen muß täg­
l 1ch 2 M1111onen Mark Z1nsen 
dafür bezahlen. Der Schu1-
dend1enst 1st doppelt so 
hoch w1e die Ausgaben für 
Invest1t1onen. Bremen hat 
Ende 1987 mlt 18.100,00 OM 
d1e m1t Abstand hOchste 
Pro-Kopf-Verschuldung aller 
Bundesländer. 

Mehreinnahmen.aus dem 
Finanzausgleich s1nd für 
Bremens Existenz wichtig, 
s1e betragen aber nur rund 
5 % des Gesamthaushaltes und 
reichen somit' zur Sanierung 
der Bremer Finanzen be1 wei­
tem n1cht aus. 
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Das brem1 sehe · Steuer.- und Abgabensystem 

muß l e1stungsfreundl1cher. 1nnovat1ons-: 

freundlicher und wachstumsfreund11cher wer-

!!@.. 

W1 r brauchen einen Abbau von Invest1t1ons­

hernnn1ssen, Entbürokrat1s1erung und einen 
Senat, der s1c~.jederze1t darilber 1~·klaren 
1 st, we 1 ehe Kosten se1 ne Entsche1dungen 

nach s1ch ziehen„ 

w1r· vertreten nach Kräften berecht1gte ·In­

,tereSsen Bremens gegenfiber den anderen Bun­

desländern und gegenüber dem Bund 1m Zusam­

menhang m1t dem l.änderf1nanzausgl.e1ch und 

der Bunde·sergänzungszuweisung. 

Der Zwei-Städte-Staat Bremen hat Seehafen­

funkt1on. W1r wollen,' daß d'\e Hafenlasten 

Bremens, d. h. die Sonderbelastungen für 

die Unterhaltung der Seehäfen, 1n einem hö­

her.e:n Haße abgegolten werd.en, als das der­

zelt der Fall lst. 

Unser Zwe1-Städte-Staat hat e1gene Landes­

funkt1on. !He dafür notwendigen Kosten s1nd 

je Einwohner_ höher als. 1n großen Fl'ächen-

1ändern. W~r .wollen, daß Bund und Länder 

diesen Umstand be1m f1nanzausg1e1ch deut­

- 11ch berücks1cht1gen. W1r wollen eine 

Gle1chbehandlung m1t dem Saarland e·rre1chen. 

\. 
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Anhang 

Bonn hilft Bremen 

Der von der SP~ immer ·wieder erhob~ne Vorwurf, 

die Bundesregierung lasse Bremen im Stich, ist 

n~chweislich falsch. Keine Bundesregierung hat 

mehr fUr Bremen getan als die Regierung Helmut 

Kohl. Hier einige Beispiele: 

- Gemeinschaftsaufgabe "Vefbesserung der 

regionalen Wirtschaftsstruktur" 1984 bis 1987 

= 80 Mio. DM In bar und Inkaufnahme von 

Steuerausfällen von geschätzt über 200 Mio. 

DM; inzwischen Fortführung bis 1989 urld 

Aufstockung um 40 Mio. DM 

Hilfen für Schiffbai.J und Schiffahrt von 1987 

bis 1989 rund l Mrd. DM 

17_3,2 Mio. DM Zuschuß für Klöckner 

Im Rahmen det Gemeinschaftsaufgabe 

".Agrar- und Küstenschutz" für 1984. bis 1987: 

26,9 Mio. DM für Küstenschutz und 4,:5 Mio. 

DM für die Vefbesserung der Agrarstruk~ur 

- Innerhalb d~r Gemeinschaftsaufgabe 

"Hochschulbau" für 1984 bis. 1987: 17 ,6 Mio. 

DM Bundeszuweisungen 
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~ür 1984 bis 1987 Zahlungen von 

83, 7 Mio. DM als At!sbildungsförderung 

an Bremer Studenten 

Modellvorhaben im Rahmen des 

Städtebauförderungsgesetzes, z.B. 

Sanierung - insbesondere von Ostertor. 

und VegeSack - sowie V,erdreifachung 

der Bundesmittel f'Ur 1986 und 1987 

(Anteil Bremens liur 50'% und damit 

gOnstigerer Schlüssel als all'ldere Länder). 

Für Wohngeld 

für Modernisierungs­

programm 

für Wohnungsbauprämien 

für Modellvorhaben ca. 

für Fernwärmeausbau 

33,2 Mio. DM, 

1,4 Mio. DM, 

6,2 Mio. DM, 

2,2-Mio. DM, 

~,6Mio. DM 

Für 1984 bis 1987 im Rahmen de~ 

G·emeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 

Zahlungen des Bundes an Bremen in Höhe von 

54Mio. DM • 

Zuwendungen des Bundes für Investitionen im 

Fernstraßennetz von 1984 bis !987in Höhe 

von l O M10. DM 

Bremen wird vom Bund und von der 

Bundesanstalt für Arbeit überproportiorial lm 

Sonderprogramm *AusbUdÜngsplätze" 

berücksichtigt. 

\. 

Bremen wird von der Bundesregierung bei der 

Vergabe von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

überdurchschnittlich (etwa vierfach) im 

Vergleich zum Bund berücksichtigt 

. Der· Bund gewährt Verlustausgleiche in der 

Fischereiwirtschaft für zurückliegende Jahre 

und einen Zuschuß zur Fang-Union 

Auftragsvergabe an MBB/ERNO (Spacelab, 

Columb1;1s und Ariane) mit einem 

Auftragsvolumen von insgesamt Ober 

7 Mrd. DM 

Der Bund fördert die Entwicklung und den 

Bau der. Airbus-Familie 

Dje Bunde$wehr vergibt immer wieder in 

Milliaidenhöhe' Aufträge an Bremer Firmen, 

zum Beispiel an 

MBB (Tornado, Minenkampfboote), 

Lüerssen (Schnellboote, 

Minenkampfboote), 

Bremer Vulkan {Fregatten), 

Krupp-Atlas-Elektronik (Elektronik- und 

· Simulationsanlagen), 

AEG ln Vegesack {Schiffselektronik), 

MWB in Bremerhaven {Instandsetzung, 

~eneratoren), 

Euroatlas (Elektronikbauteile) 

1 



W1r wollen Ökonomie und 
ökolog1e versöhnen. 
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Hehr Schutz für unsere Umwelt, 

unsere zukünft1gen po11t1schen Entscheidun­

gen und unser Handeln müssen s1ch daran 
messen lassen, ·welchen Wert w1r- dem Schutz 

ffiensch11chen Lebens und der Umwelt gehen. 

UnSere VerantWor.tunq gegenüber der heut1?en 

und de·n kommenden Generationen gebietet es. 

die natürl1chen Lebensgrundlagen vor riach­

halt1gen Störungen und Schaden zu bewahren. 

Der Schutz der Umwelt 1st zu einer vrir­

dr1ngl1chen politischen Aufgabe geworden, 
weil in der Vergangenheit aus Umweltbe­

. lastungen viele Probleme und Gefahren ent­

standen sind, d1e- entweder nicht· er~annt 
oder n1cht konsequent bekämpft wurden .. 

E1ngr1ffe der Menschen 1n d1e Vielfalt der 

Natur können n1cht 'abzuschätzende Folgen 

haben. 01e zunehmend 'erkennbaren Schäden an 

unseren Wäldern, an Kunst- und Bauwerken, 

d1e Verluste an w1,ldlebenden Pflanzen- und 

T1erarten sowie dl"e Gefährdung unserer Ge­

sundhe1t durch verunre1n1gte Luft, 'Gewässer 

und Böden zw1ilgen nicht nur aus ethischen 

Gründen zum schnellen Handeln; Umweltschutz 

1st v1elmehr auch. ein Gebot w1rtschaft­

l1cher Vernunft. 

ökoloq1e und ökonom1e müssen keine Gegen­

sätze sein. W1r stellen uns einer ·nicht 

1mner einfachen Abwägi.tngsproblemat1k und 

wollen gegensätzliche Ausgangspos1t1onen in 

Vorsorgepr1nz1p: 
Vorbeugen 1st besser als- -
Reparieren. 

,. 

\. 

Marktw1rtschaft auch· im · 
Umweltschutz! 

, Gi-oßfeµe'rungsanlagenverordnung 
und TA-Luft wurden bereits 
1964 von einer CDU-geführten 
BOndesreg1erung erlassen. In 
1hrer 13jähr1gen ~eg1erungs­
ze1t hat die SPD auf diesem 
Geb1et keine wirksamen 
ln1tiat1ven ergriffen. Oie 
CDU hat nach der Reg1erungs­
übernahme 1982 d1e·Nove111e­
rung beider Vorschriften . 
sofort 1n Angriff genommen 
und d1e Grenzwerte für 
Luftschadstoffe erheb11ch 
gesenkt. 
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E1nk1ang br1ngen. V1e1e Maßnahmen zur Ver­

besserung· der Umwelt schaffen neue 'und er­

halten vorhandene ~rbe1tsplätze. 

Auch im Umweltschutz g11t: yorbeugen 1st 

besser und b1111ger als Reparier'en. W1r 

treten dafür. ein, daß zukünftig 1m Lande 

·Bremen 1m Umweltschutz nicht nur reagiert 

wird,. sondern daß Umweltschäden von vornhe­

rein verm1eden werden. 

Wir wollen die konsequente Anwendung des 

Verursacherpr1nz1ps. Belastungen· der Umwelt 

zum 11 Nu11tar1f 11 sind nicht vertretbar. Als 

Verursacher treten sowohl Hersteller als 

auch Verbraucher auf. Wenn der Gebrauch des 

öffent11ch~n Gutes Umwelt sich für alle f1-

nanz1ell aus_w1rkt - posltiv wie negativ -, 

w1rd das persön11che Interesse für Umwelt­

maßnahmen stärker geweckt. 

W1r wollen d1e marktwirtschaftlichen Kräfte 

für umweltschonende Herstellungsverfahren 

und Produkte freisetzen, dam1t neue Umwelt­

techn1ken ·so schnell wie m0gl1ch entwickelt 

und angewandt werd~n. 

wi'r halten es für erforder11ch, daß der Um­

weltschutz einen klar erkennbaren und 

fecht11ch gesicherten Ordnungsrahmen er­

hält. Dazu gehören entsprechende gesetz1\­

che Regelungen m1t Geboten und Verboten. 

Umweltschutz geht alle an. V1ele M1tbürge­

r1nnen ·und M1tbürger verhalten s1ch schon 

heu_te in ihrem täglichen. ~eben uinweltge­

recht. Dieses Umweltbewußtse1n muß we1t~r 

gestäikt werden. Denn Umweltschutz kann 

nicht allein durch G·e.setze verordnet wer-



Weitere Maßnahmen des BundeS 
seit Amtsantritt der CDU-ge­
führten Bundesregierung: 
Einführung des schadstoffar­
men Autos und des ble1fre1en 
Benzins, Verbesserung des 
Grundwasserschuties, neues 
Waschmittelgesetz, Novelle 
zum Abfallbese1t1gungsge­
setz, Bode0schutzkonzept1 on, 
Verbesserung beim Arten-' 
schutz und verstärkter Lärm­

-schutz •. 
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den, sondern wird· nur dann erfolgreich 

sein, wenn 1n der breiten Bevölkerung d1e 

Bere1tschaft zu einem verantwortungsvollen· 

Umgang m1t unserer Umwelt besteht. Deshalb 

.werden w1r dafür sorgen, daß auch d1e Schu­

le· 1m Rahmen . lhres _Bildungs- und Erzie­

hungsauftrages thren Beitrag dazu leistet. 

1 

W1r setzen uns dafür e1n. daß e1ne rationa-

le Umweltpol1t1k m1t klaren Prioritätenset­

zungen erfolgt. Umweltpol1tlsche Maßnahmen 

sind entsprechend deffi,Ausmaß der Gefährdun­

gen schwerpunktmäßig ln Angriff zu 'nehmen. 

_01 e b1 sher1 ge·n Ma.ßnahmen der CDU-geführten 

Bundesregierung , haben bew1e~en, daß an 

Schwerpunkten or1ent1erte _konkrete Schr1tte 

und Zielsetzungen Verbesserungen iin Umwelt­

schutz br1ngen. 

Um w1rtschaftspolit1sche und soz1alpo11ti­

sche ·z1elsetzungen .mit Umweltschutzmaßnah­

men· zu vere1nbaren, ist be1 notwend1gen 

E1ngriffen 1n- die Umwelt eine Umweltver~ 

trägl i chke1tsprüfung durchzuführen. D1 e'se 

soll Konflikte offenlegen, objektlv bewer­

ten und Entscheidungshilfe für verantwor­

tungsvolles,. Handeln liefern. W1r wollen, 

daß be1 mehreren ·möglichen. Varianten je­

weils d1e U!l'Alleltschonends'te gewählt .w1Y.d. 

·w1r haben uns lm· Land Bremen als erste da­

für eingesetzt, daß· der Umweltschutz als 

Staatsz1el 1n die Landesverfassung aufge­

nommen wurde.· Nachdem wir nun dlese Landes­

verfassungsänderung erreicht haben, muß 

jetzt der .Schwerpunkt auf prakt1schen Um­

weltmaßnahmen· 11egen. 

-m..·.· ... :;:p 

Bessere Gesundheit durch Um­
weltschutz. 

\ 

Der SPD-Senat hat 1n seiner 
Aufgabenkrit1k vo~ Apr11 
1986 bes·chlossen. Umwe~t..: 
mediz1n als neues Aufgaben­
geb1et der Gesundheitsämter 
nicht einzurichten·~ 
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Es wird immer deutlicher. daß e1ne Re1he 

von Erkrankungen auf· schädliche Unrwe1t~1n­

flüsse zurückzuführen ist. 

Wir setzen uns aus diesem Grund fOr eine 

Venninderung. der Schadstoffe 1n Boden. 

Wasser und Luft e1n, wenn auch nicht in 

.allen· f'ä.llen der letzte Bewe1s erbracht 

werden kann,. 1nw1.ewe1t ein Zusarmienhan·g 

zwischen Umweltbel~stungen und Gesundhe1ts­

beelnträcht1gung besteht. 

.Wir wollen. daß e1ne verstärkte E~forschung 
der zusammenhänge von U11Welte1nf1üssen und 

Gesundhe1tsbee1nträcht1gungen ·erfolgt. 

Durch die E1nr1chtung von Schadstoffka­

tastern und Kr.a·nkhe1tsreg1stern sollen bes­

sere Erkenntnisse üb"er d1e Zusaooenhäng!:! 

von ·Gesundhe1tsschäden und Umweltfaktoren 

gewonnen werden. 

W1 r, werden durch e1ne verbesserte Gesund­

he1tserz1ehung und -aufklärung erre1chen, 

, daß die. S~lbstv:~rantwortung des E1nzelnen 

für Gesundhe1t und Umwelt gestärkt w1rd. 

Deshalb wer:den w1r den Bereich UIDW'elt-

. med.iz1n be1 deii Gesundhe1tsämtern personell 

und sachl1ch so ausstatten, daß er seinen 

Aufgaben gerecht werden kann. 

W1r werden dafür sorgen, daß 1n Bremen und 

Bremerhaven die Arbe1tsschutzvorschr1ften 

1n bezug auf mögliche Lärm- und Schadstoff­

belastungen. e1ngeha1ten und ausre1chend 

kontro111ert .werde·n. 



Luftbelastungen entsche1dend 
reduz1eren! 

D1e Luftbelastungen 1n 
Bremen und Bremerhaven haben 
zugeno11111en. Im Luftmeßpro­
grarrm 1985/86 1st für d1e 
Messungen 1m vergle1c'h zu 
1983/84 für beide Städte 
festgeste 1 lt: 11 01 e Gesamtbe­
lastung hat .s1ch gegenüber 
dem vorangegangenen Meßze1t­
raum 1e1cht erhöht. 11 Daraus 
w1rd deut11ch, daß für das 
Land Bremen entscheidende 
Luftverbesserungsmaßnahmen 
n1cht durchgeführt wurden. 
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W1r wollen, daß Zusatr.sto.ffe bei Lebensmit­

teln entsprechend gekennze1chnet und über­

prüft werden. 

Wir werden uns dafür einsetzen. daß bundes­

weit e1nhe1t11che Grenzwerte bei gesund­

heitsgefährdenden Schadstoffen festgelegt 

und angewendet werden. Dabe1 slnd auch zu­

sätzliche Schadstoffe zu berütksicht1gen, 

d1e nach heut1gen frkenntn1ssen R1s1ken für 

die menschliche Gesundhe1t ln S1ch bergen. 

,Schadstoffbelastungen der Luft 's1nd die Ur­

sache für .eine \11e11ahl von ßee1nträcht1-

gungen und Schäden 1n der Umwelt. Deshalb 

sind Maßnahmen zur wirksamen Luftre1nhal-­

tung unter. anderem, Voraussetzung für· das · 

Wohlbefinden und d1e Gesundheit der Bevöl­

kerung, den Schutz der T1er- und Pflanzen­

welt. den Erhalt vorl Denkmälern und Bauten 

sowie e1ner gesunden Nahrungsm1ttelproduk­

t1on. Wir wollen daher Schadstoffem1ss1onen 

aller Art 1n der _Atmosphäre mit besonderer 

Dring11chke1t abbauen. 

W1r werden dafür sorgen, daß in Bremen und 

Bremerhaven e1ne lückenlose Oberwachung der 

l.uftbelastungen durch ausreichende und 

ständig 1m Einsatr. bef1nd11che Meßstellen 

erfolgt. Oamit soll d1e Erstellung eines 

regionalen fmiss\ons- und Imm1ss1onska-

tasters eingel~itet werden. 

Im Land Bremen gibt es bis· 
heute ke1ne Smog-Verordnung. 
In1t1at1ven der CDU wurden 
wiederholt von der SPD und· 
dem Senat abgelehnt. 
Tatsache ist,_daß nur zwe1 
feste Luftmeßstellen 
ex1st1eren, m1t denen e1ne· 
Smog-Verordnung nicht durch­
geführt werden könnte. 

\ 

Aufgrund des ideologischen 
Druckes durch die SPD planen 
d1e Stadtwerke den Bau eines 
Kohlekraftwerkes lm Bremer 
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W1r werden für das Land Bremen e1ne Smog­

verordnung als Vorsorgemaßnahme erlassen. 

dam1t die rechtliche Handhabe besteht.' bei 

zu hohen Luftbelastungen wirksame Produk­

tions- und Verkehrsbeschränkungen erlassen 

zu können. ·w1r erwarten, daß mit 9em. Erlaß 

e1ner Smog-Verordnung Anreiz- und Signal­

funktionen verbunden sind, die bereits 1m 

.Vorfeld hoher Schad·stoffkonzentrat1onen zu 

t.uftentlastungsmaßnahmen ·führt. 

·W1r werden dafür sorgen, daß bei allen Un­

ternehmen, · an denen Bremen und Bremerhaven 

entscheidend beteiligt sind (he1sp1e1swe\se 

Müllverbrennungsanlagen sowie f~uerungsan­

lagen ·der Stadtwerke und Krankenhäuser), 

eine deutliche Senkung der Gesamtschwefe1-

diox1d- und Gesamtstickoxidemiss1onen' unter 

d1e bestehenden gesetzlichen Greniwerte er­

folgt. Denn die überwiegend in staat11cher 

_Hand , slch befindenden Unternehmen müssen 

m1t gutem Be1spiel vorangehen und ihre Vor­

b1 ldfunktion wahrnehmen. 

G1elch~eit1g werden )Mir die genehmigungs- · 

pflichtigen fmiss1onsque11en im lande Bre­

men auf notwendi.ge Emiss1onssenkungen über­

prüfen und gemeinsame Verhandlungen mit den 

unternehmen führe~. um zu fre1w1111gen Ver­

einbarungen über r.usätz11che Maßnahmen zur 

Schadstoffreduzierung zu kormen. 

Wir werden darauf dringen, daß bei dem Bau . 

·neuer Rauchg~sre1nigungsanlagen, zum Be1-

sp1e1 aufgrund der GroßfeuerUngsanlagenver­

ordnurlg, auch Entst\ckungsmaßnahmen m1te1n-



Ortste11 Hastedt. D1es 
br1ngt selbst be1 modernster 
Techn1k lJn'r#eltbelastungen, 
w1e zum Be1spiel durch Luft­
schadstoffe, Weseraufwärmung 
und Kohletransport

1
e, m1t 

s1ch. 

Verbesserte Verkehrsplanung 
senkt d1e Schadstoffbe­
lastung 1n Wohngeb1eten. 

Im lande Bremen· werden se1t 
v1e1en Jahren gült1ge Was­
serschutzgesetze n1cht e1n­
gehalteri. 

Der Zustand der Gewässer 1n 
Bremen und Breme~haven hat 
s1th drast1sch verschlech-· 
tert. Nach d'er Gewässergüte­
karte ·von '1985 1st der 
größte Te11 der brem1schen 
Gewässer kr1ttsch belastet 
b1s stark verschmutzt. 
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, bezogen werden. W1r halten 1n diesem Zusam­

menhang den geplanten Bau e1nes großen Koh­

lekraftwerkes 1n Hastedt aus energ1e-. 

w1rtschafts- und u11Me'ltp011t1s"Chen Gründen 

für falsch und werden h1er e1ne Änder.ung 

anstreben. 

M1t' einem s1nnvo11en Ausbau der Fernwärme 

und der Erarbe1tung e1ner Konzept1on zur 

fre1w1111gen Um- und Nachrüstung von feue­

rungsanlagen wollen ~1r zu einer Verminde­

rung der Luftbelastungen unter anderem be1 

Kleinfeuerungsanlagen in Gebäuden kolllllen 

(siehe E1nze1thema 11 Energ1epo1it1kP), 

. W1r werden durch e1ne Reihe von Maßnahmen 

zu e1ner Verm1nderung der Kraftf.ahr7.eug­

Schadstoffe be1tragen. H1erzu gehören e1ne 

verbesserte. Verkehrsplanung und e1ne ent­

sprechende Abst1lllllung m1t dem niedersäChs1-

schei1 Umland, die förde_ru-ng' des öff_entlL­

chen Nahverkehrs m\t dem Z1el, dessen At­

traktiv1tät zu erhöhen, und e1ne schnelle 

Umrüstung der ·01enstfahrzeuge entsprechend 

, der neuen Schadstoffgren7.werte. 

E1n Te11 un~erer J uftverschmutzu·ngen stanmt 

aus der rroR und dem Ausland; deshalb setzen 

w1r uns dafür e1n, daß durch entsprechende 

Vereinbarungen eine Senkung der Schadstoff­

belastungen internat\onal erfolgt. 

W1r wollen entscheidende Verbesserungen 1n 

der Wasser- und Abwasserpo11t\k umse~zen, 

dam1t e1nes Tages wie.der ·1n der Weser uild 

D1e.Maßnahmen des 1973 von 
der Bürgerschaft beschlos­
senen Kanalbaustufenpro­
gramms s1nd. zum größten Te11 
bis heute nicht abgeschlos­
'sen. Jährllch fließen über. 
e1ne M1111on Kub1kmeter un­
geklärte Abwässer über 11 Not­
au~ässe" 1n d1e Weser, 
Kle1n.,e Wümme und Lesum. 

- 49 -

den Gewässern 1n Bremen und Bremerhaven 

gebadet und dieses Oberflächenwasser zur 

Trinkwassergew1nnung herangezogen werden 

kann. 

W1r we_rden daher für d1e Städte Brel_llen und 

Bremerhaven Abwasser- und Kana1netzsan1e­

rungspJäne erstellen, umsetzen und damit 

, gewährleisten, daß be1 der Abwasserre1n1-

gurig def. Stand der Technik erreicht w1rd 

und unter ande-rem ke1ne Abwässer .mehr unge­

re1nigt über - s·ogenannte Notauslässe d1e 

Oberflächengewässer verunre1n1gen. 

D1e m1t ·den anderen Anra\nerländern festge­

legten Forderungen 1m Weser1astp1an wollen 

wir durchfilhren u~d durch ents-prechende Re­

gelungen, unter ·anderem m1t der DOR, errei­

chen, daß' d1e Weserwasserqualltät entschel­

dend verbessert w1rd. 

W1r werden dle Ind1rekteinle1ter von Abwas­

ser besser erfassen und kontro111eren und 

ke1ne zusätzlichen- Genehmigungen für die 

f1nle1tung · von Schwermetallep oder chlo­

rierten Wasserstoffen 1n das Abwasser er­

te11en. Bereits bestehende Einleitungen 

werden wir stufenweise herabsetzen, etwa 

bei der· trneuerung von Genehm1gu'ngen oder 

durch' Ausnutz-ung des nenen Wasserhaus­

halts- und Abwasserrechts. 



M1t Wasser sparsam umgehen! 

für den Schutz der Nordsee 
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W1r setzen uns für einen akt1ven Grundwas­

serschutz e1n .. Deshalb 1st.es erforderlich, 

dem steigenden Verbrauch von Grundwasser 

entgegen7.uw1 rken. W1 r werden Maßnahmen zur 

Wassere1nspi:ir.11ng fö"rdern, und zwar 1n Haus­

halten, 1n der Industrie und 1m Gewer-be. 

Oazu gehört auch,. daß Wirtschaft und Indu­

strie ihren Bedarf verstärkt m1t ßrauchwas­

serqÜa_lität befriedigen. Mit regelmäßigen 

Messungen· der Grundwasserqualität wollen 

w1r sicherstellen, daß eventuelle · Ver-' 

schmutzungen frühze1t1g festgestellt werden. 

01e unbedachte _Vers-1egelung von Oberflächen 

1m Bereich von Siedlungen und Verkehrsflä­

chen 'sowie die damit verbundene direkte Ab­

leitung von Regenwasser in die Kanalisation 

ist we1tgehe.nd zu vermeiden. Bestehende 

vers1ege-lte Flächen wollen wir daraufhin 

überprüfen, inwieweit ein wa·sserdurchläsS1-

ger Belag unter Beibehaltung der b\sherlgen 

Funktionsfähigkeit·. ei~e versiegelte Ober­

fläche ersetzen kann. 

W1r wollen d1e Lebensfäh1gkeit der Nordsee 

verbessern und durch dle konsequente Anwen­

durig des Vorsorgepr1nz1ps zusät1llche Ver­

sr.hmutzungen durch Abwasser und Abfall. ver-· 

h1ndern. In diesem Zusammenhang fordern w1r 

e1nen Anschluß- und 'Benutzungszwang der 

Schiffahrt für die f.ntsorgung von Sr.h1ffs­

abfäl1en 1n den Häfen. 

Wir wollen', daß der Bund s1ch an den Kosten 

der Länder für d1e Entsorgung von öl und 

Chem1ka1len 1n den Häfen bete111gt. 

,,, 
Auf In1tiat1ve der Bundesre­
g1 erung .fand 1984 erstma11g 
unter Bete111gung aller 

.Anra1nerstaaten·eine Inter­
nat1ona1e Nordseeschutz-Kon­
ferenz statt. 

Nordsee muß„.1nternat1onales 
Schutzgeb1et·werden. 

Den Boden sanieren und 
schützen! 

Das\qden.S'chu~-zk~~zept der 
CDU-geführten Bundesreg1e­
rung sieht u.a. vor: "Der 
Bodenschutz hat insbesondere 
Maßstäbe für d1e Erhaltung 
der Funktion des Bodens 1m 
Naturhaushalt zu· setzen, 
Grenzen für Stoffe1nträge 
und andere Belastungen der 
Böden anzugeben, wenn e1ne 
Vermeidung n1cht mög11ch 
ist, Anforderungen des 810-
top- und Artenschutzes, .des 
Grundwasser- und Gewässer­
schuties sow1e eine nach 
Güt~ und Menge ausre1chende 
Wasserversorgung zu berück­
s1ch~1gen.11 

Anträge der CDU auf besseren 
Bodenschutz wurden von der 

. SPD 1n der Bürgerschaft 
1rrmer abgelehnt. 

Kursänderung 1n der Abfa11-
pol1t1k Qr1ngend notwendig! 
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Auf der 1m Herbst 1907 stattfindenden Zwe1-

ten Internat1onalen Nordseeschutz-Konferenz 

müssen weitere Maßnahmen zur Nordseere1n­

ha 1tung entspr_echend den Forderungen der 

Bundesreg1erung geme_1nsam m1t den Anrainer­

staaten ergr1ffe·n werden. Wir unterstützen 

nachhalt1g d1e Verhandlungspos1t1on der 

Bundesreg1erung, d1e Nordsee international 

als Schutzgeb1et auszuweisen. 

.ZusaJ1111en m1t Wasser, Luft unct.-· Sonnen·l 1cht 

1s.t der Boden Grundlage des Lebens. Nach 

unserer A.uffassung bestehen ernsthafte 

Gefahren und l~ngfr1stige R1s1ken für den 

Boden. W1r unterstützen deshalb d1e Ziel­

setzung des von der Bundesregierung vorge­

legten Bodenschutzkonzeotes. 

W1r werden -für das land Bremen' eine Boden­

d~kumentat1on erstellen und e1ne Bodenpro­

benban_k aufbauen, d1e langfr1st1g Auskunft. 

über_ d1e Entwicklung und Schäd1gung der 

Böden g1bt. 

W1r werden 1nsbesondere d1e Untersuchung 

und Sanierung der Böden, d1e durch 

Altlasten geschädigt s1nd, vorantre1ben • 

W1r werden Maßnahmen e1nle1ten, die mög­

lichst jede z,usätzl1che Belastung des Bo­

dens verh1nder!1. ·oazu gehören der beg'reflz­

te ~nd , verm1nderte - Einsatz von Pflanzen­

schutzmitteln, zum Belsplel durch Aufklä­
rung über den sachgerechten Einsatz 1m 

K1e1ngärtner- und Hobhybere1ch, sow1e eine 

unrweltfreund11che Verwertung von Gülli! aus 

der tandw1rtschaft nach dem jeweiligen 

·Stand der Techn1k. 



Bremen hat e1ne Mül1verbren­
nungsan1age, d1e jährl1ch 

. etwa 350.000 Tonnen Mül 1 
verbrennen kann. jedoch etwa 
nur 240.000 Tonnen Müll ver­
brennt. Bremerhaven hat e1ne 
Müllbese1t1gungsanlage, de­
ren tatsächl1che Verbren­
nungskapazität bei 280.000 
Tonnen 1m Jahr 11e9t. wäh­
rend 1n Bremerhaven selbst 
nur 90.000 Tonnen Hausmüll 
und hausmüllähnliche Abfälle 
anfallen. 

Ohne jedwede- ernsthafte 
Müllw1ederverw~rtung zu be­
treiben, fallen 1n den 
Städten Bremen und Bremerha­
ven 1nsgesamt ca. 330.000 
Tonnen Abfälle an, d1e zur 
Ze1t verbrannt werden. E1n­
fachste W1ederverwertungs­
konzepte können diese Menge 
um e1n Drittel reduz1ereQ. 
Oie jetzt geplante Rauchgas­
re1 n1gung bei der MVA Bremen 
soll 33 M1111onen DM an In­
vestitionen und jährl1ch 7,7 
M1llionen DM an laufenden 
Kosten verschlingen. Große 
Beträge, d1e für ein sinn­
volles Müllw1ederverwer­
tungskonfept verwandt werden 
können. 

Viele Abfälle- s1nd zum Ver ... 
brennen zu schade. 
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D1e _Abfa1ipo11tlk 1n Bremen Und Bremertlaven 

·ist bisher durch überdimens1onierte- -Müll-· 

verbrennungsanlagen gekennze1chnet. E1ne 

Änderung 1,st dr1ngend notwend1g. -Wir werden 

der Abfa 1 lverme1dung, der W1ederverwertung 

und der umweltgerechten· Bese,;1t'igung den 

Vorrang e1nrä_umen. Wir müssen von e1ner 

Abfallbese1t1gung zu e1ner Abfallwirtschaft 

komnen. ·W1r werden einen bindenden Abfall­

wirtschaftsplan erstellen, der zu einer 

Verringerung der Abfälle b_e1 Herstellern 

und Verbrauchern und zu einer Wiedergewin­

nung möglichst vieler Rohstoffe führt. 

W1r wollen entscheidende Einschränkungen 

bei E1nwegverpackungen und Wegwerferzeug­

niSsen. Wir werden uns für eln ·verbot von 

Einwegflaschen. Getränkedosen . und Kunst­

stofftragetaschen einsetzen, falls andere 

·Maßnahmen ke"inen Erfolg haben. Wir fordern 

die Anwendung des Verursacherprinzips· be1 

den Entsorgungskosten der Verpackungsmate- _ 

r1al1en. 

Wir werden unter Beibehaltung der Entsor­

gungssicherheit bei der Abfallentsorgung 

·ein~ weitgehende getrennte frfassung , von 

Wertstoffen 1n den Haüshalten durchführen. 

um eine möglichst hohe Wiederverw·ertungs­

quote zu erretchen. Giundsätzlich sind 

dabei diese Maßnahmen nach dem Pr1rizip der 

Freiwi 111 gkeit bzw. Partnerschaft auszu­

r1 chten. D1e5 gilt 5owoh1 für die Bete111-

$ung der Bevölkeru,ng als auch für das Zu­

sa1J1I1enwirken ko11111unaler Stellen und priva­

ter_ Recyc 11 ngunternehmen. 

,, 
Geme1nsame Abfal1po11t1k in 
unserer Re~ion 1st nöt1g. · 

Ke1n Abfa11tour1smus. · 

Oas Land Bremen ka'nn auf-, 
grund seiner geographischen 
Größe und der •anfallenden 

, Sonderabfallmenge nicht al- . 
le1n den Sonderabfall um­
weltgerecht entsorgen. Des­
halb s1nd schnellstmöglich , 
die begonnenen Verhandlungen 
m1t den anderen norddeut-

. sehen Küstenländern dahin­
gehend abzuschließen, äaß 
9eme1nsame Verbrennungs:. und 
Depon1ekapazltäten geschaf-

. fen werden. 

- 53 -

Dam1t eine mögl1chst hohe W1rtschaft11ch­

, ke1t von Maßnahmen zur Abfa11w1ederverwer­

tung erreicht wird, halten wir e1n gemein­

sames vorgehen der Städte Bremen utid Bre­

merhaven sow1e der n1edersächsisch.e0 

Umlandgeme1nden für erforderlich·. Be1 e1ner 

konsequenten Umsetzung bisher möglicher 

Wiederverwertunqsmaßnahmen reicht für ·unse­

re Region eine Müllverbrennungsanlage. näm­

lich d1e 1n Bremerhaven. aus. 

Das bereits vorhandene Systerri von Depotcon­

tainern für Altglas und Al~pap1er_ werden 

wir ausweiten und ergänzen, dies gilt 

~owohl 1n bezug auf Qualität -der .Container' 

als auch auf d1e Erweiterung' der verschie­

denen Wertstoffarten. 

Wlr werden uns bei de.r Sonderabfallentsor­

gung an· einer norddeutschen Lösung 

bete111gen und so auf Transporte von 

Sonderabfällen zur Deponie Schönberg/DDR 

verzichten, weil d1ese Depon1e von uns 

n1cht auf. mögl 1-che Gesundheits- und 

UnMe ltgefährdungen · kontrol 11ert werden 

, kann. Der- bisher vom Bremer Senat durchge­

führte Abfa11tour1smus wird von uns beendet 

werden •. 

Wir ·werden durch sachgerechte Kontrollen 

s1cherSte1len, daß bei der Abfa11bese1-

t1gu'ng und auf den Abfalldepon\en gesetz-

11che Maßnahmen nicht umgangen, wer~en. _ 

Ebenso werden W1r rechtzeitig Reku1t\v\e-

ruilgs- und 

damlt dle 
ßeg~ünungsmaßnahmen einleiten. 

bestehenden Abfalldepon1en sich 

harmonlsch 1n das Stadt- und Landschafts­

b11d e1ng11edern. · 



Lärm bekämpfen! 

Mehr Natur- und Landschafts­
schutz. 
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Nar.:h wie vor fühlt s1r.:h ein großer Te11 der 
Bevölkerung ze1twe1se oder dauernd durch 
Lärm belästigt. Der Straßenlärm g11t dabei 

als Hauptquelle. 

Maßnahmen des aktiven Lärffischutzes, das 
heißt Reduzierung .des Lärms an der Quelle, 

sollen Vorrang 1n ·der Lärmbekämpfung erhal­

ten. Wir werden deshalb besonders auf ent­

sprechende bundesrechtliche Verbesserungen 
beim Lärmschutz drängen. 

Für d1e Städte BremP.n und Bremerhaven wer­

den w~r Lärmschutzpiäne schaffen, die unter 
anderem die Möglichkeit,· Verkehrswege z.u 

bündeln, berücksichtigen. Hierbei ist auch 

eine Abstinmung mit dem niedersächsischen 
Umland notwendig. 

Im ßereir:h des Straßenverkt:!hrs werden wir 

den Verkehrsfluß durch verkehrsabhängige 

S1gnalschaltungen verbessern, die Anwendung 

von 11 leiseren 11 Straßenhelägen bet NeubaUar­

he1ten durchsetr.en sowie 1m öffe.ntl 1chen 

Personennahverkehr auf· den E1nsatz von 

lärmarmen Fahrzeugen drängen. 

W1r werden auf d1e finhaltung bestehender 

Lärmgrenzwerte .ar:hten und verschärfte K.On­

trollen durchführen, unter anderem bei Mo­

torrädern und Kleinkrafträdern \m. H1nhllck 

darauf, ob 1ärmverstärkende Manlpulat1onen 

vorgenorrmen wurden. 

Wir wollen den Natur- und landschaftssc:hutr. 

verstärken, um den Naturhaus.halt und vor 

allem w11dlebende Pflan1en- und Tierarten 

,, .. . ' 

Die Waldschadenserhebung 
1986 für das Land Bremen hat 
eine erschreckende Bilanz 
gebracht. Danach waren nur i 
noch 16 % aller Bäume ge­
sund, 41,6 % schwach geschä­
digt, .40,1 "mittelstark 
bzw. sta.r~ 'geschädigt und 
1,7 % abgestorben. Obwohl 
s 1 eh entspr.echende Schadens­
s1tuati onen andeuteten, s1nd 
1n den letzte'n Jahren vom 
SPD-Senat d1e Baumschäden 
vern1ed11cht Worden. Es wur-

. de versäumt. entsprechende 
Pflege und Vorsorgemaßnahmen 
e1n·~1eiten. Gle1chze1t1g . 
wurden das Personal bei den 
Garterlbauämtern abgebaut und 
die Pflege der Grünflächen 
red\Jziert. 
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besser zu schützen. Es g11t, d1e Natur­

güter Bpden, Wasser und Luft als Lebens­

grundlagen zu s1chern und dfe Funkt1ons­

fäh1gkeit des Naturhaushaltes zu erhalten. 

W1r werden ein LandschaftsSchutzprogranvn 

vorlegen, das die Ziele des Natur- und 

Landschaftsschutzes darstellt und Wege zu 

ihrer Realisierung aufze,gt. 

Wir werden entsprechende Maßnahmen lm 

Natur- und Landschaftsschutz im Einklang 

mit den betroffenen Landwirten durchführen, 

so daß der Schutzzweck erreicht und 

g1e1chzeitig den Landw1rten die Existenz­

grundlage nicht entzogen wird. 

Die vorhandenen Grünflächen· und Parkanlagen 

sowie die Straßenbäume sind zu erhalten. 

Wir werden dafür eine ausreichende Pflege 

s1cher'ste11en und durch eine Verbindung von 

Parks, Bep.fla.nzung von Straßen und Plätzen, 

Begrünung privater Hinterhöfe sowie die 

Förderung naturnaher Kleingartenanlagen 

durchgängige Stadterholungslandschaften 

schaffen. 

Wir werden den ehrenamtlichen Naturschutz 

durch die Verbände stärken. Diese leisten 

-beim Arten- und Biotopschutz e1ne wichtige 

Arbe1t. 



Die Fami11e ·stätken 

In den CDU-regierten Ländern 
werden zusätz11che H11fen 
für d1e fam111e gewährt, w1e 
z.B. e1n Landeserz1ehungs­
ge1d 1m Anschluß an das Bun­
deserz1ehungsgeld von monat­
lich 600,- DM, Fam111engrün­
dungsdarlehen, ram111engeld 
usw. 

Alle CDU~reg1erten Länder 
haben 1andese1gene St1f­
tungen e1ngertchtet 1,1nd so 
d1e M1tte1 aus der Bundes­
st1ftung "Mutter und Kind" 
durch e1gene St1ftungsgelder 
ergänzt. D1e CDU hat dazu 1n. 
der Brem1schen Bürgerschaft 
einen entsprechenden Antrag 
gestellt, der von der SPD 
abgelehnt wurde. 
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Oie fam111e fst d1e natürlichste und be­

ständigste form des mensch11chen Zusanrnen­

lebens. In der Geborgenhe1t der fam111e ma­

chen K1nder d1e ersten Erfahrungen 1n e1ner 

Geme1nschaft m1t allen Chancen u~d Möglich:­

ke1ten, aber· auch Problemen. Rücksichtnah­

me.. Verantwortungsbere1tschaft und Toleranz 

können am ehesten 1n. der Fam111e eingeübt 

·werd'e'n, um dann auch 1n den Lebensbereichen 

außerhalb der Fam111e gelebt· zu werden. 

Eltern , tragen. gemeinsam und 1n gleichem 

Maße . d1e Verantwor
1

tung für ihre K1nder. 

Partne·rschaft bewährt s1ch gerade 1n der 

·Familie, wenn Mann und Frau die Aufgaben 

der Erz1ehung, · der Haushaltsführungt der 

Betreuung älterer .und beh1nderter Flim1f1en­

angehör1ger und ,der Erwerbstät1gke1t unter 

s1ch aufteilen. 

Der Staat muß die Fam1lfe ·schützen und 

fördern, 1nd~m er h1lft, 1hre sozialen und 

wirtschaftlichen GrunOlagen zu. sichern. 

W1r wollen, daß es deri ·Familien in Bremen 

flicht schlechter. geht !ilS in anderen Bun­

desländern. Deshalb rücken~ w1r die För"de-

. rung der Fam111e 1n den M1tte1punkt unserer 

Soz1alpol1tik. Wir werden das Bundeserz1e­

hungsge1d 'durch e1n Landeserziehungsgeld 

ergänzen. 

Um Fam111en und werdenden Müttern 1n .beson­

deren w1rtschaft11chen Schw1.er1gke1ten un­

bürokratisch und schnell helfen zu können, 

werden _wir eine ~andesstiftung 11 Hilfe für 

d1e Fam111e" einrichten. 

Die Mittel für d1e Famll1en­
erho1ung 1n Breffien wurden 
von der SPD gekürzt und die 
Förderungskriterien deutlich 
eingeschränkt. 

ln Bremen ·g1bt es schon se1t 
lang_em k.e1n bedarfsgerechtes 
Angebot ·an K1ndergarten­
plätzen. Im K1ridergartenjahr 
1987/88. fehlen 2.200 Plätze. 
Außerdem werden d1e Gebühren 
ständ1g erhöht. 

- 57 -

Wir wollen da.für· sorgen, daß auch die so­

z1a1 schwachen Familien, d1e ihren Erho­

lungsurlaub selbständig durchführen wollen, 

in Bremen.wieder gefördert werden. 

Familie und Erwerbsarbe1t s1nd entscheiden­

de Le~ensbere1che des Menschen, in denen er 

sein Selbstwertgefühl _erfährt. In der heu­

tigen Zeit wird aber _d1e Welt der Erwerbs­

arbeit auf Kosten der Fam11ie überbewertet·. 

Ansehen erw1rbt der Mensch heute fast nur 

durch Erwerbsarbe1t, durch E1nkorrmen, ~e-. 

w1nn und entsprechendes Konsumverhalten. 

Für uns sind Familien- und Erwerbsarbeit 

g1e1chrang1ge Bereiche der Lebensentfaltung· 

des M~nschen. Die Bed1ngu.ngen in der Ar­

beitswelt müssen die Bedürfnisse von· Fam1-

-11en berücksichtlgeil. flexiblere Arbeits-

', zelten und e1n ausreichendes Angebot von 

Tei1ze1tarbe1t für Frauen und Männer hel­

fen. Beruf und Fam111en mite1nander zu ver­

e1nbaren. Oles muß· auch für qualif1z1erte 

Arbeitsplätze gelt~n. 

Kindergärten und Horte sollen d1e Erziehung 

1n der Fam111e ergänzen. fördern und unter­

stützen. Für alle1nerz1ehende und berufstä­

tige Eltern haben s1e e1ne besondere Bedeu­

"tting. Wlr halten Einsparungen zu Lasten 

dr1ngend benötigter K1ndergartenp1ätze für 

unverantwort11ch. Auch e1ne be5sere.Abst1m­

mung der öffnungs~e1ten von Kindergärten 

m1t den Arbeitszeiten der Eltern muß er­

reicht werden. 

Eltern müssen sich darauf verla·ssen können, 

daß d1e angesetzten Unterr1chtsze1ten 

.insbesondere ·1m Grundschulbere1ch - einge­

halten werden. 



Durch Erhöhung des Mehrbe­
darfs zu sch l ags 1m Bundes­
soz1alh11fegesefz hat d1e 
Bundesreg1erung d1e S1tua­
t1on der Alle1nerz1ehenden 
verbessert. 

Selt 1.1 .1986 lst lm Steuer­
recht der Haushaltsfre1be­
trag auf 4.536,- OM für 
Alle1nerz1ehende erhöht 
worden. 

Bessere Chancen für d1e , . 
Frauen 
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01e Lebensbed1ngungen für v1ele Miltt~r und 
Väter, d1.e 1hre K1nder a11e1n _erz1ehen, 
s1nd belastet durch besondere Probleme: ge­
r1nges E1nkonmeri, Woh~ungssorgen, Zelt- und 
ßetreuungsschw1er1gke1ten; D1e Alle1nerz1e­
henden brauchen d1e H11fe des e1nzelnen, 
aber auch d1e Unterstützung durch Po11t1k 
und GesellsChaft. 

01e durch die Bundesregierung veranlaßten 
Gesetzesänd~rungen zur Verbesserung der S1-
tuat1on Alle1nerz1ehender sind e1n Schritt 
ln dle rlchtlge Rlchtung. 

Auch be1 zukünft1gen Gesetzesänderungen 
werden w1r uns d~für einsetzen, daß ~­
lange der E1nelternfam11len besonders- be­
rücks1cht1gt werden. 

Die im Grundgesetz verfassungsrechtlich ga­
rantierte Gle1chberecht1gung von Mann und 
Frau_ ist immer noch n1cht alltägl1the Wirk­
lichkeit. W1r wollen m1t unseren Forderun­
gen und Maßnahmen dem Ziel der Gleichbe­
rechtigung von Mann und Frau näherkommen. 

W1·r lehnen eine Po11t1k ab. d\e Frauen auf 
·best1rrrnte Rollen festlegt. D1e Frauen sol­
, len frei entscheiden können, wie s1e 1hr 
leben gestaltenj ,S1e sollen. in untersch1ed-

11chen Lebensphasen untersch1ed11che 
Schwerpunkte wählen können. 

Das Ziel der Wahl- und Entsche1dungsfrei­
he1t für Frauen kann aber nur -erreicht wer-

• 
D1e Frauenpol1t1k der SPD 
or1ent1ert sich alle1n an 
der berufstät\gen Frau ·und 
enthält damit e1ne e1nse1t1-
ge Ro11enf1x1erung. 
01e m1t einem Kostenaufwand 
von mehr als 300.000,- DM 
jährl1ch geförderte 11 Zen­
tralste1le für d1e Verw1rk­

, 11~ng der Gle1chb~recht1~ 

~~~;g~~~e~~~u~1~u~~ii~~~eder 
Bundesregierung herabzuset-· 
zen. D1e Arbeit der Gle1ch­
stellungsstelle h1lft wen1-
ger den Frauen 1m Lande Bre­
men als vielmehr 'der Ver­
breltung der SPD-Polltlk. 

Auf In1t1at1ve der Bundesre­
gierung wurd_en das Erz1e­
hungsgeld für Mütter und/ 
oder Väter sowie die Anrech­
nung der Erziehungszeiten 1m 
Rentenrecht eingeführt. 
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den,· ~enn alle gesellschaftlichen Kräfte 
s1ch dieser Aufgabe stellen~ von der· Po11-
tik und den Tarifpartnern b1-s h1n zu jedem 
einzelnen 1n seiner Familie. 

Auch Institutionen, wie zum Be1sp1e1 
Gleichstellungsstellen, sind ein notwendi­
ges Instrument · bei der Durchsetzung der 
Gleichberechtigung. S\e sollen auf D1skr1-
m1n1erung von Frauen aufmerksam ·machen und 
Maßnahmen zum Abbau vorschlagen oder e1n­
le1ten. W1r werden dafür sorgen, daß s1ch 
d1e 11 Brem1sche Zentralstelle für d1e Ver­
w1rkl1chung der Gle1chberecht1gung der 
Frau" be1 def Bewä1t1gung dieser v1e1fä1ti­
gen Aufgaben für die Belange aller Frauen 
1m lande Bremen e1nsetzt. Ideolog1sch be­
gründetes Handeln w1derspr1cht dem Auftrag 
e1ner Gleichstellungsstelle. 

Keine Frau darf benachte\1\gt werden, we11 
s1e s1ch für die Versorgung e1nes ·Haushalts 
und d1e 'Erz1ehung 1hrer Kinder entsch\eden 
hat. W1r wollen daß Fam111enarbe1t 1n 
ihrem Wert ebenso anerkannt w1 rd wie Er­
werbsarbe1t. und unterstützen d1e Pol1t1k 
der Bundesregierung. 

V1e1e Frauen leisten n1cht nur wertvolle 
Erz1ehungsarbe1t, sondern pflegen und be­
treuen zugle1ch betagte Eltern und pflege­
bedürft1ge Angehör1ge. D\ese le\stung wird 
von der Gesellschaft noch zuwenig gewür­
d1gt. W1r wollen deshalb d1e soziale Stel­
lung der Pflegenden ver:bes·sern, indem w1r 
im Steuerrecht w.eltere Erleichterungen 
schaffen. die aed1ngungen für pr1vate 
Vorsorgeleistungen verbessern und d1e 



Oie Arbeitslosigkeit der 
Frauen 1st 1m lande Bremen 
wesent11ch höher als im Bun­
desdurchschnitt. 

Forderungen an d1-e Tarif­
partner 
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tenversicherung verankern. 

Beruf11 ehe Ausb1 ldung und Erwerbstätigkeit 

sind heute fester Bestandteil der Lebens­

planung von 'Mädchen und Frauen. D1e Freude 

am Beruf und am Kontakt zu anderen Menschen 
sind für -s1e ebenso w1cht1g w1e d1e Schaf­

fung einer e1genständ1gen sozialen Siehe- · 

rung. 

·Aufgrund der desolaten w1rtschaft11chen La­

ge 1n Bremen 1st d1e S1tuat1orl für Mädchen . 

und Frauen, d1e einen. Ausb1löungs- bzw. Ar­

be1 tsplatz suchen, besorgn1 serregend. Hinzu 

kommt, daß Frauen, 1m Beruf m1t Problemen 

und Vorurteilen zu kämpfen haben, w1e s1e. 

Männern n1cht begegnen. 

Auf dem Arbeitsmarkt werden den Frauen 1n 

erster L1n1e d1e weniger qua11f1z1erten Ar..:. 

be1tsp-1ätze m1t ger1nger Bezahlung angebo­

ten. Arbe1tsplätze mit· _guten Auf stiegschan­

cen und guter Bezahlung sowie Sp_1tzenpos1-

tlonen sind fi?st \ri männlicher Hi!nd. 

Damit Frauen auch in zu~unftsträcht1gen 

techn1kor1entierten Berufen eine Selbstver­

ständlichkeit werden, müssen wir bereits 

be1 der Schulausb-ildung der jungen Mädchen 

ansetzen. Insbeson.dere sollen Schule .und 

Berufsberatung Mä~chen verstärkt auf neue 

Berufe mit guten Aufst1egsmög11chke1ten 

aufmerksam machen. und sie ermutigen, s1ch 

in 'frauenuntyp1schen 1 Berufen ausbilden zu 

lassen. 

Um darüber hinaus die Chancen der· Frauen im 

Erwerbsleben zu verbessern, haben· wir fo1-

• 

·Tellzeltarbeit hilft, Fami-
11en- und Erwerbsarbe1t bes­
SB{ m1te1nander zu vere1nba­
ren\. D1e.ßundesreg1erun.g hat 
deshalb auch durchgesetzt, 
daß d1e Te11ze1tarbe1t. 
r.echt11ch besser abge- · 
s1che'rt wird. 
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gende forde'rungen an d1e Tarifpartner: 

Der Grundsatz 11 Gle1che" Bezahlung für ·glei­

che Arbe1t 6 muß ·endl1ch auf allen Ebenen 
verw1rkl1cht werden. 

D1e Arbe1tsze1ten müssen flexibler gestal­

tet werden., um fam111e und Berllfstät1gke1t 

be.sser m1te1nander vere1nbaren zu können., 

W1r wollen, daß vermehrt Te11ze1tarbe1ts­

p_lätze für Männer und Frauen geschaffen 

. werden, insbesondere auch für solche Tät1g­

ke1ten; die e1ne höhere Qua11f1kat1on vor­

aussetzen, da diese 1n einem 1nmer größeren 

Umfange nachgefragt werden. 

Wo durch technologisch bed1ngte Veränderun­

gen trad1t1onelle Frauenarbe1tsplätze ver­

lorengehen, sollen· Frauen rechtze1t1g Um­

. schulungs- und Qua11f1z1erungsmaßnahmen an­

geboten werden, um so neue zukunftss1chere 

Arbeitsplätze besetzen zu können. 

Wir wollen, daß die Betriebe 1n Breme:n ent­

spret:hend dem von der" Bundesregierung vor­

gelegten Leitfaden Frauenförderpläne erar­

beiten und 'Maßnahmen ergreifen, um Benach.­

te111 gungen vOn Frauen abzubauen. Der öf­

fentl 1 che Dienst muß h1er m1t gutem Bei­

sp1e1 vorangehen. Wi.r werden dafür sor.gen, 

daß d1e Richtlinie zur, Frauenförderung 1m 

öffent11chen Dien,st in Bremen endlich umge­

setzt w1 rd. 

Be1 Weiterbildungs- und Qua11f1z1erungsmaß­

nahmen muß Rücksicht auf die Bedü'rfn1sse 

von Frauen mit Kindern genollmen werden. 



Keine Gewalt gegen Frauen 

D1e Bundesreg1erUng hat 
durch das. "Opferschutzge­
setz" m1ßhandelten Frauen 
e1nen recht11ch abges1cher­
ten Persön11chke1tsschutz 
gegeben. 

S1cherhe1t und Geborgenheit 
für Unsere älteren M1tbür­
ger1nnen und M1tbürger 
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Ehemal1gen M1tarbe1ter1nnen sollen bevor­
zugt Urlaubs- und Krankhe1tsvertretungen 
angeboten werden, um 1hnen den Kontakt m1t 

dem Erwerbsleben we1terh1n zu irmög11chen. 

D1e köroer11che -und seelische Mißhandlung 
· von Frauen und Mädchen wurde zu lange baqa­

te l l 1s1ert oder verschwiegen. Dieses Thema 

darf nicht lä~ger tabU1s1ert werden. 

D1e noch 11T111e·r ex1 st1erenden Vororte1 le ge­

genüber den Opfern müssen bese1t1gt werden. 

W1r wollen da.für sorgen, daß durch gez1elte 

Fortbildungsmaßnahmen, filr Po11_ze1, Justiz 

und · Xr~tesch~ft: m1ßhandelten Frauen mehr 
Verständnis entgegengebr_acht wird. Auch d1e 

Bevölkerung wollen w1r 1n stärkerem Maße 
aufklären. 

D1e Arbe1t der frauenhäuse.r 1n Bremen, d1e 

Frauen m1t ihren Kindern in akuten, ver­

zwe1felten Sltuat1onen aufnehmen, werden 

w1r fördern und f1nanzlell abs1c-hern. Nur 

so können auf Dauer ·alle hilfesuchenden 

Frauen Aufnahme, fachkundlge Beratung und 

d1e überaus w1cht1ge Na.chbetreuung e.rhal­

ten. 

·In e1ner komp11-z1erter und schnellebiger 

werdenden Welt wird Lebenserfahrung inmer 

w1cht1ger. Deshalb sind w1r auf die Erfah­

rung und das Wissen der älterer\ Generation 

angew1esen. Ihre. Lebenser~ahrung 1st· für. 

das ZusafTITlenleben ln unserer Gesellschaft 

unverz1i:;htbar. 

• 

• Der Anteil der Ober 60jähr1-
gen Bürger an der Gesamtbe­
vö 1 kerung 1m lande Bremen 
beträgt fast ein V1ertel und 
wird 1n Zukunft noch weiter 
ansteigen. 

\ 

D1e CDU-geführte Bundesre­
gierung hat d1e Renten wie­
der auf ein s1cheres Funda­
ment g_estellt und z. ß. 

·durch d1e Einführung von 
Kindererz1ehungsze1ten fort­
entW1ckelt. D1e_erre1chte 
Prel sstab111tät hat den 
Rentnern reale E1nkonlnenszu­
wächse gebracht·. 

Se1t Jahren fordern w1r den 
Senat auf, das ehrenamtliche 
Engagement nach klaren 
R1cht11n1en zu fördern und 
zu stärken. B1s heute 1st 
der sp·o-senat ·nicht 1n der 
Lage, e1n Konzept vorzulegen. 
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E1ne moderne und fortschtitt11che Gesell­

schaftspo11t1k muß sich um d1e Lebenssitua­

tion der älteren M1tbürgerinnen und M1tbür­

.ll!. m1t Nachdruck künrnern und d1e Voraus­

setzungen da(ür schaffen, daß s1e ein selb­

ständ1ges. e1genverantwort11ches und sinn­

erfülltes Leben führen können. Gerade der 

Uingang m1t unseren älteren Menschen .macht 

deutl1ch, w1e es ·um d1e Humanität unserer 

Gesellschaft bestellt 1st. W1r setzen dabe1 

vorrang1g auf "Hilfe zur Selbsthilfe". 

W1r treten be1 der an·stehenden Strukturre­

form der Rentenversicherung für d1e Beibe- · 

haltung der le1stungs- und be1tragsbezoge­

nen Rente e·1n. E1ne E1nhe1tsrente lehnen 

wir ab. 

Ober d1e finanzielle Absicherung h1naus 

g11t es jedoch, eine zunehmende Vere1nsa­

mung der älteren MenSchen zu verhindern. 

Wir setzen uns -d.afür e1n, daß d1e Alteren 

stärker am po11t1schen und gese11schaftl1-

cheri Leben te1lhaben können. Wir befürwor­

ten We1terbildun9sangebote, Sen1orentreff­

pu0kte und Sport für die ältere Generation. 

01e älteren Menschen sollen 1n ihrer eige­

nen Wohnung leben können, S!>lange s1e es 

wünschen und dazu 1n 'der Lage s1nd. 

W1r brauchen mehr altengerechte Wohnungen, 

1ntegr1ert. 1n Wohnbereiche, die d1e Begeg­

nung zw1schen- jungen fam111en und älteren 

Menschen besonders fördern. Wir werden d1e 

ehrenamtlichen Nachbarschaftsh11fen aus­

bauen, um dadurch fam111en m1t zu pflegen­

den Angehörigen sow1e h1lfsbedürft1gen äl­

teren M~nschen zusätz11che H11fen ·zu geben. 



In Bremen sind.die Neben­
stellen der 01enst1e1stungs­
zentren mange.lhaft ausge­
stattet. 
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ohne He1mb1nduntj eine ständige Betreuung 
s 1 chersteil en. Neben rege 1mäß1gen Kontakten 

zu den älteren Bew0hner1nnen und Bewohnern 

sow1 e entsprechenden Hi 1 f sangeboten so 11 

be1 sporadisch eintretender Hilfsbedürftig­

keit ein verbleiben in der eigenen Wohnung 

ermöglicht werden. 

Wir werden Hausnotrufsysteme verstärkt för­

dern, um den älteren Milmenschen mehr 51-­

, cherheit zu geben. 

Wir werden neue Formen des Zu$ammenlebens 

älterer Menschen anregen und unterstützen, 

damit d1ese be1spielsweise ·durch die Be­

schäftigun.g einer gemeinsamen . Pflegekraft 

möglichst_ l_ange in ihrer gewohnten Umgebung 

leben können. 

W1r wer.den d1e D1enstle1stungszentren und 

1hre Nebenstellen bedarfsgerecht ausbauen, 

um d1e ambulante Versorgung zu verbessern. 

W1r. wollen. daß 1n den fällan, 1n denen 

vorübergehend d1e ambulante Versorgung 

n1cht d1e erforderlichen H11fen sicherstel­

len kann, E1nr1chtungen der befristeten 

stat1o.nären Kurzze1tunterbr1ngung genutzt 

werden können. 

Darüber hinaus werden wlr 1n zusammenarbe1t 

m1t den freien Wohlfahrtsverbänden ·e1nen 

r'ea 11 stl sehen Bedarf an Pf 1egehe1mp1ätzen 

erm1tteln un~ gewährleisten. 

W1r werden uns dafür einsetzen, daß -die 

Absicherung des R1s1kos der Pflegebedürf­

t1qke1t geregelt w1rd. 

Cha'ncen für d1e junge Gene­
ratiori 

\. 

Jugendaröe1tslos1gke1t be­
kämpfen! 

Aufgrund der verfehlten 
W1rtschaftspol1t1k des 
SPD-Senats 1st der Ante11 
der Jugeridarbe1ts1os1gke1t 
1m lande Bremen ca. dreimal 
so hoch w1e \m Bundesdurch~ 
schnitt. 

Im lande Bremen werden 1m 
Jahre 1987 b1s auf 10 Ju­
gend11che ke1ne we1teren 

. Auszubildenden der Verwal­
tungsberufe nach Abschluß 
der Berufsausbildung 1n den 
öffentlichen D1enst übernom­
men. 
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K1nder und Jugend11che erleben heute e1ne 

Welt, d1e filr s1e 1nmer komp11z1erter w1rd. 

Unter dem· E1ndruck gegen1äuf1ger Vorb11der 

1n fam111e. Schule und Massenmed1en· 1st es 

für d1e jungen Menschen oft schwer, 1hre 

Le1tbilder zu f1nden. 01e Verlängerung der 

B11dungs- und· Ausb11dungsprozesse und d1e 

damit verbundene w1rtschaft11che Unse1b­

ständ1gke1t haben d1e Jugendphase 1n eine 

lang andauernde e1genständ1ge Lebensphase 

verwandelt und d1e Integrat1on der Jugend 

1n d1e Welt der Erwachsenen erschwert. 

Jugendpo11t1k hat d1e Aufgabe. über die 1u­

gendfördernden Maßnahmen in- Ausbildung und 

Beruf hinaus den Jugendl1Chen H11fen und 

Anregungen zu geben. damit s1e ihre Ident1-

tät f1nden. 1hre Persönl1chke1t entwickeln 

und sich 1n der Gesellschaft engagieren. ·In 

der Jugendarbeit tä~1ge Gruppen und fre-1e 

Ttäger, d1e jungen Menschen mehr Mög11ch­

ke1ten zur M1t- und Se1bstbest1nmung 1n e1-

gener- Verantwortung b1eten, wollen w1r un­

terstützen. 

D1e hohe Zah·l Jugend11cher ohne Ausbildung 

oder Arbeitsplatz g1bt zu großer Sorge An­

·laß. v1e1e junge Leute können s1ch heute. 

aus Mangel an qua11fiz1erten Ausbildungs­

plätzen 1hren Berufswunsch n\cht erfüllen. 

Deshalb 1st für d1e Zukunft der jungen ·Ge­

neration d1e Entwicklung der wirtschaft11-

chen Lage genausO ·W1cht1g, w1e - e1n le1-

stungsfäh1ges B11dungswesen. D1e -Jugendar­

be1tslos1gke1t wird Our bese1t1gt werden 

können, wenn d1e W1rtschaft zukunftssichere 

Arbe1tsp1ätze schafft. UnSere Gesamtpo11t1k 

hat ·das zum Z1e1 ( slehe auch Einzelthema 

"Jugendarbe1tslos1gke"lt 11 ). 



fre1ze1t s10nvo11 gestalten! 

Jugendfre1ze1the1me wieder 
attraktiver machen 
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E1n besonders wichtiger Bere1ch für junge 

Menschen 1st 1hre freize1t. Soz1a1es Enga­

gement 1st dabei bespnders unterstützens­

wert. Jugendverbände, die hier akt1v s1nd, 

sollen mit f1nanz1e11en Zuwendungen geför­

dert werden. 

Auch Sportver'e1ne s1nd ein wichtiger Treff­

punkt junger Menschen. Deshalb milssen ·die 

Vere1ne ideell und materiell unterstützt· 

werden (siehe E1nzelthema 11 Sport 11 )·. 

Der wachsende Trend zu vermehrter Beschäf­

tigung mit der deutschen Geschichte, Kunst 

und Kultur hat auch be1' Jugendlichen e1n 

bre1tes Echo ausgelöst.. Junge Menschen aus 

allen Te11en Deutschlands sollten s1ch ~ög-

11chst häufig ,begegnen. Das gegenseitige. 

Kennenlernen junger Mens~hen aus Deutsch­

land h11ft, den Gedanken der W1ede~vere1ni­

gung aufrechtzuerhalten und m1t Leben zu 

erfüllen~ 

Weil das Kennenle.rnen fremder Kulturen und 

Völker für d1e Persönl1chke1tsb11dung jun­

ger Menschen von besonderem Wert 1st, korrmt 

dem Erlernen der Partnersprachen und dem 

1nternat1onalen Jugendaustausch große Be­

~eutung zu. Se1ne Förderung 1st ein w1cht1-

ges Element unserer Jugendpo11tik. 

für v1e1e Jugend11che sind Fre1ze1the1me 

und Jugendzentren häuf1g d1e e1nz1gen 

Treffpunkte zu geme\nsamer fre1ze1tgestal­

tung. Wir wer.den n1cht nur d1e we1tere 

Sch 11 eßung von Jugendf re1 ze1 the1men verh1 n­

dern, sondern 1n den e1nze1nen Stadtte11en 

Der SPD-Senat hat v1ele. An­
gebote in den Jugendfre1-
ze1the1men gestrichen. Da­
durch fehlen gerade problem­
belasteten Jugend11chen die 
geeignete Umgebung und Be­
treuung. 

\. 

Gesundhe1tsvorsorge stärken 
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k1e1ne und überschaubare Jugendbegegnungs­

stätten schaffen und für e1ne bessere per­

sonelle Ausstattung 1n den Jugendfre1ze1t­

heimen sorgen. 01e J·ugendl1chen sollen zu 

E1gen1n1t1ative und Kreat1v1tät angeregt 

werden. 

W1r werden mehr fre1e Träger e1nbez1ehen 

und damit_ e1ne größere E1genständ1gke1t bei 

den Jugendfre1ze1the1men erreichen. 

W1r werden d1e schwerfälligen bürokra­

tischen Abrechnungsverfahren _bese1t1gen, um 

eine flexiblere Bewirtschaftung zu ermög­

lichen. W1r wo'llen d1e Öffnungszeiten der 

Jugendfre1ze1the1me auf die Wochenenden und 

fer1enze1ten erweitern. 

V1ele Menschen. d1e unter den früheren 

med1z1n1schen Bedingungen ke1ne He11ungs­

·chancen gehabt hätten, können heute e1n 

längeres Leben führen. 

W1r wollen die Erkenntnisse 1n der med1z1-

n1schen Forschung und Entwicklung weiter 

für den Menschen nutzbar machen. G1e1ch­

ze1t1g wollen w1r die präventive Medizin 

mehr 1n den Vordergrund stellen. 

Vorbeugende Med1z1n 1st auf die M1twirkung 

der Menschen- angew1esen. S1e ble1bt wir­

kungslos, wenn der e1nzelne sich pass1v 

verhält. und n1cht· bereit 1st, seinen Le­

bensstil entsprechend den Erkenntn1ssen 

über d1e Ausw1rkungen von falscher Ernäh­

rung1 Bewegungsarmut, Alkohol-, Drogen- und 

M!;!d1 kamentenm1ßbrauch zu ändern. 



Erziehung zur Gesundheit 

Humane Krankenhäuser 

Aufgrund der verfehlten. 
Krankenhauspo11t1k des SPD­
Senats wurden dfe Bremer· 
Steuerzahler und Krankenver..'. 
s1cherungsbeitragszahler m1t 
einem Pflegesatzdef1z1t von 
300 M1o. DM belastet. 
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Wir wollen die Gesundhe1tserz1ehung 1n 

Kindergärten und Schulen und· die Inforina­

t1onen über Gesundheitsvorsorge und Früher­

kennung von Krankheiten Verstärken. Dazu 

gehört auch eine altersgerechte Sexualer­

ziehung in allen Schulstufen, durch d1e die 

jungen Menschen auf einen verantWort11chen 

Umgang m1te1nander vorbereitet werden. 

W1 r ·wo~ ren 1n der bedarfsgerechten Kranken­

versorgung mehr Gewicht auf d1e ambulante 

Krankenpflege legen. 

V1ele Kranke, die heute 1m Krankenhaus .lie­

gen, können ebensogut von n1edergelassenen 

Ärzten med1z1n1sch versorgt und von Pflege­

e1nr1chtungen pflegerisch betreUt werden •. 

Das gilt besonders für ältere Patienten und 

langzeitkranke. Diese gez1elte BehandliJngs­

we1se 1st für viele Patienten humaner, und 

sie 1st kostengünstiger, ohne die He11ungs­

chancen zu vermindern. 

Dazu wollen wir die Fam111en- und Nachbar­

schaftsh11fe und d1e Zusaßlllenarbe1t der 

fre1gemelnnütz1gen, der privaten und öf­

fentlichen Träger stärken und d1e Stellurlg 

des Hausarztes m1t, dem Z1el vermehrter 

Hausbesuche fördern. 

M1t "der Verse1bständ1gung d·er kommunalen 

Krarikenhäuser ~ st nac,h nunmehr drei zehnjäh­

riger D1skuss1on end11ch der erste Schritt 

1n d1e r1cht1ge Richtung getan und dam1t 

d1e langjährige Forderung der CDU erfüllt 

worden. 

• Das 1deo1og1sche Exper1m~nt 
des klassenlosen Krankenhau-· 
ses 1n Bremerhaven 1st ge­
sche1tert. Das kostet den 
Steuerzahler 23 M1111onen 
Mark. 

Krankenhaus-Atlas erstellen 

Sch11chtungsstelle muß auch 
fOr kommunale Krankenhäuser 
gelten. 
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zu e1ner Krankenhauspo11t1k, die eine opti­

male Behandlung und Pflege der Pat1enten 

zum Z1el hat, gehören fachgerechte Wirt­

schaftsführung ebenso w1e ze1t- und sachge­

rechte Pflegesatzverhandlungen. 

Anhand e1nes 11 Kr.ankenhaus-Atlas" wollen- wir 

den Pa~1enten vor der E1nwe1sung 1ns Kran­

kenhaus d1e Wahl der K11n1k erleichtern. 

Im Krankenhaus sollen Pafientenfür~preCher 

zur Bese1t1gung von Schw1er1gke1ten zu.r 

Verfügung stehen. 

W1r wollen durch den Abbau von Bürokrat1e 

. erreichen, daß Xrzte und Pflegepersonal 

mehr Zeit für d1e Patienten haben. 

Wir wollen mit der Veränderung der Kranken­

hausstruktur durch den Abbau von zu vielen 

Hochleistungsbetten und der Schaf_fung von 

Rehab111tat1ons- und Mob11\sat1onszentren 

für chi rurg1sche, neurochi rurg1 sehe, ortho­

pädische und geriatr1sche Patienten 1n der 

stationären Behandlung Soz1al tragbare 

Pflegesätze e·rre~ chen. 

Wir wollen, daß neben den pr1vaten Kranken­

häusern auch d1e kommunalen Krankenhäuser 

einer Schlichtungsstelle unterliegen, da~lt 

den Pat1enten bei möglichen Streitfällen 

schneller zu 1hrem Recht verholfen w1rd. 



Beh1nderten 1hr Sch1cksa1 
erle1chte.rn 

D1e Hilfen müssen den unter­
schiedlichen Behinderungen 
Rechnung tragen. 
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Z1el unserer Pol1t1k 1st es, d1e behinder­

ten Mens~hen als gle1chwert1g und gle1chbe­

recht1gt ~n d·1e Gesellschaft zu 1ntegr1e­

ren. 01 e H1 l fen müssen den untersch1edl 1-

chen Behinderungen Rechnung tragen. Daher 

muß e1ne angemessene und ausreichende För­

derung der w1rkl1ch H11febedürft1gen erfol­

gen. Es darf n1cht nach dem G1eßkannenpr1n­

z1p verfahren werden. 

W1r wollen. daß d1e Chancen moderner D1ag­

nost1k und Therapie voll genutzt werden, um 

d1e größtmögliche. gesundhe1t11che stab111-

s1erung zu erreichen. 

W1r wollen. daß auch Behinderte eine guali­

f1z1erte Bildung. berufliche Aus..: und We1-

, terbildung unter Berücks1cht1qung von Nei­

gung und Le1stunqsfäh1gkeit erhalten {siehe 

Kapitel 11 Bessere Bildung und Ausbildung für 

unsere Jugend 11 ). 

Gerade für den Behinderten bedeutet die be­

rufliche Eingliederung oder zumindest eine 

angemessene Beschäftigung eine wesentliche 

FOrm-der Selbstbestätigung. W1r werden ·über 

Verhandlungen mit den Arbe1tsämtern, Kam­

mer.n und Arbeitgeberverbänden versuchen, 

dte Mög11chke1ten e1ner dauerhaften beruf­

lichen E1ng11ederung Beh1nd.erter zu verbes..: 

sern. 

Wir werden durch die Werkstatt für Behtn­

derte 11 Mart1nshof" bzw. durch d1e .Schaffung 

von Werkstattverbunden dafür sorgen. daß 

auch Schwerstmehrfachbeh1nderte e1rle Be­

schäft1gung ausüben können. 

' 

' t 

• 

'\ 
' 

01e Behfnderten 1m 11 Mart1ils­
hof" leben und arbe1ten :dort 
unter te11wetse unwürdigen 
Bedingungen. Der SPD-Senat 
weist dem 11 Mart1nshof 11 nicht 
dte notwendigen ·finanz1e11en 
M1tte1 .zu m1t der Folge, daß 
sogar d1e Aberkennung als 
Werkstatt für Beh1nderte: 
droht. 
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W1r Wollen. daß unsere behinderten· Mitbür­

gertnnen und Mitbürger nach , Möglichkeit 

ohne fremde H11fe 1n 1hrer eigenen Wohnung 

leben können. Dazu 1st es erforderlich, daß 

mehr behindertengerechte Wohnungen durch 

Umbau vorhandener Wohnungen gesch3ffen wer­

den. 

W1r werden neue Konzept1onen des Zusa1t111en­

lebens behinderter Menschen unterstützen,_ 

·z.B. betm Aufbau von Wohngemeinschaften und 

be1 der Betreuung' durch Pfl egeh.11 fen. 

W1r werden künfttg Selbsthilfegruppen· nach 

Dberschaubare~ Kr1ter1en fördern. 

Wir wollen durch geztelte Maßnahmen erret­

chen, daß steh Beh1nderte 1m -öffent11chen 

Raum so le1cht, so e1nfach und so s1cher 

w1e mög11ch bewegen kPnnen. 

Wir wo11en d1e. personelle und räum11che Si­

tuation des 11Martinshofes 11 verbessern, da­

m1t er w1eder den Best1nmungen des Schwer­

behindertengesetzes, der Werkst'ätten-Ver­

ordnung und den Arbettss1cherhe1tsvor­

schr1ften entspr1.cht. Darüber htnaus wollen 

wtr im Interesse einer besseren W1rtschaft-

11chkeit und Beweglichkeit 1n den versch1e-' 

denen _Betriebsabläufen, daß der 11 Mar~ins-. 

hof 11 , aus der Soz1albehörde ausgeg11ed-ert 

und künftlg, wie die kommunalen Krankenhäu­

ser, verselbständigt -w1rd. ·nte vorgeschla­

gene Maßnahme bringt d~n Behinderten höhere 

Entgelte und einen Statbsgew\nn. 
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Anhang 

Bremer SPD-Beschlüsse, die zur Verschlechterung 

sozialer Leistungen führten 

Beim Senator für. Jugend und Soziales wurden von 

1984 bis 1987 mehrere hundert Stellen gestrichen. 

Dadurch werden zum Bei.spiel: 

Die Betreuung in Kindertagesheimen und 

Horten eingeschränkt . 

- Spielhäuser nicht ~ehr wie bisher betreut 

- Jugendfreizeitheime geschlossen. 

. Auch Sc~ilier sind von 1:-1nsozialen Maßnahmen der 

SPD betroffen, zum BeisPiel durch 

- Kürzung der Mittel ·f~r Sch~llandheimfahrten 
Erhöhung de~ Kostenanteile der Eltern bei 

Schulmittagessen . 

- Re.duzierung bei der SchulmilchSpeisunQ. 

, Darüber. hinaus gab es eine Vielzahl von , 

Streichungen, die vorrangig Bürger mit kleinem 

Einko.mmeO oder öffentlich Bedier1stete in den 

unteren Lohn- und Gehaltsgruppen betreffen. 

Beispiele: 

Erhöhung der Arbeitsnorm für das 

Reinigungspersonal (Putzfrauen) und 

Persorialabbau 

i 

1 

• 

) 

\. 
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Verschlechterung der 

Hinterbliebenenversorgung für Arbeiter und 

Angestellte, soweit diese aus der 

Ruhelohnkasse finanziert werden 

Wegfall der Arbeitnehmerdarlehen 

Kürzung bzw!. Abschaffung der 

EssengeldzusChüsse 

- Kürzung bei der Bewilligung der Feuerungshilfe 

- Eingrenzung der Leistungen für Erholungs- und 

. Ferienmaßnahmen für Heimbewohner 

- Kürzung beim Bezieh~kreis der 

Weihnachtsbeihilfe 

- Ei_nstellung der Bargeldhilfe aus Landesmitteln 

an DDR-Besucher 

Verschärfung des bremischen 

Landespfleg~geldgesetzes für Blinde und 

Schwerstbehinderte. 

Dieses ist nur ein kurzer Auszug, der beispielhaft 

beletjt, daß die SPD in Bremen im großen Umfang 

soziale Leistungen für alle Bürger gestrichen hat. 

.· 



Auftrag der Schule: Bildung 
und Erziehung 

Oie Schule ist für d1e 
Schüler· da. 

01e Schüler sollen s1ch ge­
borgen fühlen. 
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·Bessere ~1ldung -und Ausbildung für unsere 

Ju end 

Wfr treten für e1ne Schule ein, d1e für die 

Kinder da 1st, eine Schule, d1e sich ganz 

der Aufgabe w1dmet, d10 Persönlichkeit der 

K1nder 1n ihrer Versch1edenart1gke1t ent­

w1ckeln· und entfalten· zu helfen. ·oabe1 ha't 

s1ch d1e Schule den 1nd1viduellen Anlagen, 

Fäh1gke1ten und rnter~ssen der Schüler zu­

zuwenden, 'ihre· Stärken zu fördern und lhre 

Schwächen auszug·le1chen. Nur, e1ne Schule, 

d1e 1n ihren Anforderungen auf die alters-, 

begabungs- und entw1cklu~gsbed1ngten· Unter·­

sch1ede der ihr anvertrauten Schüler ein­

geht und m1t den Eltern zusa1m1en erzieht, 

bietet den jungen Menschen e1ne praktische 

Lebensh-1lfe. 

Das erzieherische Wirken der Sc-hule soll 

den Werten der- chr1st11chen und human1st1-

schen Kulturtrad1t1on verof11chtet S.e1n; 

Toleranz, Gerechtigkeit, Gemeinsinn, Wahr­

haft1gke1t und Nächstenliebe_ gründen auf 

Verti-auen und s10d nur glaubwürdig zu ·ver­

mitteln, wenn s1e durch Vorb11der 1n Schule 

und Elternhaus vorgelebt ~erden. E1ne auf 

He1mat und Geschichte s1ch besinnende Er­

ziehung steht gegen B1ndungslos1gke1t. E1ne 

wer,tbezogene und· den Geme1ns1nn. fordernde 

Er·z1ehQng steht gegen Oberf1äch11chke1t und 

Ego1smus. 

• 

\ 

Erfolg 1n der Schule - Freu­
de an der Schule 

A11geme1nb·11dung stärken 

Begabung u'nd Le1 stungsbe­
re:1 tschaft wecken. 

W1r wollen ke.1ne Stufen­
schule. 
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E1n so verstandener Erz1ehungsauftrag w1d­

met s1ch der ganzen Person des jungen Men­

schen und bildet gleichermaßen Verstand und 

Gemüt, ·Geist .und Charakter. In ·einer ganz­

he1t11ch angelegten Bildung erfährt der 

junge Mensch, daß es neben e1ner technisch 

meßbaren und rechner1sch erfaßbaren Welt -

noch e1 ne andere_ W1rkl1 chke1t gibt. Auf 
1 

d1ese Weise lernt er d1e Welt V.erstehen. 

Das Lernen 1n der ·schule soll m1t Freude 

verbunden se1n. Dazu bedarf es einer Atmo­

sphäre, die von Vertrauen und Zuvers1cht 

best1nmt 1st. Be1 der Bewältigung der schu­

lfschen Aufgaben ble1ben niemandem Mühe und 

Arbe1t erspart; doch der 1n der Gemein­

schaft "erarbeitete Erfolg bewirkt Freude 

und e1n pos1t1ves Lebensgefühl und schafft 

so d1e Grundlage für e1ne dauerhafte Le1-

stungsbereitschaft. 

01e Schule darf die Frage nach dem Sinn 

1hrer Le,stungsanforderungen n1ch;: ausklam­

mern. S1e muß deut11ch machen, daß 1hr Er­

z1ehungsauftrag den kr1t1k- und urte1lsfä­

h1gen, ·zum selbständ1gen Handeln befähigten 

Menschen zum Z1el hat. Dazu bedarf es neben 

e1ner wertbezogenen ·Erziehung der Verm1tt-

1ung ausreichenden W1ssens und der Konzen­

tration 'auf das Wesentliche. Grundw1ssen 

und Or1ent1erunq haben den Vorrang vor ·Spe­

z1a11stentum. 

Schule muß Bega~ungen ersch11eßen und .l:tl­
stunqsbereitschaft weck.eri. Das Schulsystem 

muß das Leistungsvermögen eines jeden Schü­

lers entsprechend seinen Begabungen zur 

Entfaltung ko1m1en lassen. E1n gegliedertes 



l r 
1 

1 

l 

Fre1e Wahl der Schule 

Unterr1chtsausfal1 stoppen! 

Grundkenntn1sse verm1tteln 

Gesch1cht11che B11dung 
stärken 
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und auf DurchläsS1gke1t angelegtes Schul­
wesen kann am besten auf d1e untersch1ed11-
chen Fäh1gke1ten der ·schüler1nnen · und der 

Schüler eingehen. 

Schule darf n1cht das Exper1ment1erfe1d für 

Ideologen se1n. Schule muß von der großen 

Mehrheit der . Bürger bejaht und getragen 
werden. 

Wir streben daher e1ne enge Zusammenarbeit 

m1t den Eltern an, deren Erz1ehi.ingsrechte 

zu sichern s1nd. 
W1r wollen d1e freie· Wah·l der Schule ermög­

lichen. 

W1r werden für ,e1·ne bedarfsdeckende Versor­

gung m1t Lehrern - besonders 1m Sonder-· 

s~hul- und BerufsschUlbere~ch - eintreten. 
W1r müssen e1nen E1nstellungskorr1dor für 

Nachwuthslehrer schaffen •. um der. Oberalte- -

rung der Lehrerschaft. und dem Lehrermangel 

in. einigen Fächern vorzubeugen •. 

W1r werden dafür sorgen, daß ln allen Schu­

len Grundkenntn_1sse, Grundwissen und eine 

breite A11geme1nb1·1dung vermittelt werd~n. 

Jede Schülerin unO jeder Schüler müssen 

GrundW1ss.en über d1e neuen Informa­

t1ons- und KomnJun1ka~1onstechniken alter.s-

gemäß erlernen. 

von Med1en 1st 

D1e · sinnvolle Verwendung 

.eine B1 ldtings- und · Erz1e-

hungsaufgabe für Schule und Elternhaus. 

W1r messen e1ner gesch1cht11chen B·11dung 

als Grundlcige zum. Verständn1s ··nat1onaler 

und europä1.scher Kultur, e1nen hohen Rang 

bei. Dabe-1 muß entgegen der b1sher1gen 

Prax1s auch besonderer Wert aUf d1e Ver-

• 
K1~dgemäß unterr1chten 

\ 

01e SPD-Stufenschule hat zu 
Stör.ungen 1m Schulleben und 
zu Nachteilen für Schüler, 
Lehrer und. Eltern geführt". 
Gewachsene Schuleinheiten 
werden dem Pr1nz1p der Stu­
fenschule geopfert und zer­
schlagen. 01.e B11dungsgänge 
sind ze.rstückelt und zer­
stört. 01e Trennung· 1n 
Schulstufen zw1ngt. zu häuf1-
gem Schulwechsel, der beste­
hende· soz·1.3le B1ndungen auf­
löst. D1e Schiller werden von 
Lehrern unterr1chtet, denen 
oft Kenntn1sse und Unter­
richtserfahrungen 1n den 
s1ch anschließenden Schul­
stufen fehlen. D1e 1n der 
Folge entstehenden B11dungs­
def1z1te führen dazu, daß 
d1e erre1chte Qual1f1kation 
der anschließenden Schulstu­
fe n1cht mehr genügt. Dies 
geht zu Lasten 1nsbesondere 
von Schülern aus soz1al 
schwachen Elternhäusern. 01e 
Vergleichbarke1t m1t den 
übr1gen Bundesländern 1st 
gefährdet. 
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\ . 
m1tt1ung von Kenntn1ssen über . d1e Ge­

sch1chte, Kultur. ,Geograph1e und Heimatkun­

de Deutschlands ge~egt werden. 

Wir werden dem mus 1 sc'hen Und küns:tl er1 sehen 

Unterricht m"ehr Raum gebeii. 

W1T' ·werden d1e stark verw~ssenschaft11chten 

Lehrp1äne von Stoff- und Problemüberfrach­

tung befre1en. · 

W1r wollen, daß s1ch die Lehl".er mehr um d1e 

Probleme der Schüler kü1m1ern können. Daher 

streben. w1r kle1ne Kla.ssenverbände an ·und 

mehr Unterr1chtsze1t für den Klassenlehrer 

1n se1ner Klasse. 

W1r werden 1n. der eausubstanz sill1de Alt­

bauschulen renovieren, we11 d1ese häufig 

b1ll1ger zu unterha 1 ten und mansch 11cher 

sind als r1es1.ge Betonklötze. 

W1r wollen d1e Elgenständlgkelt und dle 1n­
halt11che Stärkung von Hauptschule, Real­

schule, , Gymnas1um und berufl 1chen Schulen 

·anstreben. Jede einzelne Schulart 1st daher 

als pädagogische E1nhe1t an einem eigen-· 

ständ1gen B1ldungsauftrag auszurichten; Um 

dieses zu erreichen. werden· w1r das Brem1-

sche SchUlgesetz grundlegend ändern. 

01e vorschulische Förderung· soll deiD K1n~ 

helfen, s1ch ·1n d1e Lerngeme1nschaft einzu­

leben und g1e1chzeit1g d1e Mög11chke1t er­

öffnen. im Spiel und 1m Umgang m1t anderen 

Kindern Fäh1gke1ten und Fert1gke1ten zu 

entwickeln. 



1 

Für e1ne wohnortnahe Schule 

01e jett1ge Or1ent1erungs­
stufe berücks1cht1gt nicht 
die untersch1ed11chen Bega­
bungen der Schüler. ·s1e wer­
den te11s über-, teils un­
terfordert und dadurch 1n 
1hrer Entw1cklung n1cht aus­
rei.chend gefördert. 

Oie Hauptschule muß aufge-­
weftet werden. 
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,Wir wollen d1e wohnortnahe, notfalls e1nzü­

g1ge Grundschule erhalten, um den Kindern 

weite Schulwege zu ersparen. Wir wollen, 

daß a 1 tersgemäß unterrichtet w1 rd. lli 
Grundfert1gke1ten ·Lesen. Schreiben und 

Rechnen müssen sicher beherrscht werden. 

Die Orientierungsstufe ist 1n der jetzigen 

'Form eine 1nte9r1erte Gesamtschulstufe. Um 

sie zu einer w1rk11chen Phase der Or1ent1e~ 

rung zu machen, werden wir starke inhaltli­

che und organ1sator1sche Veränderungen vor­

nehmen. Wir -werden die Orientierungsstufe 

so gesta1teO, daß die Schülerinnen und 

Schüler entsprechend 1hren Begabungen und 

1hrem Leistungsvermögen auf den späteren 

Obergang 1n Hauptschule, Realschule oder 

Gymnasium vorbereitet werden. Wir wollen 

schwächere Sthüler zusätz11ch fördern ond 

begabten Schülern weitergehende Angeb~te 

machen. 

Französisch und Latein müssen von der 

5. Klasse an alternat1v zu Eng·11sch als er­

ste fremdSprache angeboten.werden. Dtes ist 

auch 1m H1nb11ck auf mögliche Schulwechsel 

1nnerha1b der. Bundesrepub11k Deutschland 

unverzichtbar. 

D1e Hauptschule muß als e1genständ1ge 

Schulart wegen 1hres besonderen B11dungs­

auftrages gestärkt werden. S1e soll pädago-

• 

\. 

D1e V1else1t1gke1t des Real­
schulabsolventen· erhalten 

Keine Zerstückelung des gym­
nasialen B11dungsgangs 
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g1sch besonders auf den Beretch der prak­

tischen Berufe ausger1chtet setn. Betr1ebs­

prakt1ka ·und Beirtebserkundungen, welche 

die Berufsfindung erle1chtern, und e_in tn 

Verbindung mtt den Berufsschulen durchge­

führter prakt1sch~r Unterrichtsante11 müs­

sen zu festen Bestandteilen des Unterrtchts 

tn der, Hauptschule werden. S1'e bra"ucht da­

her eine eigene Stundentafel. 

Wir. lehnen d1e verpflichtende Einführ~ng 

eines 10. Hauptschuljahres ab, we11 dam1t 

led1gl1ch ·dte Schulzeit verlängert w1rd und 

d1e Jugend11chen an e1~er ·früheren Aufnahme 

. e·tn:es Ausbildungsberufes geh1ndert werden. 

Zur Berufsvorbere1tung und zur Erlangung 

der Berufsre1fe wollen wir jedoch freiwil­

lige Angebote unterstiltzen. 

Der Realschule fällt aufgrund der Entwtck­

lung 1n der 1f11Jler d1fferenzterter werdenden 

Arbe1tswelt e1n besonderer Btldungsauftrag · 

zu. S1e erwettert schwerpunktmäßig das 

Hauptschulangebot und eröffnet be1 entspre­

chender Qua11f1katton den Zugang zu etner 

Vielfalt von weiteren B1ldungsgängeri. 

Wir wollen das durchgängige Gvmnasium. Der 

besondere Bildungsauftrag für das Gymnaslum 

läßt s1ch nur durch e1nen curricular, per­

sone11 u'nd or9a:n\sator1sch durchgehenden 

Btldungsgang erffrllen. Deshalb wollen ·wir 

wieder mehr durchgängige G,ymnas1en e1nr1ch­

ten.- Das muß schr1ttwe1se dadurch_ erre1cht 

werd'E!n. daß die gymnasialen Mittelstufen 

den gymnas1alen Oberstufen ~der umgekehrt -

je ·nach Standortgegebenheiten - angegl1e­

dert. werden, 



D1e stud1erfäh19ke1t verbes­
sern 

Behindef-tengerecht ·1ntegr1e­
ren 

D1e Aufwendungen pro SChüler 
untersche1den s1ch grav1e­
rend. E1n Schüler der Ge­
samtschule kostet ca. 8.000 
Mark 1m Jahr und dam1t er­
~eb11ch mehr als ein Schüler 
der regulären Schulen m1t 
5.300 Mark. 
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W1r wo.llen d1e allgemeine Hochschulre1fe 

gewährle1 sten: E1ne durchgehende Belegungs­

pf f1 cht von Deutsch, Mathemat1k, e1ner 

Fremdsprache, e1nem naturwissenschaftlichen 

Fach und Gesch1chte b1s _zum Ab1tur und .die 

1nd1v1duelle · SchWerpunktb1ldung kennzeich­

nen das Le1 stungsprof1 l der gymna s1 al en 

Oberstufe. 

W1r wollen d1e Sonderschulen personell Und 

sach11ch so ausstatten, daß jeder Schüler 

1m R.ahm~n se.1ner Mög11chke1ten opthna1 ·ge­

fördert werden kann. In jeder AltersStufe 

muß der Obergang auf d1e Grund- und Haupt-­

schule möglich se1n. Sonderschulen sollen 

die Kl.;ts·senverbände 1-9 (10) umfassen und 

an einem Schulstandort verbleiben, anstatt 

1m S1nne der Stufenschule räumlich getrennt 

zu werden. 

· 0'1e · Zusanvnenarbe1t der Sonderschule m1t 

Grund- und Hauptschule 1.st so· zu fördern. 

daß möglichst v1e1e Sonderschüler 1n· d1e 

RegelsChule zurückgeführt werden können be­

z1ehungswe1se e1n Wechsel 1n d1e Sonder­

schule verm1eden werden kann. 

W1r werden beh1nderte Schüler in den norma­

len Unterricht 1nteqr1eren •. wo 1nme-r das 

möglich ·1st. und d1es 1hre.n spez1el1en B@­

dürfnissen n1Cht w1derspr1cht. 

, W1r lehnen die Gesamtschuien als Regelschu­

le ab. S1e k.onnten b1sher n1cht als eine· 

bessere Alternat1ve zum bestehenden geg11e-. 

derten Schulsystem überzeugen. Deshalb' wol-. 

len w1r - keine weiteren GesamtschÜlen. D1e 

vorhandenen Gesamtschulen sollen nur be1 

• 
Mehr Chancen für ausländ1-

, 'sehe Schüler 

\ 

Bessere ber.uf11che B11dung 

N1cht nur die W1rtsthaft, . 
sondern auch der Staat .hat 
e1ne Ausb11dungsverpf11ch­
tung. Aber der SPD-Senat hat 
d1e Ausb11dungsstel1en 1m · 
öffentlichen Dienst 1n den 
letzten Jahren-trotz 
al1geme1ner Ausbildungsnot 
drastisch verr~ngert. 
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entsprechender Nachfrage erhalten bleiben.· 

starke 1nha1t11che Veränderungen sind je­

doch unverz1cjltbar. um die vergle1chbarke1t 

und Gle1chwert1gke1t m1t dem gegliederten 

Sthulsystem sicherzustellen. 

'Zur Förderung der K1nder aus1änd1sch'er Fa-· 

m111en müssen·den Schulen ausreichend Leh­

rer zur Durchfilhrung von Stütz- und Förder­

kursen zur Verfügung stehen. Diesen Kindern 

Wollen w1r d1e Chance einräumen, 1n der 

Schule 1hre Muttersprache zu erlernen. Ge­

sch1chte und Kultur der Herkunftsländer der 

h1er stark vertretenen · Ausländergruppen 

sollen 1m Unterricht behandelt werden, um 

mehr Verständnis füreinander zu entwickeln. 

Be1 den wachsenden Anforderungen der moder­

nen Arbeitswelt _hat der junge Mensch An­

spruch auf qua11tat1v hochwert1ge und um­

fassende Au.sb11dung. 

W1r wollen die Ausb1ldungsb~re1tschaft der 

Betriebe stärken. dam1t alle ausb11dungs­

w1111gen Jugendlichen einen AUsb11dungs­

olatz erhalten. Durch e1ne verstärkte Ko..: 

operat1on von Betrieben, d1e allein n1i:ht 

1n _der Lage s1nd ausiub11den, sollen Vor­

aussetzungen dafür ·geschaffen we'rden, daß 

auch diese· Unternehmen Ausb11 dungsplätze 

anb1 eten können. 

Dabei wollen w1r durch ~usb11dungsh11fen 

erre1chen, daß besonders Mädchen bessere 

Ausb1ldungsthancen erhalte:rl. W1r werden be­

reits 1n der all9eme1nb11denden Schule dar­

auf hinwirken, daß sich mehr MädChen als 



·{ 

r 
' 1 

D1e Berufsschule als wesent-
11cher Partner für d1e Be­
rufsausb11dung unter11egt 
der Verantwortung des Staa­
tes. D1eser Verantwortung 
werden Senat und SPD 1n Bre­
men 1nrner wen1ger gerecht. · 

D1e SPD hat m1f 1hrem Stand­
ortkonzept 1n Bremen d1e Be­
rufsschulen aus der Innen­
stadt' vertr1eben und s1e 1n 
Schulzentren e1ngeg11edert, 
1n denen s1e be1m Verlust 
1h'rer E1genständ1gke-1t zu 
Integrat1onsformen gezwungen 
werden. 

Der Unterr1chtsausfall an 
brem1schen Berufsschulen 1st 
dramat1sCh angest1egen. 01es 
bee1nträcht1gt d1e Qual1tät 
der Berufsausb1ldung und 
m1ndert dam1t d1e Zukunfts­
chancen junger Menschen. 
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b1sher für naturw1ssensch~ftlich-techn1-

sche Fächer 1nteress,1eren und an entspre­
chende· Ausb1ldungsgänge herangeführt werden. 

Neben e1nem ausre1chenden Angebot an Plät­
zen muß aber auch d1e Qua11tät der Berufs­
auSb1ldung den Anforderungen der modernen 
Arbe1tswelt angepaßt w~rden. Die bewährte 
·zusaJJ111enarbe1t von Betr1eb und Berufsschule 
als duales System ble1bt auch für d1e Zu­
kunft unverz1chtbar. 

Hierzu 9ehört vorrangig dle umgehende schu­
lische Umsetzung der Neuordnung der Me­
tall-, Elektro-, ·chem1e- un_d Einzelhandels­
berufe. W1r werden dafür ~orge tr~gen, daß 
d1e betroffenen Berufssch~len m1t den not:.. 
wend1gen Geräten und E1nr1chtungen ausge­
stattet. werden und daß die erforderliche 
Fortbildung der BerufSsch.ullehrer und Lehr­
meister zügig und ohne Bee1nträcht1gung der 
Unterr1chtsve.rsorgung er~olgt. 

Wir müssen den drohenden Qual1tätsveriust 
des brem1schen Berufsschulsystems stoppen 
und deshalb Maßnahmen einle1ten, d1e d-ie 
Berufsschule zu einem qual1tat1v angemesse­
nen Partner der betr1eb11chen Ausb11dung 

.machen. 

W1r wollen w1eder das System e1genständ1ger 
Berufsschulen 1n Bremen einführen. d1e mög­
lichst zentral erre1chbar se1n sollen. E1ne 
Zusarrmenarbeit zwischen Gymnasien und Be-. 
rufss~hulen 1st dort denkbar,, wo Berufs­
schulen Le1stUngsfächer für d1e gymnas1ale 
Oberstufe anb1eten (z.B: Maschinenbau, 
Elektrotechnik). E1ne Integrat1on von be~ 

• 
· Oer E1nstel1ungsstopp führt 

zu e1nem fachlich nicht ver­
tretbaren E1nsatz von Leh­
rern aus· dem allgeme1nb11-
denden Bere1ch in den Be­
rufsschulen. Or1ngend benö­
t1gte Berufsschullehrer aber 
bewerben s1ch woandershin 
und verlassen Bremen. 
oam1t s1nkt das Niveau der 
Berufsschulen we1ter. 

Das B~~chte111gtenpr~gramm 
der CDU-geführten Bundesre­
g1erung wurde von 67 M1o. DM 
1n 1982 auf 407 M1o. OM 1n 
1987 angehoben. 
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.ruflicher und· gymnas1aler B11dung ·lehnen 
w1r ab. 

W1r Wollen _den Einstellungsstopp für Be­
rufsschullehrer aufheben, qual1f1z1erte 
Lehrkräfte einstellen und für 1hre fachli­
che Weitefb1ldung sorgen. 

Nach Rückgang' der N·achfrage nach qualifi­
zierten Ausbildungsplätzen werden wir das 
Angebot schulischer Vollzeitmaßnahmen dem 
Bedarf anpassen und d·ie Förderung außerbe­
tr1eb11cher Ausbildungsgänge einstellen. 

Wir werden alle Maßnahmen 1m Rahmen d~s Be­
nachte111gtenprogra!Mls · des Bundes unter­
stützen und ergänzen sowie ·schulische Qua­
lif1z1erungsformen für beh1nderte und lern­
bee1nträcht1gte Jugendliche we1terent~ 

wickeln. 

'D1e Förderung und· Qualif1z1erung von Ju­
gendlichen. die aus Gründen ihrer 1nd1vidu­
ellen Behinderung b1Sher nicht 1n einem re­
gu1 ären Ausb1 ldungsberuf ausgeb1,ldet .werden 
konnten, _1st für uns e1n vorrangiges Z1el. 
So 1 ehe Ausb1 ldungsgänge so 11 en s 1ch an In­
halt und Aufbau anerkannter Aus~11dungsord'­
nurigen or1 ent1 eren .. 

. Wir werden auch für d1ejen1g.en Jugendlichen 
neue Ausb1ldungswege entwickeln und ermög-
11 chen, d1 e aufgruiid 1 hrer besonderen · Le1-
stungsf äh1gke1 t zusätz.11che Qual1f1kat\onen 
erwerben wollen. Im Zusarrmenw1rken m1t der 
brem1schen W1rtsc.haft wollen w1r die Grün­
dung e·1ner Berufsakademie Jür den Unterwe­
lli!.fil!!!l ermöglichen, . bei der neben einem 
regulären Ausbildungsabschluß zugleich auCh 



Für 1e1st_ungsfäh1ge Hoch­
schulen 1n Bremen 

Der Ausbau des brem1sch'en 
Hochschulsystems hat dem 
Steuerzahler große Opfer ab­
verlangt. Die Le1stungsfä­
h1gke1t der Bremer Un1vers1-
tät ble1bt angesichts der 
b1sher1gen Invest1t1onsko­
sten von über e1ner halben 
Mrd: DM und jährlicher kon-

,,, sumt1Ver Kosten- von 
120 M1o. DM we1terh1n um­
str1tten. Von e1ner pos1t1-
ven Rückw1rk.ung dE!r For- , 
schungsergebn1sse auf d1e 
Reg1on Bremen kann nur 1n 
Ansätzen d1e Rede se1n. , 
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e1n dem fachhochschulabschluß _ g1e1chge­

~te1ltes 01plom erworben werden kann. 

D1e w1ssenschaft11che Infrastruktur Bremens 

1st nach w1e vor maqgelhaft. Jahrzehntelan­

ge Versäumn1sse 1n_ der Forschu~gspo11t1k 

und der W1 ssenscha~tsförderung können ange­

s1chts der heutigen Finanzlage Bremens nur 

dadurch überwunden werden, daß 1hnen e1ne 

'hohe po11tische Pr1orität zugewiesen w1rd. 

Der Forschungsstandort Bremen 1 st auf e1ne 

universitäre und außerun1vers1täre For­

schung gle1chermaßen angew1esen. Wir _wollen 

durch gezielte Investitionen dazu beitra­

gen, _daß be-1d~ Bere1che gestärkt werden,· so 

daß Bremen nicht -länger Sch1ußl1cht in der 

· forschling bleibt. 

Wir haben stets auf den ~aus~leil Zusanmen­

hang zwischen Forschung uiid Lehre und w1s­

senschaft11cher Innovation, und damit auch 

auf .-Oen Nutzen für di'e W1 rtschaf'tskraft 

Bremens, hingewiesen und deshalb inmer wie­

der Strukturverbesserungen für die Univer­

sität vorgeschlagen. Ein1ge wesenllit:he Be­

st1nmungen sind von der Bundesregierung 

durch·· das novel 11 erte Hochschul rahniengesetz 

· verbind11ch· vorgegeben worden, d1e Wir für 

d1e Bremer Hochsch'u1en umsetzen werden,. so 

daß ~eren wisse.nschaftl1che Le1stungsfäh1.g­

ke1t verstärkt werden kann. Wir wollen mehr 

w1ssenschaft11che SpitzEinleistungen 1n der 

Forschung· fördern und ihnen einen unbüro­

k.rat1schen Zugang zur Drittm1ttelfinanz1e- · 

rung er1e1chtern. 

( 

Wir -haben· als erste Fraktion 
in d~ Bi-emischen · ' 
Bürger~chaft einen detail­
lierten Ges'etzesantrag zur 
Änderung des Brem1 sehen 

. Hochschulgesetzes vorgele'gt. · 
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Wir werden die Behinderung der Auftragsfor­

schung an der Un1vers1tät beenden. Auf d1e­

se Weise werden die. erforderlichen wissen­

schaftlichen Kontakte mit außerun1vers1tä­

ren Stellen verstärkt und die Finanzlage 

der H.ochschulen verbessert.· Durch e1ne bes­

sere·_, Graduiertenförderung müssen w1ssen­

schaft11che Nachwuchskräfte angeworben be­

ziehungsweise 1n Bremen gehalten werden. 

Durch Straffung der Entscheidungsstrukturen 

soll bei angemessener M1tw1rkung aller Sta­

·tusgruppen mehr produktive Zeit für Aufga­

ben in Forschung und lehre gewonnen werden. 

unsere Wissenschaftspolitik wird dem. Um­

stand Rechnung tragen, daß ein Studium mehr 

ist als Berufsausbildung oder Gebrauchswis­

-senserwerb. Wir Sehen Hochschulausb11dung 

auch uni:er dem Aspekt der Entfaltung 1nd1-

vidueller Fähigkeiten und Freihe1ten. E1n-· 

griffe, die den Zugang' zu B1ldungse1nr1ch­

tungen aussch11e~11ch an dem Bedarf des Ar­

be1tsmarktes orlent1eren, verbieten sich 

für uns. Anderers.eits gehört es zur Verant­

wortung des Staates, be1 sei ~em Angebot an 

wissenschaftl1chen Ausb1ldU:ngsplätzen. d1e 

. späteren Berufsperspekt1ven der Hochs'chul-

absolventen zu berücks\chtigen. 

Unter diesen Prämlssen werden wir den floch­

schulge.samtplan mit dem Z1el fortschre1ben, 

besonderes Gewicht auf Studiengänge za le­

gen. an denen Bedarf besteht und deren w1s­

senschaftlicher Standard gewährleistet 1st •. 

Nur überregional anerkannte Le1stung'en kön- · 

nen Bremer Hochschulabsolventen Perspekt1-

ven für eine spätere Beschäft1gung -b.1eten. 



D1e 11 Lehrerun1vers1tät 11 muß 
zu e1ner forschungs1ntens1-
ven Un1vers1tät umgewandelt 
werden. 

In Bremen beenden 1mmer noch 
300 Stufen-Lehrer jährlich 
1hr·stud1um, obwohl s1e ke1-
nen Arbeitsplatz f1nden kön­
nen. 
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W1r wollen alle Stud1eßgänge daraufhin 
überprüfen, 1nw1eweit s1e heute noch be­
dar.fsgerecht s1nd. Zukunftsor1ent1erte Stu­
diengänge, insbesondere 1m naturw1ssen­
schaftl1ch--techn1schen Bereich müssen ge­
zielt gefördert, überflüss1ge Kapaz1täten 
abgebaut werden. Fre1werdende M1ttel · s1nd 
zugunsten e1nes erwe1terten und le1stungs­
fäh1gen akademischen Mittelbaus, der Gra­
dU1ertenförderung und des Ausbaus zukunfts-

. trächtiger Forschi.ingszentren 1n enger Ver­
zahnung m1t der brem1schen. W1rtschaft zu 
verwenden. Der enge Zusa1I111enhang zw1schen 
B11dungs-. und Beschäftigungssystem macht es 
erforderl 1ch, daß sieh zwischen Wissen­
schaft und W1rtschaft 1n Bremen auch 1m 

· univers1tären Bereich e1ne bessere zusam­
menarbett entwickelt. 

W1r' wollen an der Un1versität das System 
der W1 s s.enschaftsv1 el fa lt ·s1cherste11 en , und 
deshalb auf geisteswissenschaftliche Ange­
bote nicht verz1chten. Aber das Obergewicht 
der Gei stesw1 ssenschaften werden w1 r durch 
das Abschmelzen von Kapaz1täten beenden. So 
werd~n w1r den pef-spekt1vlosen StÜd1enga~g 

D1plom-Pädagog1k schl1eßen und die Jur1-
stenausb1ldung deut11ch reduz1eren. 

Oie an der Un1vers1tät organ1s1erte Lehrer­
ausb11dung or1ent1ert s1ch an der Struktur 
der Stufenschule. Wir lehnen d1e stufen­
lehrerauSb11dung ab und Können auch den Be-. 
darf für eine aussch11eß11ch auf Bremen be­
zogene Ausbildung n1cht erkennen. Deshalb 
streben wir die völlige Aufgabe der Lehrer­
ausbildung an. D1e entsprechend entpf11ch-

r 
f: 

t 

l 

• 

Für eine bessere Kunst- und 
Kulturpollt1k 
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teten Hochschullehrer s1n·d dafür 1n gradu-
1erten und spez1a11sierten Aufbaustud1en­
gängen e1nzuse~zen.· Das· System der fachbe­
zogenen w1ssenschaftl1ctien We1terb11dung 
wollen w1r erweitern. 

Auch 1n der Hochschule Bremen 1st e1ne wei­
tere Förderung von zukunftsor1ent1erten 
stud1engängen anzustreben. Aber Studien­
gänge und fachbere1che sollen sich nicht 
gegense1t1g behindern, sondern 1nha1t11ch 
befruchten. Die Struktur der Hochschule hat 
das zu berücks1cht1gen. · 

01e vom Bremer Senat bisher vernachläss1gte 
Beratungskompetenz des Hochschulbeirates 

inuß besser. genut.zt werden·. 

Bremen und Bremerhaven müssen für 1hre BOr­
. gerinnen und Bürger ein umfassendes Kultur­

angebot sicherstellen. 

Die ·Begegnung m1t der Kunst, mit Mus1k und 
.l 1teratur soll für den jungen Menschen be"'.' 
reits _ 1n der schule stattfinden; wir wollen 
deshalb das Gewicht der musischen Fächer 

stärken. 

Aber auch· außerhalb der Schule sollen 
schöpfer1sche Begabungen, Fähigkeiten und 
Ne1gungen der Menschen dadurch erschlossen 

·werden, daß s1e Kultur 1n vielfältiger Form 

erleben können. 

Das Engagement des e1nzelnen ~ürgers 1 pr1-



Oen Abbau der'stadtte1lb1-
b11otheken beenden 

Das Oberseemuseum hat nach 
seinem kostsp1eli'gen Umbau 
BesucherrOckgang zu ver­
ze1 chnen, we11 sein Ruf 
durch politisierte Ausstel­
lungen gelitten hat. 
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vater Init1at1ven und Träger soll durch 

staat11che Kulturförderung gestärkt werden. 

Nur so kann sich eine_ künstlerische und 

kulturelle Vielfalt entwickeln. Staatliche 

Bevormundung und Kontrolle lehnen wir ab. 

Darüber hinaus woilen wir d1e überre91_onale 

Bedeutung der kulturellen Zentren Bremen 

und Bremerhaven stärken, weil wir 1n der 

Kulturförderung auch ·e1ne Möglichkeit ZU\ 

attraktiven Ausgestaltung des· Wohn- und_ 

W1 rtschaftsstandortes Bremen sehen. ,• 

W1r , werden deshalb ·den Fortbestand der -

oreispartentheater 1n Bremen und in Bremer­

haven sichern und die Vielfalt der fre1en 

Theatergruppen erhalten und stärken. Ober- ' 

regional beachtete E1nr1chtungen w1-e d1e 

Kunsthalle s1nd 1n ihrer Existenz zu· si­

chern. W1 r wo 11 en den Abbau von Stadtte11-

b1bl 1otheken stoppen. und wiede"r ein 1e1-

stungsfäh1ges 61bl1otheke_nsystem ermögl 1-

chen. 

01e_ dram~t1schen Verschlechterungen der Ar­

be1tsbed1ngungen der Jugend- und· Vo1ksmu­

s1k.schule werden w1r: beenden und ihre 

Standortbedingungen verbessern. 

Das Oberseemuseum -muß durch e1ne, verbessei-­

te Ausstellungskonzept1on _und durch e1ne 

Erhöhung d_er Attrakt1v1tät w1eder mehr .Be­

sucher anziehen. Wir wollen dabe1 d1e Be­

deutung' der Handel,skunde als einen Schwer­

punkt des Museums betonen und se1nen alten 

guten Ruf w1ederherste11en. 

• 
In fast allen deutsthen 
Großstädten versucht man, 
d1e Innenstädte durch kultu­
relle InfraS.trukturmaßnahmen 
attraktiver zu machen. In ' 
Bremen dagegen vernichtet 
der SPD-Senat zentrale_E1n­
r1chtungen und ze1gt keine 
kulturpol1t1schen Perspekti­
ven auf. 

\ 

Senat und SPO haben d1e Lei­
stungen des Staates für kul­
turelle Aufgaben drastisch 
gesenkt. Für den Kulturbe- ., 
re1ch vorgesehene Haushalts­
mittel s1nd 1,n-zw1schen ver­
stärkt abgezogen und nur 
notdffrft1g durch Toto- und 
Lottom1ttel ersetzt worden. 
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01e Bremer Innenstadt muß m1t neuen kultu­

rellen Imoulsen belebt werden; wobe1 d\e 

Ansiedlung neuer und überreg1ona1 beachte_­

ter, E1nr1chtungen anzustreben 1st. Der 

Teerhof ist dabe1 der 1dea 1 e Standort zur 

Schaffung eines Kultur- und Konwnun1kat1ons­

zentrums. W1r werden durch eine Änderung 

des Bebauungsplanes dafür sorgen, daß e1ne 

Opt1on auf weitere attraktive Ansiedlungen 

erhalten bleibt. 

Wir wollen ·d1e 1n Bremen gewachsene Ku1tur­

trad1t1o~ bewahren und zugleich auch d1e 

kulturelle V1elfalt 1n den Stadtteilen 

stärken. Dabe1 wollen wir auch d1e kultu-

rellen Begegnungsstätten erhalten und 

schützen, wo vor allem auch junge Menschen 

mit 'Kulturangeboten konfront1ert. und zur 

H1tbeteil\gurig aufgefordert werden. 

W1r wollen uns für eine KulturStiftung 1n 

fre1'er Trägerschaft einsetzen,· d1e neben 

privaten Zuwe_ndungen auch staatl 1 ehe .. Förde:­

ru.ng erhalten kann. D1e Hauptaufgabe dieser 

Stiftung soll dar1n bestehen, di~ F1nanz­

auf~endungen notwendlger kulturellll'r Akt1-

v1täten zu s1chern 'und die Kulturförderung 

unabhäng1g von staat11chen Haushaltsnöten 

zu e fffiÖgl 1 chen • 



Rechtsbewußtse1n fördern 

Der Staat hat das , 
Gewaltmonopol, dam.1t ke1n 
Faustrecht herrscht. 
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Mehr S1cherhe1t für unsere Bürger 

Recht erschöpft sich n1cht nur tn Gesetzen 

und Rechtsprechung. Es setzt Rechtsbewußt­

se1n a 11 er Bürger1 nnen und Bürger voraus, 

also d1e Bere1tschaft, rechtstreu zu han­

deln. Staat, Po11ze1 · und· Just1z können 

Rechtsbewußt se1 n a 1 s unverzichtbare Voraus­

setzung menschlichen Zusanmenlebens. n1cht 

erzw1ngen. ·s1e können nur d1e notwendigen 

Rahmenbed1ngungen schaffen. 

D1e Wahrung von S1cherhe1t u'n.d Ordnung tst 

n1cht Selbstzweck, sondern GrundvorausSet­

zung für d1e fre1e Entfaltung des e1nze1nen 

und das. sol1dar1sche Zusanmenw1rkerl aller 

1n der G~me1nschaft. Ohne S1cherhett. und 

Ordnung g1bt -es ke1nen inneren Frieden und 

ke1ne soziale Gerechtigkeit, deren S1che­

rung zu den wichtigsten Aufgaben des Staa­

tes gehört. Der Sozialstaat setzt ·einen 

funktionierenden Rechtsstaat voraus. . Der 

fre1he1t11che Staat, der s1ch n1cht gegen 

se1ne Feinde verte1d1gt und Gesetzesbrecher 

n1cht zur Verantwortu~g zieht~ verspielt 

d1e fre1he1t se1ner Bürger. 

wa·s Recht 11st, darf nicht selbstherrlich 

von e1nze1nen o<Jer, Einzelgruppen best11Tmt 

Werden. 01e Durchsetzung des Rechts 1st dem 

Staat und se1nen·demokrat1sch gewählten Or­

ganen vorbehalten. Der Staat darf nicht vor 

, kr1m1nellen Gewalttätern zurückweichen, 

auch wenn d1ese behaupten, aus po11t1schen 

Mot1ven zu handeln. 

• 
Der Staat muß re<:htstreu 
se1n. ' 

Gegen d1e St1nme Bremens 1m 
Bundesrat_ wurde zum Oemon~ 
strat1onsrecht folgendes be­
schlossen: strafbar macht 
s1ch, wer be1 gewa1ttät1gen 
Demonstrationen se1ne pass1-
ve ·-Bewaffnung oder Vermum­
m4ng trotz Aufforderung 
n1cht ablegt oder s1ch n1cht 
entfe~t. 

\ 

Die Bürger müssen vor Ver-. 
brechen 9eschützt werden. 

.Von 1976 b1s 1986 stleg d1e 
Zahl der Straftaten um rund ' 
50 % auf fast 100.000 pro 
Jahr. G1e1chzeit1g sank d1e 
Aufklärungsquote besorgn1s­
erregend. Nur noch rund e1n 
Dr1tte1 aller Straftaten 
w1rd aufgeklärt,· be1 W"oh­
nungse1nbrüchen -nur noch je­
der sechste, be1 den we1t 
über 20.000 Diebstählen- um 

. das Kraftfahrzeug nur noch 
jeder zehnte., 

1986 wurden'.über 3.000 Men-. 
sehen Opfer von Gewaltkr1mi­
na11tät: D1e Za.hl der Verge­
wa1t1gungen und Raubüberfäl­
le hat drastisch zugenorrmen. 
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Der Staat muß Recht und S1cherhe1t aller 

Bürger schützen und zur w1 rksamen Bekämp­

fung der Gewa1tkr1m1nal\tät alle bestehen­

den Mög11chke1ten nutzen. Denn d1e 1nnere 

S1cherhe1t w1rd d.urch die erschreckende Zu­

nahme terror1 st1 scher Gewa 1 tverbrechen und 

den Mißbrauch der Demonstrat1on.sfre1he1t 

durCh_ m111tante Gewalttäter erheblich ge­

fährdet. Wir unterstützen daher d1e Bundes..: 

reg1erung in 1hrem Bemühen, das 1m Grun'dge- . 

setz verankerte nemonstrat1onsrecht besser 

'gegen H1ßbrauch :i:u schützen. W1 r wo 1 len 

n1cht. ·daß fr1ed11che Demonstrat1onen durch 

pass1ve Bewaffnung und Vermurrmung m1ß­

braucht werden. 

V1ele, -vor .a,llem ältere Bürger\nnen und 

Bürger, fühlen s1ch 1n 1hrem Lebensgefühl 

bee1nträcht1gt, weil s1e zu Recht Ang~t vor 

Verbrechen haben. Ob es s1ch um e1neh 

abendl1chen Spaziergang, e1ne alle1nge1as­

sene ·Wohnung oder e1n Autoradio han­

delt - d1e Uhs1cherhe1t der Menschen n1rrmt 

zu. Mehr S1cherhe1t zu fordern 1st also 

kein bloßes Schlagwort,, Sondern soll mit­

helfen, Lebensqualität zu schaffen. 

W1r wollen e1n klares Bekenntn1s der pol1-

t1schen Führung zum Auftrag der Polizei und 

der anderen Sicherungsorgane. Wir wollen, 

daß d1f po11ze111che Aufklärung und sera-. 

tung verbessert und ausgebaut w1rd. Denn 

w1cht1ger als d1e Verfolgung von Straftaten 

ist deren Verhütung. 



Der Bremer SPD-Senat hat 
1986/fl7 dre1 Po11ze1rev1ere. 
e1ne wasserschutzpo1ize1sta­
tion, das Landeskr1m1na1amt 
und d1e Abte1 Tung Verkehrs­
erziehung und Jugendschutz 
aufgelöst. 

Pol1ie1 als freund und Helfer 

D1e Konzentration sozialer 
, Problemgr_uppen 1n best1ß'l'Jlten 
Hochhaus-Gebieten hat zu 
wachsender und für d1ese 
Gebiete typischer 

. Kr1m1na11 tät geführt. 

1986 gab es 1n Bremen 22 
Drogentote 
Nach wie vor hat der Sucht­
kr~nke 1n Bremen grriße Pro­
bleme. rechtze1t1g sinnvolle 
und für seine S1tuat1on an­
gemessene Hilfe zu erlangen. 
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W1r wollen die Schutz- und Krim1nalpo11ze1 

pe~sonell verstärken und d1e Arbeitsbedin­

gungen der Po11z1sten grundlegen~ verbes­

sern. W1r wollen ,die Reviere renovieren und 

, d1e technische Ausstattung der Pol1ze1 mo­

dernisieren. 

W1r wollen vermehrte Fußstreifen also den 

verstärkten Einsatz von Kontaktbereichsbe­

amten 1n den Wohngebieten. 

Nur durch diese Maßnahmen wird d1e Po11ze1 

1n d1'e Lage versetzt, 1hr_en gesetzlichen· 

Auftrag 1m Sinne des Aligeme1nwohls zu er­

.füllen. 

D1e· Pol1ze1 1st ·auf das Vertra·uen der Bür­

ger1nnen und Bür.ger angew1esen. 01e Po11-

ze1beamten müssen verst~rkt psycho1og1sch 

geschult werden.· 01es, 911t vor allem für 

den Umgang m1t Jugendlichen und Heriinwach­

senden. Uniformierte Polizisten müssen Ver-· 

stärkt 1n den Verkehrsuriferr1cht ~1nbez0gen 
werden. 

Oie Po11ze1 kann nicht allein für eine Ver­

besse·rung der Sicherheit und des S1cher­

he1tsgefühls s·orgen. Durch verantwortungs­

volle Sozial- und. B1ldungspolit1k müssen 

kr1m1na 11tätsfördernde Verhältnisse ve.rh1n­

dert, m1ndestenscaber abgebaut werden. 

Es fehlt e1n geSchlossenes Konzept zur Be­

kämPfung der Rauschg1 ftkr1m1na11tät. 01 e 

Bemühungen der- Polizei und der Soz1al'behör­

den s1nd ni~ht koordiniert. Dieser Mißstand 

ist m1tursäch11ch für die deut11che Zunahme 

des Drogenkonsums, Rauschgifthandels und 

• 
1980 mußte die Bremer · 
Straßenbahn AG 506.544 OH 
zur Reparatur von Sachbe-
s chäd1 gungen ausgeben. 
Im.Bezirk der Oberpostdirek­
tion" Bremen wurden 1986 fast 
a.ooO .MünZfernsprecher mu't­
wil11g ·beschädigt - e1n 
Schadeil'\~on 921.000 DM. 

Der Bund hat unter anderem 
1986 das Zwe1te Gesetz zur 
Bekämpfung der Wirtschafts­
kr1m1nal1tät verabschiedet 
und· 1987 zur Verhinderung 
unlauterer Wettbewerbsprak­
tiken das Gesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb ver­
s~härft. 
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der damit ver~undenen Beschaffungskr1m1na-

11tät. 

Slcherheltspo 1 lflk, Soz1alpol 1t1k und 

Stadtplanung müssen eine Einheit bilden, um 

Kr1m1nalität w1rk.sam zurückdrängen zu kön­

nen. Die Be~ämpfung der v·on Heranwachsenden 

und Jugend11chen begangenen Straftaten, 

e11i.schlleß11ch de·s Vanda11,smus, kann n1cht 

a11e1n von der Po11ze1 gele1stet. werden, 

sondern verlangt Maßnahmen aller 

betroffenen Behörden und Ämter. 

In der Schule muß zur Achtung vor ,dem. Le­

ben, vor der Gesundheit und dem Eigentum 

anderer ·erzogen werden. Wir wollen konse:,.. 

quenten Jugends.chutz. Das bedeutet auch, 

daß der Verle1h jugendgefährdender Video­

i<assetten verhindert w1rd. So1elhallen ge­

hören nicht in Wohng0b1ete oder.neben Schu­

len oder Jugendfre1ze1the1me. 

W1r wollen, daß- Unwelt- und W1rtschaftskr1-

m1nal1tät m1t ihren schwerwiegenden soz1a-. 

ien. und· 9esundhe1t11chen Folgen energ1sch 

bekämpft ·werderi. Dazu müssen Po11ze1, 

Staatsanwaltschaft und Gerichte techn1sch 

und personell ausreichend ausgestattet wer­

.den. W1r wollen außerdem einen zentralen 

f'leldedii!nst zur Erfassung von U11Me1tdel1k­

ten einrichten. 

Um be1 Umweltve'rstößen 1n Betrieben auch 

'd1e verantwortliChen 1~ den Betr1ebsle1tun­

gen und _Unternehmensvorständen zur Rechen­

schaft z1ehen. zu können, treten w1r dafür' 

e1n, daß künftig Verletzungen der Auf­

s1chtspf11cht 1n diesem Zusanmenhang straf­

rechtl1ch verfolgt werden. 



Ke1ne zentrale safmllung s~n­
s1b1er personenbezogener Da­
ten 1n K1ndergärten und 
Schulen 

Bürokrat1s1erung abba-uen. 
Bürgerrechte stärken 

Im Bund wurden b1sher 1nsge­
samt 42 Gesetze und Verord­
nungen a.ufgehoben sow1 e mehr 
als 350 E1nzelvorschr1ften 
1n 73 we1teren Gesetzen und 
Verordnungen gestr1chen oder 
vere1 nf acht; über ·150 we1 te­
re Vorhaben s1nd geplant. 
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W1r wollen den Datenschutz 1n Bremen ver­

bessern. Weder d1e Wahrung von S1cherhe1t 

und Ordnung noch ·der Datenschutz s1nd 

Selbstzweck. Bel des d1.ent· demselben Z1e1: 

_dem Schutz des e1nzelnen Bürgers und der 

fre1en Entfaltung se1ner Persönl1chke1t. 

W1..r streben Gesetze zum wirksamen . Schutz 

der Bürger, 1nsbesondere der s~ns1blen Per­

sön11chen Daten von · K1ndergartenk1ndern, 

Schülern und Krankenhauspat1enten an. In 

das . Brämische Datenschutzgesetz mfissen der 

b1sher unzureichende Arbe1tnehmerdaien­

schutz lm ö_ffentlichen D1enst, _d1e Stellung 

des Datenschutzbeauftragten und der ver­

schU 1 den s unabhä ng1 ge Schaden~e rsatzan spruc h 
aufgenonmen werden. 

V1ele Bürgerinnen und Bürger empf1nden' Un­

behagen über d1e_ oftmals· ausufernde staat-

11che Bürokrat1e. Wtr wollen daher. daß.Ge-· 

setze und Ve'rordrlungen auf 1 hre Verständ-

- 11chk.e1t und Notwend1gke1t h1n überp-rüft 

werden. Das trägt zu e1ner b'esseren Durch­

setz:bark.e1t der Bürgerrechte be1 und för­

dert zugle1ch d1e Bürgerm1tw1rkung. 

Wir wol1en e1ne le1stungsfäh1ge. bürgernahe 

Rechtsprechung. Dazu bedarf es e1ne'r a~s­

re1chenden· personellen und Sach-Ausstattung 

der Ger1chte, um d1e Dauer der Verfahren 

entscheidend zu verkürzen. 

W1r ·wo11en - entsche1dungsbefugte W1der­

spruchsausschüsse e1nr1chten, vor denen d1e 

Bet~off enen 1 hre Anl 1 egeh persönl 1 eh - erö'r­

tern können. Dadurch können Verwa1tungsge­

r1chtsverfahren verm1eden werden. 

• 

\ 
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E1nzelthemen 

AIDS 

D1e von der Immunschwächek.rankhe1t AIDS ausgehende 

Bedrohung der Menschheit erfordert den konzentr1erten 

E1ns-atz und _d1e Zusanmenarbe1t aller Kräfte auf na­

~1onaler und 1nternat1onaler Ebene~ Be1 der Bekämp­

fung der Krankhe1t AIDS handelt es sich um e1n kom­

plexes Problem m11 We1tre1che0den gesundhe1t11chen, 

soz1a1en und gesellschaftlichen Auswirkungen. E1n 

~ntsprechend umfassendes Maßnahmenbündel zum Schutz 

der· Gesunden vor e1ner Ansteckung und zur H11fe für 

Erkrankte und Inf1 z1 erte 1 st erforderl 1 eh. 
. ' 

·Solange es wed.er e1nen Impfstoff' noch e1n He1lm1tte1 

g1bt, lehnen w·1r eine namentliche Meldepf11cht 

AIDS-Kranker und -Inf1z1erter ab. 

Durch e1ne namentl1che Heldepf11cht würden weder d'e 

Infekt1ons- und Krankhe.1tswege besser erfaßt noch 

würde d1e Krankheit bekämpft und e1ngedänmt werden 

könne·n. V1elmehr wüi-de e1n verme1nt11ches S1cher­

h~1tsgefühl erzeug-t, das e1ne umfassende Aufklärung 

der Bevölkerung ·über Vorsorgemaßnahme~ behindern ~ür-
1de. Auch würde . elne namentllche Meldepflicht dazu 

. führen, daß Erkr.inkte a_us Angst vor D1skr1m1n1erung 

untertauchen. 

W1r unterstützen daher das· von der BÜndesreg1erung 

verfolgte Konzept zur_- Bekämpfung· der Inmunschwäche 

AIDS, das_ Aufklärung. Beratung und H1lfe vor seu­

chenrecht11che E1ngriffsmaßnahmen setzt. Seuchen­

rechtliche E1ngr1ffsmaßnahmen können und sollen ·ge­

troffen werden, w.enn s1ch e1nze1ne unbelehrbar Und 
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rücksichtslos über d1~ Gesundhe1ts1nteressen anderer 

h1nwegsetzen. AIDS darf n1cht uns - wir müssen AIDS 

besiegen. 

Zur E1ndänmung der AIDS-Erkrankung sowie zur medizi­

nischen und .psycho-soz1alen Betreuung AIDS-Kranke~ 

und HIV-Infizierter wollen wir folgende Maßn.ahmen im 

lande Bremen ergreifen: 

W1r wollen eine gezielte Fortbildung der Lehrerinnen 

und Lehrer an den Schulen des Landes Bremen. 

W1~ Wollen eine kont1nu1er11che und altersgemäße Auf­
klärung der Schüler1nnen und Schüler an den SchUlen 

des Landes Bremen über die AIDS-Erkrankung sowohl .1n 

naturw1ssenschaft11ch-med1z1n1scher als auch 1n s0-
z1a1-eth1scher Hinsicht. 

W1r" wollen finanzielle und organisatorische Möglich­

' ke1ten für e1"ne vermehrte· Aufklärungsarbeit der ent­

sprechenden Beratungsstellen •. insbesondere für ent­

sp·rechende lnformat1onsm1tte1 1n Bordellen~ borde11-

ähn11chen Betr1eben und e1nsch~ägigen Einrichtungen, 

bereitstellen. 

W1r wollen d1e Hauspf1egeorg~n1sat1onen f1nanz1el1 

und fach11ch unters~ützen, damit. eine 'ambulante Ver­

sorgung AIDS-Kranker sichergestellt wird. 

, Wir wollen '" Zusarrmenarbe1t mtt den Krankenkassen 

eine klare Kostenregelung zugunsten des ambulanten 

Bereichs. filr d1e Pflege von AIDS-Krank.eil schaffen. 

Wir wo 11 en. daß auch AIDS-kranke Soz1a-1hi1 f eempfänger 

einen krankhe1tsbed1ngten ~ehrbedarf anerkannt bek'om­

men. 

• 

\ 
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Ausländerpolitik 

Wir wollen ein spannungsfre1es und friedliches Zusam­

menleben von· Deutschen' und Ausländern. D\eses Zusam­

menleben muß sich am Gemeinwohl aller Bürger ausr1ch-

. teh und soll von der Partnerschaft mit den ausländi­

schen M1tbürgerinnen . und Mitbürgern getragen sein. 

Daher· sind diese den Deutschen soz1alpo11t1sch 

gleichgestellt. 

Ein besonderer Schwerpunkt ~er Ausländerpo11t1k 1st 

für uns d1e Verbesserung der Zukunftschancen der. Kin­

der. Diese dürfen n1c_ht 1n gesellschaftlicher Isola­

tion aufwachsen. Ihnen _soll v1elme.hr d1e gle1chbe­

recht~gte Teilnahme iim -gesellschaftlichen Leben er­

mögl1cht werden, ohne ihre nationale und kul~urelle 

Identität m~t dem Heimatland der Eltern zu zerstören. 

Dahe.r ·kommt eine Pol1tik der Eindeutschung ebensowe­

n1g 1n Betracht w-1e die Entfremdung von der Falntlie. 

W1r lehnen 'das ·wahlr~cht .für Ausländer ab. oas Wahl­

recht 'für .den Deutschen Bundestag, d1e Länderparla­

mente und. Gemeindevertretungen 1st an ,die deutsche 

Staatsangehörigkeit gebunden. Den ausländischen Mit­

bürgerinnen und Mitbürgern muß es jedoch erleichtert 

werden, s1ch einbürgern zu lassen. 

Die Pos1t1on der ausländischen Mitbürger wird durch 

den häufigen M1ßbrauch des Asylrechts stark er­

schwert.- Das 1m Grundgesetz garantierte Recht auf 

Asyl für po11t,sch, rassisch und rel1g1ös Verfolgte 

ist unan'tastbar. W'r wollen .mit geeigneten Maßnahmen 

den ,zustrom von Asylbewerbern, die nlcht po11t1sch, 

rel ig1 ös oder ·ras s 1 sch verfolgt s 1nd, einschränken .. 

Deiln d1 e Bundesrepub 11 k -. Deutsch land hat ·weder d1 e 

Kraft noch die Mög11chke1t, sich allen' notleidenden 
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Menschen d1eser' Erde schrankenlos tu öffri.~n; wir 

s1nd ke1n E1nwanderungsland. Um das· Recht auf Asyl 

auch für d1e Zukunft zu s1chern, muß sein Mißbrauch 

verh1ndert werden. 

01e Anerkennungsverfahren s1nd so zu gestalten, daß 

auch be1 Einsprüchen e1ne rechtskräft1ge Entscheidung 
innerhalb e1nes Jahre~ vor11egt. 

W1r setzen uns dafür e1n, daß rechtsk~äft1g abgelehn­
te ASylbewerber unverzüglich 1n ihr Heimatland zu­

rückzuführen . s 1 nd, sofern d1 es entsprechend der 

höchstr1chterl1chen Rechtsprechung be1 Beachtung des 

Grundsatzes der Menschenwürde zuläss1g ist. 

Die 11legale Einwanderung mit Hilfe von deutschen und 
ausländischen 11 Schlepperorgan1sat1onen 11 , Geschäftema­

chern und deren Helfern muß durch entsprechende 

Straftatbestände sow1e nationale und 1nternat1ona1e 

Ver~1nbarungen w1rks~m bekämpft werden. 

Asylbewerber sollen während 1hres Asylverfahrens zu 

geme1nnützigen Arbeiten herangezogen werden, unter 

anderem, um illegale· Erwerbstätigkeit mög11chs't aus­

zuschl1eßeh. 

• 

\ 
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Beiräte 

Die Beiräte Und Ortsämter··entstanden nach dem _zweiten 

, Weltkrieg zunächst 1n den 1939 in d'e Stadt Bremen 

eingemeindeten preußischen Städten und Gemeinden so­

wie den Dörfern des frUheren bremi sc_hen Landgebiets. 

S1e konnten die bisherigen Konmunalparlamente und 

-verwaltungen· zwar nicht ersetzen;_ d1~ Bürgerinnen 

und Bürger sollten aber die Möglichkeit haben, ihre 

Probleme unmitte.lbar einer örtlichen Kmmiunalvertre­

tung und Verwaltung vorzutragen. Trotz jahrzehntelan­

gen Drängens der CDU wurden. die Beiräte n1e ö.rt11ch 

direkt gewählt, sondern von der StadtbürgerSchaft be­

st1nrnt. D1e CDU konnte nur durchsetzen, d.aß 197l auch 

im eigentlichen. Stadtgebiet Beiräte und Ämter für 

Bei ratsange"l egenhe1ten geschaffen wurden, die 1979 

den Status von Ortsämtern erh1e1ten._ 

Wie in allen anderen deutschen Großstädten werden 

·auch 1n Bremen d1e Probleme in den Stadtteilen für 

d1e Bevölkerung 11m1er wichtiger. Der Status der bre­

m1schen Be1räte muß daher verbessert werden: D1e$ 

,soll durch d1e Direktwahl und_ d1e Zuordnung ört11ch~r 

Kompetenzen geschehen. 

Dfe CDU hat 1m Dezember 1986 erneut e1 nen Antrag auf 

D1rektwahl .der Beiräte. gestellt. Zwar 1st Bremen als 

e1nhe1t11che stadtgeme1nde ·iu erhalten; d'ie Be1rät.e 

als örtliche Volksvertretungen müssen aber eigene, 

klar Umrissene. örtlich bezogene Kompetenzen erhal­

ten. Dazu _gehören unter anderem Beschlußfassung über 

-ci'as örtliche Verkehrsnetz 1m Rahmen der übergeo_rdne-.· 

ten Festlegungen··. d1e vereinfachte Än_derung der Be­

bauungspläne 1-m Rahmen der gesamtstädt1schen Aufgaben 

sowie örtliche UIJl'We1tmaßnahmen und -e1nr1chtungen, 
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e1nsch11eß11ch Begrünung. 01e Be\räte müssen auch an 

den Verfahren zur Aufstellung der Bebauungsplä'ne so­

w1e be1m Betrieb lokaler E1nr1chtungen ·der s0z1alen 

Dienste, der Jugendpflege und der K1ndertageshe1me 
stärker bete111gt Werden. 

Zur Erfüllung der eigenen Aufgaben Und Zuständ1gke1-

. ten der Beiräte mü~sen diesen haushaltsrecht11che 

Kompetenzen ?Ugew1esen werden. Schl1eßl1ch verla~gen 

w1 r e1 ne stärkere ·Demokrat'\ s 1erung der Beiräte über 

d1e D1rektwahl hinaus. _so sollen der Ort~amtsle1ter 
durch den Be1rat gewählt und d1e Fachausschußsprecher: · 

proportional auf d1e Be1ratsfrakt1onen verteilt wer­
den. 

'\ 
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Beratungsgesetz zu § 21B StGB 

W1r möc~te,n durch e1ne Verbesserung der Beratung 1m 

Rahmen der §§ 218 ff StGB errelchen, daß jede Hög-

11chke1t der H11fe für.schwangere Frauen 1n Not aus­

geschöpft w1rd, bevor es zu e1ner Entsche1dung über 

e11ßen Abbruch der Schwangerschaft kolllllt. 

W1r erwarten von dem ~ep1anten Beratungsgesetz, daß 

1n ~llen Beratungsstellen unter .dem Gesichtspunkt der 

Unantastbarkeit d~r Menschenwürde und des Lebens­

rechts von Mutter und K1nd besprochen· w1rd, w1e e1ne 

geme1nsame Lebenspersp'ekt1ve von Mutter und K1nd ent­

wickelt 'werden kann. 

- D1e Entsche1dung e1ner Frau 1n e1nem Schwanger­

schaftskonfl~kt 1st e1ne schwere Entsche1dung: S1e 

muß d1ese unter eth1schen~ gesundhe1tl1chen, rechtl1-

chen und .. soz1alen Gesichtspunkten .treffen. 

In d1esem Zusarmienhang von e1nem ·selbstbest1mrnungs­

. recht der Frauen zu reden, ,bedeutet 1n v1elen Fällen 

Isolat1on un~ ~nbarmherz1gk:e1t gegenüber der schwan­

geren Frau, 1n anderen Fällen e1ne M1ßachtung des 

· geltende0 Rechts und .e1ne völl1ge Verkennu·ng der 

rechtl1chen Verpflichtung des Staates: näm11ch zum 

'schutz ~es ungeborenen Kindes alle 1hm mög11chen Maß­

nahmen tatsäch11ch zu ergreifen. 

Es geht nlcht darum, für dfe Frauen Hürden aUfzu­

bauen, sondern w1 rkungsvo11e und konkrete H11 fen an­

zubieten, d1e. sowohl für d1e Ze1t der Schwangerschaft 

als auch für d1e Ze1t na.ch der Geburt gelten. 
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"C-11 1 n der cou. 

01 e· Chr1stl1ch Oemokrat1 sehe Un1 on or1 ent1 ert 1 hr Denken 

·und Handeln an den Grundsätzen e1ner_ Pol1t1k aus· chr1st11-

cher Verantwortung. Aus chr1st11chem Glauben läßt s1ch je­
doch ke1n best1rmrtes po11t1sches Progranrn ab1e1ten. Aber, 

er g1bt uns m1t se1nem Verständn1s vom Menschen eine ethi­
sche Grundlage für verantwortliche Pol1~1k: Auf dieser 
Grundlage 1st gemeinsames Handeln von Christen und N1cht­

chr1 sten m0g11 eh. -1 nsbesondere auch für d1e Grundwerte der 

Fr.e1he1t, So11dar1tät und Gerecht1gke1t. Oabe1 1st das 

chr1stl1che Verständnis vom Menschen Grundlage und Maßstab 
zugleich. 

Der Mensch 1st zur freien Entfaltung 1m Zusanmenleben m1t 

anderen geschaffen. Se1 ne Frei he1 t beruht auf einer W1 rk­

l 1chke1t, welche d1e mensch11che Welt' überschi-e1tet, Der 

Mensch verdankt s1e weder s1ch selbst noCh der Gesell­

:schaft. Er tst n1cht das ietzte Maß a·ller D1nge. Seinem 

Bedürfnis, sich und der Welt einen Sinn zu geben, kann er 

aus e1gener Kraft n·1cht gerecht werden. Der Mensch ~st1 zur 

sittl1che·n Entsche1dung befähigt. Er steht 1n der Verant-. 

wortung vor se1nem Gewissen· und damit nach chr1stl1chem 

Verständnis vor. Gott.' .In verantwortete; Fre1he1t se1n Le­

ben und die Welt zu gestalten, 1st Gabe Und. Aufgabe für 

den Menschen. 

Der Mensch 1st auf Zusa1T111enleben m1t anderen - vornehmlich 

1n festen sozialen Lebensformen - angelegt.· Se1n Leben 

Verkümmert, wenn· er sich 1sol1ert oder ~m Kollektiv 

u.ntergeht. Sein Wesen erfüllt slch 1n der zuwendun~ zum 

Mitmenschen, w1e es dem christlichen Verständnis der 

Nächstenliebe entspr1cht .. 

• 
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unterschiede in Me1nungen und Interessen können zu 

Konf11kten filhren ... Sie sollen offen und 1n gegense1-

t1ger 'Achtung ausgetragen und dadurch fruchtbar g~­

macht werden. Im Stre.it' um den besten Weg muß jeder 

seinen Standpunkt se 1 bst verantworten. Kein Mens1ch 

verfügt über d1e ·absolute Wahrheit. W1derstand g11t 

daher denen, die ihre Oberzeugungen anderen aufzwin­

gen wollen. 

Jeder Menseh' 1st Irrtum und Schuld ausgesetZt. Diese 

E1ns1cht bewahrt uns vor der Gefahr, Po11t1k zu 1deo­

lo91s1eren. S1e läßt uns den Menschen nüchtern sehen 

und. g1bt unserer Le1denschaft 1n der Po11.t1k das 

menschl1che Maß. 
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Energ1e 

für e1ne w1rtschaft11che und soz1al le1stungsfäh1ge 

Iridustr1egesellschaft 1st ,d1e ausreichende Versorgung 
m1t sicherer, umweltschonender und pre1swerter Ener­

g1e e1ne Lebensfrage. Nur so können w1rtschaftl1che 

Le1stungskraft und Arbeitsplätze, .. soziale S1cherh .. e1t 

und Wohlstand sow1e d1e Gesundheit der Menschen er­
halten werden. -

W1r s1nd uns bewußt, daß es keine Technik ohne R1s1ko 
gibt und daß _S1cherhe1t ständ19 neuer Oberprüfungen 

und neuer Anstrengung,en bedarf. Eine verantwortliche_ 

Auseinandersetzung m1t der Kernenergie muß auf d1e 

Angste und Sorgen der Bevölkerung Rücksicht nehmen'. 

E1ne sachliche und umf.assende Information der Bevöl­

kerung 1st für url_s selbStverständl1ch. Mögliche Xn~­
ste dürfen aber ~achgerechtes und verantwortl1ches 

Handeln n1cht beh1ndern. 

Zur S1cherung der Energ1evers0rgung ist neben der 

Nutzung von Kohle. 01 und Erdgas sow1e dem verstärk­

ten ·E1nsatz regenerat1ver Energien auc-h, auf absßhbare 

Ze1t d1e Kernenerg1e. e1ne unverzichtbare EneriJ1equel­

le. Bel der NutzÜng der Kernenergie müssen d1e Si­

cher~e1t und der Gesundheitsschutz der Bevölkerung _ 

w1e b1sher - Vorrang vor W1rtschaft1.1chen Erwägungen 

behalten. E1n sofortiger Verzicht auf Kernenerg1e 1n· 

der Bundesrepublik Deutschland würde den dann notwen­

digen verstärkten E1nsatz von Kraftwerken, die m1t 

foss11en Brennstoffe~ betr1eben werden, zur Folge h~­

ben. Dies würde zu e1.ner stärkeren Belastung vori 

Luft, ,Wasser und Boden führen, d1e Energ1epre1se 

steigen lassen ·und d1e Abhäng1gke_1t vom Erdöl ve~­
stärken. 

W1 r werden un~ 1m .. Lande B~em_en und .auf Bundesebene 

we1terh1n dafür einsetzen, daß: alle w1rtschaftl1ch 

und ökologisch sinnvollen Mögl1chke1t~n zur Energie--

• 
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einsparung genutzt· werden. Auch zukünft1g sind zur 

Förderung ener9'iesparender TeC:hnolog1en Anre1ze not­

wend1g~ 

Wir werden für d1e Städte Bremen und Bremerhaven 1n 

Kooperat1on mit den Energ1eanb1etern reg1oriale Ener-. 

g1eversorgungskcinzepte erStellen "und umsetzen, d1e 

eine an d1e jeweiligen Verhältnisse angepaßte. opt1-

.male wirtschaftliche und UflMeltverträgliche Energ1e­

versorgung sichern. Dabei sind der Wettbewerb der An­

bieter sowie d1e freie Wahl zwischen mehreren- Versor­

gungsarten sowe1t wie mög11ch_ zu erha,lten. Hierzu ge­

hört auch, daß der Wirkungsgrad der Energ1eumwandlung 

we1ter verbessert. werden muß und zukunftswe1sende 

technische Koniepte, w1e zum Beispiel d1e der W1rbel­

schichtfeuerung uild der Kraftwärmekopplung, dort, wo 

es volkswirtschaftlich sinnvoll ist, umgesetzt wer­

den. 

W1r we.rden uns dafür einsetzen, daß beim Neubau des 

Weser„wehrs: 1n Heme_11n!ien w1ederum e1n Wass'erkraft­

werk gebaut wird. 

Der durch d1 e SPD 1 n den vergangenen Jahren e1 nge­

sch lagene ·z1ckzackkurs 1n der 'Energ1epo.lit1k w1rd von 

uns beendet. W1r werden daher für d1e Energ1epo11t1k 

._ des la-ndes Bremen Entscheidungen treffen, d1,e für d1e 

Bürger und ans1edlung.sw1111ge Unternehmen eine' ver-

1äß11che Entscheidungsgrundlage bilden. 

E1ne uiiweltSchonende und versorgungsSichere Energ1e­

polit1k ist eine_ weltweite Herausforderung.· Aus unse­

rer .chr1'stlichen. Verantwortung für die Menschen in 

den unterentw1ckelten Ländern · s1nd innerhalb der 

Europä1schen Geme,1nschaft verstärkte Anstrengungen 

Entw1ck1uiigs1 ä~dern be- · . vonnöten. gerade in den 

herrschQare, preiswerte und 

g1eerzeuger einzufilhren-, ,d1e 

trieben werden können. 

umwe ltf reundl 1che En-er­

e1genverantwort11 ch be-
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Entw1cklungsh1lfe 

01e zunehmende 1nternat1onale Arbe1tste11 ung der 

Volksw1 rtschaften, d1e Verschärfung des Nord-Süd-Kon­

fl 1kts und d1e Bevö1kerungsexplos1on 1n der Dritten 

Welt verlangen, daß auch die EntW1cklungsh1lfepol1t1k 

des Landes Bremen. fo.rtgesetzt wird. ·Ihr finanziell 

begrenzter Beitrag mu~ in erster L1n1e dazu dienen, 

1n den ärmsten Ländern der Erde (LLCD-Länder) men­

schenwürdige Lebensverhältnisse zu schaffen. Pilot­
projekte, wie der Einsatz von Bio-Gas-Anlagen in In­

dien, Mali .und Burma und ~ie Slumsan1erung in 1nd1-

schen Städten. f1nden unsere Unterstützung. 

Bei der Entwicklungshilfe ist darauf zu achten, daß 

die Projekte jeweils auf Länder und Regionen zuge­

schnitten s1nd. Projekte, d1e zu t1ef in die Kultur 

des betr·offenen Landes e1nschne1den. ·weNfen von uns 

abgelehnt, we11 Hilfen dann oft nicht wirksam werden. 

Wir bevorzugen d1e Entwicklu_ngsh1lfestrateg1e 

'learning by do1ng 1
, wodurch d1e Bevölkerung 1n die 

Lage versetzt w1rd, s1ch selbst zu helfen. 

Entwicklungshilfe darf jedoch n1cht nur von staatli­

chen Stel 1 en getragen werden. Privates Engagement 1 st 

unentbehri1ch und w1rd von uns bejaht. 

Deshalb hat die Bremer CDU in einem eigenen Projekt 

. den Ausbau einer Schule für 850 Ind1anerk1nder 1n 

Guatemala wesentlich gefördert. 

·w1r bete111gen "uns außerdem an Projekten, die 1n af­

ghanischen Flüchtlingslagern ·durchgeführt ' werden. 

Ober sieben Jahre nach der gewaltsamen Besetzu_ng Af­

ghanistans durch sowjetische Truppen sind M11'11onen 

• 
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von Afghanen auf der Flucht und außer Landes. Alle1n 

1n Pakistan leben 2,7 M1111onen Flücht11nge 1n Lagern 

ohne Hoffnung auf eine baldige Rückkehr 1n 1hr He1-

matland. Wir. wollen helfen, 1n diesen. Lagern die Mög­

- 11chke1ten einer schulischen und handwerklichen Aus­

bildung zu verbe~sern. 
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Fr1edenspol1t1k ' 

Erhaltung und Sicher·ung des Friedens s1nd zentrale . 

Aufgaben der deutschen Po11t1k. oabe1 ist Fr1eden für 
uns mehr als das Schwelgen. der Waffen. Frieden 
herrscht nur 1n e1ne·r· Gesellschaft, die. frei ist 

Unterdrückung, Verfolgung und Utigerecht1gke1t.' 
von 

Frieden gibt es für uns nur in frefheit. E1n Staat,. 

in de~. M1nderhe1ten. und Andersdenkende 01skr1m1nie­

rungen ausgesetzt s1nd, ist unfriedl1ch. Wir meinen 

Jnmer inneren und äußeren Frieden. Der Wille zum 

Frieden 1n Freiheit bleibt die Grundlage unserer In­

nen-, Außen- und Deutschlandpolitik. 

D1e Von den CDU-geführten ßundesre91erung~n m1tge­

schaffenen Voraussetzungen der westlichen Sicher-. 

he1tspo11t1k haben geholfen, den Fr1eden 1n WesteUro­

pa se1t über 40 J~hren zu bewahren. Gle1chze1t1g ha­

ben w1r uns jedoch auch zu e1nse1t1gen Abrüstungsmaß­

~ahmen berettgefunden. Se1t 1983 wurden, 1nsbesonde're 

auf Drängen der Bundesregierung, 2~400 Atomwaffen 

e1nse1t1g aus Westeu~opa bese1t1gt. 

Heute b1etet s1ch nun erstmals d1e Cttance, w1rk11che 

Erfolge auf. dem· Geb1et be1derse1t1ger Abrüstung· zu 

erz1elen, na~hdem d1e .Sowjetunion auf den westlichen 

Vorschlag e1ner _ Reduzierung der atomaren M1tte1-

streckenraketen größerer .Re1chwe1te (l .000 b1s 5.500 

km) auf Null nach langjährigem Zögern e1ngegangen 

1st. D1es 1st n1cht zule~zt e1n ·Erfolg der Bundesre­

g1erung Helmut Kohl, d1e an be1den.Te11en deS NATO­

Doppelbeschlusses - deS Nachrüstungste11s w1e der Ab­

rüstungste11e - konSequent festgehalten und dam1t d1e 

neue Abrüstungsrunde _erst mög1_1ch gemacht hat. 

'\ 
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. Ausgehend von unserer obersten po11t1schen Le1t11nie, 

einen jeden Kr1eg 1n EurOpa - kOnventionell w1e ,nu­

klear - -zuverlässig zu verhindern, wollen 'wir e1ner­

se:1ts_. d1e Verteid1gungs- und Abschreckungsfäh1gke1t 

s1chern und andererseits auch Rüstungskontrolle und 

Abrüstung 1n allen Bereichen m1t dem Ziel anstreben, 

e1n stabiles- und ausgewogenes Kräfteverhältn1s auf 

mög11chst n1edr1gem N1veau herzUstellen. 

Be1 der Schaffung e1nes stabilen Kräfteverhä1tn1sses 

auf n1edr1gerem N'\veau geht es uns vor allen D1ngen 

darum, 

- e1n·en stufenwe1sen Verhandlungsprozeß 1ri Gang zu 

-br~ngen, der d1e unVerm1nderte Sicherheit aller Be-

tr~ffenen 1n jeder Phase gewährle1stet; 

- d1e Fäh1gke1t zu Oberraschungsangriffen zu bese1t1-

gen; 

- we1tere Maßnahmen zur Vertrauensbildung, zur Ver­

b.esserung der Offenheit ·und Berechenbarkeit m111tä­

r1schen Verhaltens festzuschre1ben; 

- be1 europäischer Geltung regionalen Ungleichgewich­

ten Rechnung zu tragen; 

- ·Umgehungen zuver1äss1g auszuschließen; 

- wirksame Oberprüfungsregeln Z!J entwickeln, d1e 

einen detai111erten Informationsaustausch und 

. Vor-Ort-Inspektionen einschließen. 
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Gentechnolog1e und Reprodukt1onsb1olog1e 

D1e Forschungsentw1cklung 1n der Humangenet1k und 1n 

der Reprodukt1onsb1o1 og1e ( Fortpf lanzungsb1o log1e). 

hat dazu geführt, daß mensch11ches Leben von weniger 

Krankheit begle1tet 1st und bisher k1nder1osen Ehe­

paaren der Wunsch nach einem eigenen Kind erfüllt 
werden kann. Diese Entwicklung birgt jedoch auch un.:... 

abschätzbare R1s1ken 1n sich. 

D1e gent~chn1sche Veränderung des·merisch11chen Erbgu­
tes 1m Sinne einer 'Henschenzüchtung' -ist ethisch 

·nicht vertretbar und wird ·von· uns abgelehnt. Es darf 

nicht versucht werden, menschliche Unvollkommenheit 
durch gezielte Auslese oder. Veränderung der geneti­

schen Ausstattung -(Erbsubstanz) 1n vorgestellte Per­

. fekt1on zu überführen. Gentechnische E1ngr1ffe 1n so-' 

mat1 sehe Ze 11 en s 1 nd ·nur m1 t strengster therapeut1-

scher Z1e1setzung zulässig. E1ngr1ffe .1n Ke1mze11en 

s1nd zu verb1eten. 

Einer wachsenden Anzahl von Ehepaaren kann der Wunsch 

nach e1nem e1genen K1nd m1t den M1tteln der b1sher1-

gen ste-r111tätsbehandlung n1cht erfüllt werden. _Be1 

allen Maßnahmen der künst11chen Befruchtung 1st aber 

n1cht nur der - auf anderem Wege n1cht erfüllb~re -

K1nderwunsch 'des· Eh~paares maßgebendt sondern mit zu­

m1ndest ebenso starker Ge~1chtung das künft1ge Wohl­

ergehen des erhofften Kindes. 

um· den. betroffenen Ehepaaren zu helfen, kann e1ne 

künstliche Befruchtung, einsch11eß11ch der extrakor-

1 poralen (aÜßerhalb des Körpers vorzunehmenden) Be~ 
fruchtung, durchgeführt werden, wenn d1e weib11che 

E1ze11e mit dem Samen des Ehemannes (homolog) be­

fruchtet w1rd. 

\. 
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' _Wir ·1ehnen d1e Verwendung von ·samen oder Eizellen 

fremder oder anonymer Spend~r(1n~en) be1 der künstli­

chen Befruchtung ab, da be1 einer anonymen Ei- oder 

Sam~nspende das Recht des Kindes auf Kenntn1s se1ner 

genet1schen Eltern nicht gegeben 1st. 

Deshalb halten wir d1e Angebote von Pro Fam111a Bre­

men zur künst11chen Befruchtüng m1t anonymen Samen 

für unverantwort11ch. 

Mutterschaft bedeutet d1e untrennbare- seel1sch„b1olo­

g1sche _8ez1ehung zum K1~d. E1ne Aufspaltung in e1he 

genetische Mutterschaft der E1spender1n und 1n eine 

. 1 Le1h'-Muttel-schaft e1ner andere·n Frau, d1e das K1nd 

austrägt, verletzt H1e würde des Menschen und gefähr­

. rlet das Wohl des K1ndes. W1r lehnen alle Formen der 

Le1h-M1etmutterschaft ab . 

Mensch 11 ches Leben entsteht m1 t . der .Vere1 n1 gung von 

E1ze11e und Samenzelle. Es- 1st von diesem teitpunkt 

an schutzbedürftig. Mensch11che Eizellen dürfen nur 

zu dem Zweck 'befruchtet werden, um e1ne auf natür11-

che We1se nicht erreichbare Schwangerschaft. herbeizu­

führen. Es sollen nicht mehr E1zellen befruchtet wer­

den, als für d1e 1nd1v1duelle $ter111tätstherap1e be­

. nötigt werden. E1ne extrakorporale Befruchtung ·zu 

Forschungszwecken oder e1ne extrakorporale Embryonal­

entw1cklung s1nd unzu·läss1g. 

Verantwortbare w1ssenschaft11Che Untersuchungen mit 

d1 agn0st1 sche.r oder therapeut1 scher Z1e1 setzung an 

n1cht transferierten (eingepflanzten, übertragenen) 

Embiyonen S1n<\, nur. nach Prüfung durch e1ne Eth1kkom­

m1ss1on unter strengen, 1n gesonderten Richt11n1en 

festzulegenden Voraussetz·ungen und Bedingungen zuzu­

lassen. 
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Jugendarbe1ts1os1gke1t 

Jugendarbe1ts1os1gk-e1t 1st e1n gesamtw1rtschaftl1ches 

Problem. Für d1e Zukunft der jungen Generation 1st 

daher die Entw1cklung der w1rtschaft11chen Lage ge­

nauso w1cht1g w1e e1n 1e1Stungsfäh1ges Bildungswesen. 
Ohne Wirtschaftswachstum kann Arbe1tslos1gke1t n1cht 

abgebaut werden. Es müssen daher zusä1;z11che zu­
kunftssichere Arbeits- und Ausb1ldungsplätze geschaf­

fen werden. 

Be1 der Bekämpfung der Jugendarbeits1os1gke1t obliegt 
den Sozialpartnern eine große Verantwortung. D1e Aus­
b11dungsbere1tschaft der Betriebe muß gestärkt wer­

den. damit alle ausb11dungsw1l11 gen Jugendl _1 chen 

e1nen Ausbildungsplatz erhalten. Durch e1ne verstärk­

te Kooperat1on von Betrieben, d1e alle1n n1cht 1n der 

Lage s1nd aus·zub1lden, sollen Voraussetzungen dafür. 

·geschaffen werden, daß auch d1ese'Unternehmen -Ausbil­

dungsplätze anb1eten können. 

Darüber, h1naus s1nd Maßnahmen 1m R.ahmen des 8enach­

te111gtenprogralllßs· des Bundes verstärkt zu unterstüt-. 

7.en und zu ergänzen sow1e schul1sche Qual1f1z1erungs-

. 'formen für behinderte und l.ernbee1nträcht1'gte Jugend-

11che we1terzuentw1ckeln. 

E1ne w1cht1ge Voraussetzung fÜf'. die Oberw~ndung der 

Jugendarbeitslosigkeit 1st die .Verbesserung der Be­

rufsberatung und der Informat1onen über den Arbeits­

markt. Dafür müssen 'vor allem 1n Zusarm1eliarbeit mit 

den Karmier~ und den Ajbe1tsämtern Berufs1nformat1ons­

tage für Eltern und Schüler an den Schulen durchge-
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führt werden. ·1n den Klassen e - 10 sollen verstärkte 

- Arbe1tsblöcke 11 Bewerbungsschre1ben« durchgenofllllen 

werden. Und sch11eß11ch sollten Wirtschaft und Ar­

be1tsämter gemeinsame Berufs1nformat1onsbörsen veran­

stalten-, um möglichst viele Ju'gend11i:he m1t H1nwe1sen 

über d1e Arbe'1tswelt ansprechen zu können. 
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K1ndergärten 

Falsche Sparmaßnahmen des SPD-Senats haben dazu ge­

führt, daß jedes Jahr v1ele K1nder ke1nen K1ndergar­
tenp latz erhalten.' Etwa 2 ~000 K1 nder mußten 1987 ab­

gewiesen werden. D1es 1st gegenüber den betroffenen 

Eltern und deren Kindern unverantwortlich. 

K1ndergärten und andere k1nd- und fam111engerechte 
E1nr1ch~ungen s1nd, notwendig, we11 sie d1e Erziehung 
1n der Fam111e ergänzen. K1nder aus allen soz.1alen 

, Sch1chten und verschiedener Nat1ona.J1'täten habe'1 hier 

d1e Mögl1chke1t, m1te1nander zu spielen und zu ler­

nen. Gerade das M1te1nander 1m K1nderg.arten ist dazu 

{Jee1gnet, Vorurte11e erst gar n1cht entstehen zu las­
sen oder . bereits bestehende Vorurte11 e w1 eder abzu­

bauen. Der K1nderga~ten bere1tet auf das leben außer­

halb der Fam111e und auf d1e beg1nnende Schulzelt vor. 

W1r wolle,n K1nder.gärten als notwend1ge fam111energän­

zende E1nr1chtungen so ausbauen, daß Elt"er:n, d1.e 

e1nen Platz für 1hr K1nd wünschen, d1ese0 auch erhal­

ten, und zwar unabhäng1g davon, 1n welchem stadtte11 

und in welchen fam111ären Verhältn1ssen sie leben. 

D1e pädagogisch Oberzeugend und kostengünst1g tätigen 

fre1eri Träger s1nd be1 dem erforderlichen Ausbau be­

sonders zu unterstützen, damit bedarfsgerecht Plätze 

zur Verfügung gestellt werden können. 

D1e Arbe1t der E1tern-K1nd-Gruppen verd1ent unsere 

. Unterstützung: 01ese muß so kont1nu1er11ch erfolgen, 

daß Eltern m1t 1hr 1angfr1st1g ret'hnen können. 

\ 
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Klrche und Polltlk 

D1e Kirchen vertreten und formulieren s1ttl1che und 

moralische Anforderungen für d1e Existenz des ganzen 

_Menschen und das· gesamte menschliche Verhalten. D1e 

Po11t1k regelt und ordnet auf der jeweiligen" Ebene 

das menschliche Zusanmenleben. Es gibt also unver­

me1dbare Oberschneidungen. S1e 'müssen zu Konf11kten 

·führen, wenn ein kirchl1cher Amtsträger m1t dem mora-

11schen und s1tt11chen Gew1cht der Kirche' pol1t1sche 

. Sachverhalte m1t dem Anspruch auf unumstößliche gött­

liche Wahrhe1t beJ!rte11t, Er 'macht damit d1e K1rche 

zu- e1ner Partei unter Parteien und zieht s1e 1n den 

politischen Tageskampf. s1e wird dadurch zum Xrgern1s 

für pol1t1sch Andersdenkende. 

01e CDU ·w1rd w1e. 1n der Vergangenheit das Recht der 

Kirchen und Re11gfonsgeme1nschaften, 1hre e1genen An­

gelegenhe1ten autonom zu ·ordnen sowie 1hre Freiheit, 

s1e in der Gesellschaft zu verw1rkl1chen, unangeta­

stet lasSen. 01e· CDU 'erkennt d1e Vorb1ld11chen Le1-

stUngen der .Kirchen 1m praktischen D1en.st am Näc~sten 

an. W1r wollen, daß d1e, Kirchen auch .zukünftig ihre 

Mitverantwortung für d1e, Gestaltung des Gemeinwohls 

wahr'1ehmen können. W1r erwarten aber von den Kirchen 

und 1hren Amtsträgerri d1e sich aus dem re11g1ösen und 

k1rch11chen Auftrag ·ergebende Zurtickhaltung ln der 

Tagespolltlk. 
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Medien 

Im fre1he1tl1ch-demokrat1schen ·Rechtsstaat müssen die 

Bürgerinnen und Bürger entscheiden· können, was sie an~ 

Informationen, Meinungen Und Unterhaltung sehen und 

hören möchten. D1e Möglichkeit, Informationen und 
Meinungen zu verbreiten und zu efnpfangen, 1st deshalb 

der Kern einer fre1he1t11chen KolJlllun1kat1onsverfas­

sung. Daher muß .die Versorgung der gesamten Bevölke­

rung mit vielfält1gen Rundfunk- und FernsehprogralTfllen 

gesichert werden. Durch den Medienstaatsvertrag vom 

3. April 1987 ist das Nebeneinander öffentlich-recht~ 
liehen und pr1vaten Rundfunks auf Dauer festgeschrie­
ben. 

Wir t·reten- ·für den Erhalt des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunksystems und die 1n der Verfassung festgelegte 

-Rundfunkhohe1t der Länder e1n. Nur deren une1nge­

schränkte Beachtung, Respektierung und Weiterentwick­

lung· s1chert d1e 'Vielfalt 1m Med1enbere1ch. 

Kabelfernsehprogramme pr1vater Veranstalter kö.nnen 1n 

Bremen erst ·se1t Ende 1986 empfa·ngen werden; b1s da­

h1n hatte die SPD diese b1ock1ert. Pr1Vater Hörfunk 

. · 1st von Bremen und Bremerhaven aus 1nmer noch n1cht 

, möglich, obwohl auch dem lande Bremen h1erfOr nutzba­

re Wellen zugete1lt wurden. Auch dam1t koppelt_ s1ch 

Bremen von.der Entwicklung 1m Bundesgebiet ab. 

Wir wollen, daß die_ nächste fre1e Hörfunkfrequenz 

pr1vaten Anb1etern zugete11t wird. W1r werden d.aher 

Regeln für e1n _geordnetes Nebeneinander des öffent­

l1ch-recht11chen und privaten Rundfunks 1h Bremen 

schaffen. 

\ 
,\ 
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E1n· Doppelmonopol großer brem1scher Ze1tungsverle_ger 

muß ebenso verh1ndert werden w1e der überw1egende 

E1nf1 uß Überreg1 ona ler Med1enkonzerne. Pr1 vater Rund­

funk muß· auch kle1nen Prograrrmanb1etern zur Verfügung 

stehen und sollte s1ch auf e1ne bre1te Organ1sat1on 

von Betrieben 1m Med1enbere1ch 1n Bremen und Bremer­

haven stützen. 



l 
1 
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Neue Heimat 

Das geme1nnütz1ge Wohnungsbauunterneh.men Neue Heimat 

steht auch 1n Bremen vor der Plelte. Unser1-öse Ge­

schäftspraktiken, eine falsche Einschätzung der 
Marktlage, d1e Außerachtlassung pr1m1t1vster w1rt­
schaftl 1cher Grundsätze und d1e fehlende Oberwachung 

~er G~schäftsführung haben zum Zusanmenbruch geführt: 

In den Aufsichtsräten. des Unternehmens saßen Funk­
tionäre von DGB und SPD. F1lz, Unfäh1gke1t und Kumpa­
ne1 führten dazu, daß der Aufsichtsrat tatenlos zu­

sah,· w1e e1n gesundes Unternehmen· 1n den Ru1n getrie­

ben wurde. 

Der DGB, dem d1e Neue Heimat gehört, w111 nun dieses 

Unternehmen. so schnell wie ,m5gl1ch loswerden. Dazu 
werden 1n Absprachen m1t e1n1gen Landesregierungen 

sogenannte Reg1ona11s1erungskonzepte erst~llt, wom1t 

· e1ne Verselbständ1gung von Te11en ·des Konzerns Neue 

He1mat - eben 1n best1rrmten Regionen - geme1nt 1st. 

Auch 1n Bremen verhandelt d1e Neue Heimat darüber m1t 

dem Senat. 

W1r halten e1ne Re91ona11s1erung der Neuen He1mat 

Bremen 1m Interesse der M1 eter' für rnögl 1 eh und un­

terstützen e1n solches Modell unter best1nmten Vor­

aussetzungen: 

- Der Ante1lse1gner DGB muß die Altlasten 'der Neuen 

He1mat selbst übernehmen, da er d1e M1sere des Woh­

nungskonzerns selbst m1tverursacht hat und über 

genügend Kap1ta1 verfügt. 

- D1e über 8.000 Soz1alwohnungen der Neuen He1mat, 

d1e an d.le ebenfalls gewerkschaftse1gene BG-Inrnob1-

11 en ( BGI) verkauft wurden, müss.en Te11 der neuen 

Reg1ona1gese11s.chaft · werden; Diese Wohnungen 

• 

'\. 
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s1nd d1e "Sahnestficke" und bringen GeW1nne, ande­

re - n1cht an d1e BGI verkaufte Wohnungen - dagegen 

Verluste. 

- Durch unabhäng1ge Wirtschaftsprüfer muß das R1s1ko, 

welches s1ch als Folge aus dem Verkauf ergibt, of­

fenge.legt werden •. 

- Außerdem muß dem reg1onal1s1erten Unternehmen vom 

alten Ante11.se1gner genügend E1genkap1tal zur Ver­

fügung gestellt werden. 

- Der_ Kaufpreis ~uß für da·s Land Bremen. angemessen 

sein und berücksichtigen, daß m1t der Wohnungsüber­

nahme erhebl1che Lasten für die öffent11chen Haus­

halte verbunden sind. 

In Bremerhaven haben d1e n1cht geme1nnütz1g organ1-

s1erten Unternehmen der Neuen Heimat über Jahrzehnte 

Aufträge von der SPD und dem. Mag1 strat zugeschanzt 

bekonmen - 1n der Regel gesetzesw1dr1g ohne Wettbe­

werb und Ausschre'lbung. Außerdem_ wurden Gewährle1-

stungsfr1sten zugunsten der Neuen Heimat verkürzt und 

ungewöhnliche Honorare abgerechnet. Den Steue.rzahlern 

s1nd di:tdurch unnötige Kosten 1n M1111onenhöhe aufge- · 

bürdet worden. D1e CDU wird dafür sorgen, daß d1e 

Verantwort11chen zur Rechenschaft gezogen werden. 
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öffentlicher 01enst 

E1n le1stungs.fäh1ger öffentl1cher ·. D1enst und e1n 

funkt1onsfäh1ges Berufsbeamtentum s1nd für unseren 
demokratischen und sozialen Rechtsstaat unVerz1cht­

bar. 01e f1nanz1ellen Mögl1chk~1ten Bremens, d1e 

wahrzunehmenden Aufgaben und d1i:! Zahl der öffentl 1-

chen Bed1ensteten müssen einander a11erd1ngs entspre­
chen. SPD und Senat haben zw1schenze1t11ch e1ne nicht 
f1nanz1erbare Ausweitung des öffentlichen Dienstes 
betrieben. 01e f1nanz1ellen Folgen d1eser Po-11t1k be"'." 

konmt Bremen jetzt zu spüren. 

Durch e1nen zumindest .bis 1995 vorgesehenen E.1nstel-

1ungsstopp und den fast völligen _Verzicht auf Beför­

derungen will d·er SPD-Senat nunmehr d1e Zahl der öf­

fentl1chen Bed1ensteten um mehrere tausend verrin­

gern, allerdings ohne echte Aufgabenkr'1tik und ohne 

die öffentlichen Aufgaben entsprechend zu- vermindern. 

D1e - f1nanzpol1t1Schen Fehler der Yergiingenen Jahre. 

sollen -nun zu Lasten der Bürgerinnen und Bürgef. sowie 

der öffentlichen Bediensteten b~wältigt werden. Im 

·rrgebn1s lst dam1t d1e ordnungsgemäße Verwaltung d1e­

ses Bundeslandes gefährdet. 

Ohne e1ne Verminderung der Personalausgaben ist eine 

Senkung der bremischen Staatsausgaben nicht erreich­

bar. W1r werden aber keine planlosen und globalen 

E1nsparungen_ vornehmen, sondern e1n 1n sich schlüssi­

ges, abgestirmrtes Konzept verfolgen: 

- Verkle1nerun·g des Senats· und Straffung der Zustän­

dlgkelten; 

\ 
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- DurchforstUng der öffentlichen Tät1gke1t m1t dem 

Z1el, staatliche Tät1gke1t abzubauen oder an Pri­

vate bez1 ehungswe1 se fre1e oder geme1 nnüt z1 ge Trä­

ger_ zu über.tr~gen; 

- Oberprüfung -des Personalbestandes n1cht nur anhand 

von Bevölkerungsprognosen, sondern unter Einbezie­

hung veränderter Aufgabenstellung; 

- konsequente .Reform der Verwaltung m1t„ dem Z1el des 

Abbaus von ooppelarbe1t zw1schen verschiedenen Be­

hOrden, Einführung moderner Bürotechn1k, Verbesse­

rung der Aus- und Fortbildung für M1tarbe1ter1nnen 

und M1t.arbe1ter sowie Verstärkung des betriebsw1 rt­

schaftl 1chen Sachverst'andes 1n den Behörden; 

- Vereinfachung und drast1sche Reduz1er'ung der Geset­

ze und Verordnungen; 

- Or1ent1~rung des öffentl1chen 01enstes am Le1-

stungspr1nz1p durch Verbesserung der Aufst1egschan­

cen und Laufbahnreform; Verbesserung der Qua 11 f1 ka­

t1on ··der M1tarbe1ter1nnen und M1tarbe1ter durch 

Fortb11dungsmaßnahm!n, so .dan diese v1else1t1ger 

e1nzusetzen s1nd; 

- Aufhebung df!S tOtalen E1nste1lungsstopps zugunsten 

e1ner beda.rfsgerechten Personalpo11t1k, d1e Ein­

stellungen 1n Te1lbere1chen zuläßt, w1e be1 PoJize1 

und Berufsschule sow1e Aufhebung des Ausb1 ldungs­

stopps für Feuerwehr, Just1zvollzugsd1enst und Po-

11ze1. 

.D1e CDU w111 m1t dieser Reform den öffent11chen 

Dienst auch aus·-.e1ner polemischen· D1skuss1on heraus­

führen. 01e Veränderungen werden. deshalb m1t. H11fe 

der Beschäft1gten und unter 1hrer Bete111gung durch­

geführt werden. 
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Privatschulen 

Privatschulen bereichern und ergänzen ·daS Bildungsan­

gebot. Sie erfüllen zusanmen m1t den staatlichen 
Schulen den' öffentlichen Bildungs- und .Erz1ehungsauf­

~rag als Bestandteil einer freiheitlichen Staats- und 
Gesellschaftsordnung. S1e ermöglichen Eltern .. und 

Schülern die Wahl zwischen Schulen verschiedener Prä­

gung. Es kanl) aber ~1cht Aufgabe der Pr1viltschule,n 

se1 n, d1 e fa l sehe Schulpo11t1 k im lande Bremen zu 

korr1g1eren. 

Die Verfassung verpf11chtet den Staat, e1n le1stungs­
fäh1ges,- den untersch1edl1chen Begabungen gerecht 

werdendes Privatschulsystem zu, ~ewährle1sten. Die gu­

ten Leistungen der Schulen 1n freier Trägerschaft 
zeigen sich im lande Bremen besonders deutlich. so· 

haben d1e allgeme1n zurückgehenden Schülerzahlen s1ch 

b1sher n1cht auf d1e Anmeldungen zu den ~r1vatschulen 
ausg.ew1 rkt. 

D1e CDU unterstützt d1e Pr1vatsChulen. W1r werden da­

fü_r ,sorgen, daß s_1e auch 1n Bremen gemäß dem Verfas­

sungsauftrag ex1stenzfäh1g bleiben. 

\. 
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Qua11f1z1erungsoffens1ve 

· D1e Anstrengurigen der privaten. Wirtschaft und der 

W1rtschafts- und t1nanzpo11t1k durch arbe1tsp1atz­

schaffende Invest1tionen zu e1nem noch stärkeren, 

kontinu1er11chen Anstieg der Beschäftigung be1zutra­

gen, milssen.-· durch eine zielgerichtete Arbeitsförde­

rung des Landes, des Bundes, der Bundesanstalt für 

Arbe1t und der EG begleitet werden. Deswegen muß auch 

die Qua 11f1 z1erungsoffens1 ve fortgesetzt und ver­

stärkt werden. 

Berufliche Qua11fiz1erung soll dazu beitragen', dem 

einzelnen neue Perspektiven für seinen beruflichen 

Werdegang zu ·öffnen und unter Beachtung des Bedarfs 

der Wirtschaft an qualifizierten- Mitarbeiterinnen und 

M1tarbe1ti!:rn auch die Arbeitslosigkeit in Bremen und 

Bremerhaven abzubauen. 

Wir werden d1ejen1gen. Maßnahmen vorrangig fördern, 

d1e als e1ne Kombination von Arbeit und Lernen unter 

zuh1 ,1 fenahine betr1eb1 i eher Praxisplätze organ1s1 ert 

werden. Besonderes Gewicht 1st auf d1e Verm1ttlung 

neuer Techn1ken ·1n allen Anwendungsbereichen der 

Wirtschaft zu legen. 

W1r fordern d1e Erarbeitung e1nes Qual1fiz1erungskon~ 

zepts unter Betei11gung der. anerkannten und sonstigen 

bewährten E1nr1chtungen der Weiterbildung 1m lande 

Bremen -sow1e der be1den Arbe1ts:ämter 1n Bremen und. 

Bremerhaven. 

Außerdem werden W1 r mehr Landesmittel zur Veffügung 

stellen, um zusätz11che M1tte1 des Bundes, der Bun­

desanstalt für Arbe1t und der EG zu erhalten. 
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Sport 

Der Sport ~st für d1e erz1eher1sche, gesundheitliche 
und soz1a l e Betreuung der Bevölkerung unersetzlich. 

Zudem erhöht d1e zunehmende Freizeit das Interesse· an 
sportlicher Betätigung und damit die"Anforderungen an 
die Sportvereine. Die Schaffung ausrefchender Mög-

11chke1ten sport11Cher Betätigung durch Bau von 

Sportanlagen und Förderung der Spoftvere1ne ist -daher 

ein Teil der öffentlichen Dase1nsvorsorge und Teil 
der Gesundhe1tspol1t1k. D1e cou· _fordert eine Verbes­

serung des Sportstättenangebots entsprechend dem Be­

darf 1n den einzelnen Ortsteilen. damit den Menschen 

durch .eine größere Auswahl von Sportarten eine. sinn­
volle fre1ze1tgestaltung ermöglicht w1rd·. 

W1r vertrauen auf die Bere1tschaft und Fähigkeit der 

freien_ Träger des Sports, 1hre Aufgaben· 1n eigener 

Verantwortung und_ Selbstverwaltung zu ·leisten. Die 

Verein~ können· ohne, öffentl1che Hilfen aber nicht -die 

gestiegenen gese 11 schaftspol iti sehen · Anforderungen 

erfüllen. DeSha1b bedarf der Sport der .. kont1nu1er11-

chen und, ausreichenden Förderung .. Die Öffentliche 

Sportförderung darf die Autonomie der Sportvereine 

aber nicht einschränken oder m1t bürokratischen Auf­

lagen belasten. Die Obungsle1ter und Trainer müssen 

entsprechend -1hrer Le1stung bezahlt, die. Vere1ne or-. 

gan1sator1sch unterstützt werden. Für den Berufssport 

gelten andere Kriter1en. 

Wir wcillen folgende Ziele 1n der Spo\-t'pol1t1k 

verfolgen: 

- E1nhciltung des· von der CDU 1n1~11erten Breni1schen 

Sportförderungsgesetzes, 

- Förderung des Bre1ten-, tre1zeit- und Leistungs­

sports, · 
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Anerkennung der ehrenamtlichen M1tarbe1t in 

Sportvereinen und -verbänden, 

Grfindung einer Stiftung zur Förderung des Lei­

stungssports, 

Fortführung des Sportstättenbaus unter Ber0ck­

s1cht1gung der gewandelten Ansprüche 1m Fre1-

ze1tsport, 

· Sanierung der Sportstätten, insbesondere der 

Bez1 rkssportanl agen, 

umfassende ze1t11ch abgestufte San1erung 

{3-St.ufen-Plan) des Weser-Stadions unter Ein­

beziehung der West- 'und Ostkurve sow1e der 

Südtrl büne, 

Erteilung des 1n den Lehrplänen· ausgewiesenen. 

Sportunterr,1chts. 

Bere-1tstellung notwendiger Schulsportanlagen, 

d1e auch sowe1t w1e lnöglich den Sportvereinen 

zur Benutzung überlassen werden: Erhalt der 

Schulturnhal-len für den Vereinssport, . 

t'ntlastung der Sportvere1ne 1m steuer11chen 

Bereich, 

Ausbau der schulärzt11che.n und sportmed1z1n1-

. schen Untersuchungen, 

Ei-ha ltung des Sportamts a 1 s An laufste 1 le für 

d1e Vereine. 
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Strafvollzug 

Iffi Vollzug der fre1he1tsstrafe sollen d1e Verurteil­

ten fäh1g werden, k.ünft1g 1n sozialer Verantwortung 

ein Leben ohne Straftaten zu führen. Der Vollzug der 

fre,he1tsstrafe dient zugleie,h dem Schutz der Allge­

meinheit vor weiteren Straftaten. Bei allen Maßnahmen 
des Strafvollzugs darf der Stcherhe1tsanspruch der 

Bevölkerung nicht vernachlässigt werden. Sch11eß11ch 

muß ,berücks1cht1gt werden, daß die Strafe auch Sühne 

für begangenes Unrecht sein soll. 

Für den auf Resoz1a11s1erung ausgerichteten Behand­

lungsvollzug, w1e ihn das StrafVollzugsgesetz for­

dert, sind 1n Breme~ d1e Voraussetzungen nicht· gege­
ben. Wegen des Wegfalls der sogenannten, dritten 

Sch1cht gibt es in den Just1zvollzugsanstalten über­

w1egend Verwahrvollzug. Im Verg1e1ch iu den übrigen· 

Bundesländern beschäft1gt Bremen d1e wenigsten Be­

währuflgshe 1 fer. O~durch erhöht s 1 eh d1 e Rückfa 1 lge­

fahr. 

W1r wollen die Anleitung' zu geregelter und geordneter 

Arbeit als ·w1cht1gste Behandlungsmaßniihme 1n den M1t­

telpunkt des Strafvollzugs stellen. 

Vollzugslockerufigen dürfen nu~ solchen Strafgefange­

nen gewährt werden, d1e 1hre M1tw1rk.ungsbere1tschaft 

an den Vo11zugsz1elen geze1gt haben; 1n Zweifelsfäl­

len muß d1e S1cherhe1t der Bürger1n~en und Bürger den, 

Vorrang haben. 

01e Gefangenen müssen auf die S1tuat1on nach der 

Haftentlassung vorbereitet, d1e Entlassenenh11fe muß 

ausgebaut werden. 

\ 
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W1r wollen, daß auch d1e Straftaten jugend11ch_er Tä­

ter ve_rfolgt und geahndet werden, damlt das Rechtsbe­

wu_ßtse1n der Jugendl1chen n1cht weiter ausgehöhlt 

w1 rd. Oabe1 unterst"re1 chen w1 r, daß Hauptzweck des 

Jugendstrafvollzugs die Erziehung jugendlicher Täter 

1st. 

01e Arbe1tsbed1ngungen und Ausbildung der Bed1enste­

ten 1m Strafvollzug müssen so beschaffen· se1n, daß 

s 1 e d1 e Auf' gaben des Behandl ungsvo 11 zugs oder zum1n­

dest e1nes behandlungsorientlerten Strafvollzugs in1t 

Erfolg wahrnehmen 'können. 
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Suchtgefahren 

Zur Drogensucht gehören Alk9hol-, Rauschmittel- und 
Med1kamentenabhäng1gkeit. Trotz v1elfält1ger Abwehr­
maßnahmen 1n· den vergangeneli Jahren hat d-er Drogeft­

konsum e1n erschreckendes Ausmaß angenomnen. 01e· Dro­

genbekämpfung 1st. schw1er1ger geworden, da der Dro­

genkonsu~ 1mner unüberschaubarer w1rd .. ·Neue 11 B1111g­

produkte11 als E1nst1egsClroge überschwemnen den Oro­

gen.markt ·und verringern so die finanzielle E1nst1egs­

barr1ere. 01e "B1111g-Drogen° :führen genauso in d1e 

Abhäng1gke1t wie die harten Drogen. D1e Abhäng1gke1t 

bringt. · fü.r d1e zume1st jungen Drogenkonsumenten 

schwere Gefahren für deren Persönlichkeit, Gesundheit 
und Le1stungsfäh1gke1t m1t sich. Oie Sucht führt häu­

fig. zur Beschaf fungskr1m1na11tät. 

Oft sehen vor allem junge Menschen 1m Drogenkonsum, 

den e1nz1gen Ausweg aus e1nef filr s1e n1cht zu bewäl­

t1genden Gegenwart. W1r wollen daher das B~wußtse1n 

stärken, daß Probleme n1cht durch Drogen gelöst wer­

den können. P~ychotherapeutische Maßnahmen zur Stär­

kung der Persönlichkeit müssen im M1tte1Punkt einer 

. erfolgre1chen Drogentherap1e stehen. Der Betreuung 

nach 'der Therap1e konmt e1ne große Bedeutung zu . 

. Vie 1 fach geraten d1 e ehema 11 gen Abhäng1gen· ansonsten 

w1eder 1n 1h~en gewohnten Kre1s1auf, der häuf1g· 1n 

·Richtung Drogenkonsum führt. Nach der Therapie benö-

tigen die ehema11gen Sücht1gen Hilfestellung bei 

Wohnungs- und Arbe1tsplatzsuche sow1e be1 seelischen 

und körper11chen Problemen. 

Der Zugang· 7.U Drogen ·muß erschwert werden. W1 r 1 ehnen 

die Forderung nach Freigabe sogenannter uwe1cher Dro­

gen11 ab. 

'\. 
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Häufigste E1nst1egsdroge 1st der Alkohol. Der Ante11 

der Alkoholk·ranken 1n unserer Gesellschaft steigt.' In 

Gaststätten sollte daher mindestens e1n alkoholfreies 

Getränk angeboten werden, das b1111ger 1st a1s alko­

ho11sche Getränke. 

01e Einhaltung der Best1nmungen des Jugendschutzge­

setzes, 1nsbesondere bezügl 1 eh der Abgabe von A 1 ko­

ho 1, ist ·nachhalt1ger zu kontro111eren. 

W1r fordern e1ne verstärkte Aufk1ärungsarbe1t ari den 

Schulen über d1e. Suchtgefahren. Die 1n der Jugendar­

be'1t Tät1gen sollen ständig Informationen Ober d1e 

Ausw1rkungerl der Alkohol-,· Rau~chm1ttel- und Med1ka­

mentenabhängigke1~ erhalten, um über d1e Gefahren 

besser aufklären·.zu können. 

E1nen .Schwerpunkt der Aufklärung sollen d1e E1n­

st1egs- ·und fllodedroflen bilden. , 

Wir wollen d1e Arbeit der Drogenberatungsstellen ver­

bessern und erweitern. Die Drogenberater müssen den 

H11fesuchenden m1t Rat und Tat- be1 allen Lebensfragen 

zur Verfügun9 stehen. Daher 1st eine enge Zusanmenar­

be1t der Drogenberatungsstellen m1t anderen soz1a1en 

E1nr1chtungen und H11fS0rgan1satlonen dr1n9end erfor­

derlich. 

Da viele Abhängige Schwellenängste haben, d1e Drogen­

beratung~ste11en aufzusuchen, setzen w1r uns für den 

verstärkten Einsatz der·aufsuchenden Soz1alarbe1t ein. 

Neben den Drogenberatungsstellen wollen w1r 1n Bremen 

und Bremerhaven · Drogentelefone e1nr1chten, d1e von 

·den Hllfesuchenden zu jeder Ze't angerufen werden 

könrien. 
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Eine Vielzahl von Selbsth11feorgan1sat1onen leisten 
bei der Bekämpfung der Suchtgefahren und der Be~ 

treuung von Suchtkranken einen unverzichtbaren Bei­

trag. Wir werden diese Arbeit weiter unterstützen. 

Wir wollen die verstärkte Aus- und Fortbildung von 
Ärzten, Lehrern, Sozialarbeitern, Krankenkassen- und 
Krankenhausbediensteten, Polizeibeamten . und JustiZ­

vollzugsbediensteten für die Suchtbekämpfung sciwie 
ein schlüssiges Konzept für eine wirkungsvolle Zusam­

menarbeit der Behörden. 

Im Rahmen der Drogenbekämpfung ist eine härtere Be­

.strafung derjenigen notwendig, die als Geschäftema­

cher Leben und Gesundheit vieler Menschen, insbeson­

dere Jugendl1Ch(!r, ruinieren. D1e Bekämpfung der 

Rauschgiftkr1m1nal1tät kann aber nicht allein von der 

Po11ze1 geleistet werden, sondern verlangt Maßnahmen 

aller betroffenen Behörden und Ämter. 

W1r wollen e1ne Intens1v1erung der m1t dem Bund und 

den anderen , Bundesländern abzustirmnenden Verfolgung 

der Rauschg1 fthändl er. Desha 1 b treten w1 r für ver­

mehrte Razz1en 1n der Rauschgiftszene und eine Ver­

stärkung der Kon.trollen auf dem Flughafen und 1n den 

·Häfeff e1n. 

\ 
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T1erschutz 

Das T1erschutzgesetz von 1972 1st m1t Wirkung vom 

1. Jariuar 1987 novelliert worden. 01e jetzt vorgege­

bene_n Mög11chkeiten sind voll zu nutzen. Rechtsver­

ordnungen sind zu erlassen, zum Be1sp1el für den 

Trans~ort von Tieren 1n Behältern u.nd übe.r_ das Verbot' 

des Versandes pe'r Nachnahme. Gesetzliche Vorschr1ften 

, zur Durchführung von Tierversuchen müssen daraufhin 

überprüft werden, ob sie nicht durch den Einsatz von 

Alternativmethoden abgelöSt werde'n können. Die Ein­

richtllng vori· ~atenbanken 1.st zu beschleunigen, um 
Doppel- und Mehrfachversuche an ·verschiedenen Orten 

zu unterbinden. Z1el aller Oberlegungen muß es sein, 

die immer noch _große ·zahl von Tierversuchen weiterhin 

auf e1n M1ndestmaß zu reduzieren. 



- 132 -

Vertr1ebene. Flüchtlinge, Auss1edler 

D1e Bundesreg1erung 1st Sachwalter für d1e Grund- und 
Menschenrechte aller Deutschen. D1e Bremer CDU unter­
stützt d1e Bemühungen der Bundesreg1erung, e1ne Euro­
pä1sche Fr1edensordnung zu , schaffen; d1e auf der 

. Grundlage des Rechts und des gegense1t1gen rnteres-
senausgle1chs_ e1n freundschaftliches Mtte1nander des 

de~tschen Volkes auch m1t seinen' östlichen Nachbar­

völkern ermög11cht und ctam1t der Idee der Fre1he1t 

und der Würde des Menschen d1ent. Für uns g11t d1e 

Präambel des Grundgesetzes unverändert. 

M1l11 onen deutsche Vertr1 ebene. Fl üchtl 1nge und Aus.:... 

s1edler aus Mittel- und Ostd~utschlclnd leben 1rl der 

Bundesrepublik Deutschland. V1ele Tausende von 1hnen 

und 1hre Nachkonmen wohnen 1n Bremen und B~emerhaven~ 
W1r setzen uns dafür e1n, daß das Land Bremen - wte 

d1e anderen Bundesländer auch - se1ner gesetzi1chen 

Verpflichtung aus § 96 des Bundesvertr1ebenengesetzes 

nachkormit, näml tch unter anderem "das Kulturgut der 

Vertre1bungsgeb1ete 1n dem Bewußtsein .der Vertriebe-

„ nen und F10cht11nge, des gesamten deutschen. Volkes· 

und des Auslandes zu erhalte·n und die We1terentwlck­

lung der Kulturleistungen der ·Vertriebenen und 
F1ücht11nge zu fördern. 11 

Dazu gehört· unter anderem, 

- d1e kulturelle Arbeit der v"ertr1ebenen f1nan­

z1ell zu unterstützen; 

- die Kulturgüter der ostdeutschen Gebiete zu er­

halten; 

• 

\ 
\ 
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d1e Bibliotheken ,1m lande Bremen 1n größerem Um­

fange m1t mittel- und ostdeutscher L1teratur 

auszustatten. 

W1r treten dafür e1n, 

daß der 11 eund der Vertr1ebenen 11 und d1e Lands­

mannschaften nachhaltig unterstützt werden; 

daß Auss·1edi"er gezielt f1nanz1elle Unterstützting 

und Förderungsmaßnahmen erhalten; 

daß das bisher von fremdem. Zwangsregime verwei­

gerte Erlernen der Muttersprache nachhaltig un­

terstützt w1 rd; 

daß dle Patenschaft der Stadt Bremerhaven für 

Elb1ng erhalten ble1bt und neu belebt w1rd; 

daß das Besuchsgeld fUr. alle Besucher aus Mit­

tel- und OstdeUtschland - w1e 1n anderen Bundes­

ländern - aus Landesm1tteln gewährt wird. 
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